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Vorbemerkung 


Der Verfasser dieses Buches entstammt einer deutschen Familie, die sich in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts in den Vereinigten Staaten niederließ. Er selber 
ist in Deutschland aufgewachsen, studierte Geschichte bei Erich Marcks und Her- 
mann Oncken und Nationalökonomie bei Alfred Weber und Emil Lederer. Ent- 
scheidend für sein Denken wurde aber der Einfluß von Max Weber, dessen letzte 
Vorlesung er noch hören konnte. Während seiner Heidelberger Studienzeit, zu 
Beginn der zwanziger Jahre, stand er dem Kreis um Carlo Mierendorff und 
Theodor Haubach nahe. Im Jahre 1925 lehrte er am Institut für Auslandspolitik 
in Hamburg. Danach arbeitete er sieben Jahre, das heißt bis zum Hereinbruch des 
Nationalsozialismus, an seinem großen Werk über den Imperialismus vor 1914, 
das in den dreißiger Jahren in einer Kurzfassung unter dem Titel „Vorkriegs- 
imperialismus“ in Paris erschien und ihn mit einem Schlag in die Reihe der 
Historiker von internationalem Ruf stellte. Das vollständige Werk konnte deutsch 
erst im Jahre 1951 (C. H. Beck, München) herausgebracht werden. Nach Abschluß 
dieser Arbeit wirkte er an verschiedenen wissenschaftlichen Institutionen in 
Amerika und war im Winter 1949/50 Gastprofessor an der Universität München. 
Außer seinem großen Werk über den Imperialismus veröffentlichte er eine ganze 
Reihe von Untersuchungen und Studien zur Geschichte der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts — von denen besonders die unter dem Titel „Seeckt umd Ruß- 
land“ im Jahre 1949 erschienene Arbeit Aufsehen erregte. 

In der Einleitung zu „Imperialismus vor 1914“ sagt Hallgarten, daß sein geistiger 
Standort ein bewußter Protest gegen den Irrationalismus der späteren zwanziger 
Jahre und der Nazizeit, besonders auf dem Gebiet der Geschichtsbetrachung, ist. 
Er vertritt die Auffassung, daß sich bei der Erklärung der gesellschaftlichen Wirk- 
lichkeit die marxistische und die bürgerlich-rationale Auffassung weitgehend 
parallel verwerten lassen. Das hindert ihn jedoch nicht daran, die Schwächen des 
Marxismus zu erkennen, die seiner Ansicht nach darin liegen, daß er vor über 
100 Jahren geboren wurde, in einer Zeit, in der man noch an die wachsende 
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Verelendung des Proletariats und an die Notwendigkeit einer schließlichen allge- 
meinen Arbeiter-Revolution g’auben konnte. Während er dem Marxismus zuge- 
steht, daß die Entwicklung des menschlichen Denkens unablöslich verbunden ist 
mit der des gesellschaftlichen Seins, sucht er sich bei der Formulierung der Gesetze 
dieses Seins, den Bahnen Max Webers folgend, eines unerbittlichen Realismus zu 
befleißigen, der jeden Utopismus ablehnt. Dabei hindert ihn seine Vorliebe für die 
rationale Durchleuchtung historischer Prozesse nicht daran, die Bedeutung 
des Irrationalen zu erkennen und ihm den Platz anzuweisen, der ihm in der 
Geschichte der menschlichen Gesellschaft gebührt. In seinem Werk „Die Diktatur“ 
zeigt er auf, unter welchen sozialen Voraussetzungen bestimmte, oft irrationale 
Typen von Führen zur Macht kommen und welche Verheerungen dieser Irratio- 
nalismus unter gewissen Verhältnissen anzurichten vermag. 

Die in dem vorliegenden Band enthaltenen zwei Arbeiten Hallgartens beleuchten 
an Hand von neuem Quellenmaterial die Geschichte der Jahre von 1918—1933 
und legen bloß, welch unheilvolle Rolle gewisse Kreise der deutschen Schwer- 
industrie in jenen Jahren gespielt haben und welche Verantwortung sie an dem 
Aufkommen des Nationalsozialismus und an seiner Machtergreifung tragen. Damit 
wird der seit 1945 systematisch verbreiteten Behauptung von der Unschuld der 
deutschen Schwerindustrie an dem Verbrechen des Nationalsozialismus durch 
einen Historiker von Rang unter Benutzung von neuestem, bisher nicht zugäng- 
lichem Aktenmaterial zum erstenmal mit wissenschaftlichem Rüstzeug entgegen- 
getreten. 

Die erste hier vorgelegte Studie, „Stinnes, Seeckt und Hitler“, stützt sich teil- 
weise auf Dokumente aus dem Nachlaß des Generals von Seeckt, früher im 
Heeresarchiv in Potsdam. Das Material wurde 1947 vom Verfasser in den „National 
Archives“ in Washington eingesehen. Die dort vorgefundenen Akten lagen auch 
der bereits erwähnten, im März 1949 im „Journal of modern History“ veröffent- 
lichten Arbeit „General von Seeckt and Russia“ zugrunde. Die „National Archives“ 
lieferten ferner das hier verwandte Material aus den Aktenbeständen des US- 
Departments of State (Record Group 59. General Records of Department of 
State, State Decimal File: 1910—29. Es ist im folgenden zitiert als St. D. Akten, 
unter Beifügung der Kennziffer). 

Der die Jahre 1931—1933 umfassende Teil der zweiten Studie, „Adolf Hitler 
und die deutsche Schwerindustrie“ stellt die Übersetzung eines Artikels dar, der 
im Sommer 1952 im Journal of Economic History (vol. XII, No. 3, p. 222—46) in 
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New York erschien. Dieser Teil wurde von Dr. Freyh übersetzt. Die vorhergehen- 
den Abschnitte, die in jener Publikation nur auszugsweise wiedergegeben sind, 
werden hier zum erstenmal im vollen Wortlaut mitgeteilt; sie wurden vom Ver- 
fasser ins Deutsche übertragen. 

Die in diesem Band vom Verfasser vorgelegten zwei Studien sind Vorarbeiten 
zu einem geplanten größeren Werk, das eine systematische Behandlung des ge- 
samten Zeitraumes bringen soll. 
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Das Ende des Jahres 1922 bezeichnet den Höhepunkt der internationalen 
Gegenbewegung zu den Ereignissen der Jahre 1917—18. Mit Mussolini an der 
Macht in Rom, Bonar Law in London, Poincare in Paris und Wilhelm Cuno in 
Berlin, gelangte die politische Kontrolle Europas in die Hände der revolutions- 
feindlichsten und konservativsten Elemente im Lager der vier nicht-kommu- 
nistischen europäischen Hauptmächte. Sie alle blickten hoffend auf die Vereinig- 
ten Staaten, wo seit 1921 ein republikanischer Präsident am Ruder war. Trotz die- 
ser Ähnlichkeit der allgemeinen Entwicklung jedoch waren die vier Mächte völlig 
uneinig, was nicht zuletzt der Einwirkung der gleichen industriellen Interessen 
zuzuschreiben war, die die gegenrevolutionäre Welle trugen. Statt den Kontinent 
zu einigen, verstärkten diese Interessen die vorhandenen territorialen und poli- 
tischen Gegensätze, besonders die deutsch-französische Rivalität, die zu Beginn 
1922 mit der Übernahme der Ministerpräsidentschaft durch Raymond Poincare, 
den umstrittenen Staatsmann der Vorkriegs- und Kriegszeit, eine Verstärkung 
erfuhr [1]. Seitdem — Ende Oktober 1922 — die Frankfurter Zeitung den be- 
rühmten Bericht des nach dem Rheinland entsandten französischen Sonderkom- 
missars Adrian Dariac veröffentlicht hatte, der eine praktische Lostrennung des 
von Frankreich besetzten deutschen Gebietes in Aussicht nahm, konnte über die 
Absichten Poincares und des hinter ihm stehenden Comit& des Forges — der 
Kernorganisation der französischen Schwerindustrie — kaum ein Zweifel bestehen; 
die hartnäckig-starre Haltung des französischen Vertreters in der Reparationskom- 
mission zeigte klar, daß dieser Kreis danach trachtete, das Ruhrgebiet als „pro- 
duktives Pfand“ zu besetzen, um so die Frage der französischen politischen Sicher- 
heit in seiner besonderen Art zu lösen und gleichzeitig eine Kohlenbasis für die 
vormals deutschen Stahlwerke in Lothringen zu finden, die sich die Mitglieder des 
Comite nach dem Versailler Frieden für ein Spottgeld angeeignet hatten [2]. 

Auch in Deutschland trat um jene Zeit die Großindustrie politisch in den 
Vordergrund. Das Reich befand sich damals im Stadium fortgeschrittener Inflation, 
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was ökonomisch einer Enteignung der Nation zugunsten der Besitzer von Sach- 
werten gleichkam. Die Palme dieser Zeit winkte Männern, die es besonders gut 
verstanden, sich auf Grund ihres Verfügungsrechts über Grundstücke und In- 
dustrieanlagen gewaltige Summen bei den Banken auszuborgen und sie später in 
entwerteter Währung zurückzuzahlen [3]. Von dem größten dieser Wirtschafts- 
gewaltigen, Hugo Stinnes, sagt zu jener Zeit sein Kollege, der Großindustrielle 
Otto Wolff: „Ich bin zwar kein so großer Mann wie Stinnes, allein auch ich bin den 
Banken mehrere Billionen schuldig.“ [4]. Umhüllt vom Nebel der Inflation, der die 
Konturen der deutschen Wirtschaft jener Tage verschleiert, hat Stinnes sachlich 
wie selbst körperlich etwas von Alberich, dem Herm des Nibelungenhorts; wäh- 
rend der Konferenz von Spa (6. Juni 1920), wo er als deutscher Wirtschaftssach- 
verständiger erscheint, wird er während eines abendlichen Umherschlenderns im 
Park vom alliierten Sicherheitsdienst verhaftet, weil man die unansehnliche Gestalt 
im Hartmann und abgetragenen Mantel, mit dem schwarzen Vollbart und den 
bleichen, haßerfüllten Zügen für eine Art Attentäter hält. 

Manche Augenzeugen fasziniert sein Wesen. Dem amerikanischen Diplomaten 
R. W. Castle, der mit Stinnes Ende Oktober 1922 lange spricht, erscheint der 
„König der Ruhr“ als die überragende Persönlichkeit Deutschlands, ein Mann von 
großer Macht, enormer Phantasie und kraftvoller Stärke, die an Bismarck gemahne. 
Präsident Ebert, versichert dieser Beobachter, nenne Stinnes ein politisches Kind. 
Das stimme insofern, als Stinnes nicht begreife, daß er Völker nicht manipulieren 
könne wie seine eigenen Arbeiter. Allein mit seinem fast unvorstellbaren Reich- 
tum, der freilich zum Teil auf dem Papier stehe, und der sich nicht auf einzelne 
Industrien, Orte und selbst Länder beschränke, sei er imstande, ganze Gemeinden 
zu verpflanzen. Ein Mensch, den die Politiker als kindisch bezeichneten, möge 
früher oder später den Politikern Gesetze diktieren. Stinnes besitze ein Genie für 
Organisation und für die Koordinierung großer Interessen, das ihn weit über die 
Sphäre des gewöhnlichen Industriemagnaten hinaustrage. Er konsolidiere seine 
Wirtschaftsinteressen in ganz Deutschland und Österreich und erwerbe Interessen 
in Italien, der Tschechoslowakei und Schlesien, um so, wenn auch mehr auf in- 
dustriellem als auf militärischem Gebiet, das alte Deutsche Kaiserreich wiederher- 
zustellen. Durch Gewinnung der französischen Industrie für seine Pläne trachte er 
nach industrieller Vorherrschaft auf dem Kontinent. Er mache jedoch denselben 
Fehler wie einst Bismarck: er wolle herrschen und selbst der Staat sein. Sein Ideal 
komme — so sieht es der Amerikaner — dem Sozialismus nahe, so wenig die 
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Sozialisten dies zugeben würden, denn Staatskontrolle bedeute persönliche Kon- 
trolle wie in Rußland. Stinnes’ Plan, wie der Sozialismus, töte persönliche Initia- 
tive. Der stärkste Mann in Deutschland, sei Stinnes auch einer der wahrhaft ge- 
fährlichen Männer der Welt [5]. 

Stinnes’ wirtschaftliche Macht wächst proportional dem Markverfall [6]. Außer 
seinem gigantischen Privatkonzern, der Hugo Stinnes GmbH., die sechzig Unter- 
nehmungen kontrolliert, beherrscht er noch einen zweiten Riesentrust, die Rhein- 
Elbe-Siemens-Schuckert Union, die durch Zusammenschweißung der Kohlen- und 
Eisenwerke von Deutsch-Luxemburg, Gelsenkirchen und des Bochumer Vereins 
mit den Elektrointeressen von Siemens-Schuckert entstanden ist, und die sieben- 
undvierzig Firmen und Geschäftshäuser von Ruf in Abhängigkeit hält. Die Reichs- 
regierung der Weimarer Koalition weiß, daß sie ohne Mitwirkung dieses Wirt- 
schaftskolosses, den der englische Botschafter, selbst einer der Wirtschaftsgewal- 
tigen der Zeit, als einen „überzeugten Anhänger der Inflation“ kennzeichnet, [7] 
die Mark niemals stabilisieren kann; als der Wirtschaftssachverständige Professor 
Bonn dem Reichskanzler Dr. Wirth dringend nahelegt, die Währung festzulegen, 
erhält er die Antwort: „Ich werde es versuchen, aber Sie müssen vorher Hugo 
Stinnes überreden“, worauf Bonn erwidert: „Dafür gibt es nur einen Weg: Lassen 
Sie ihn verhaften und wegen Hochverrats zur Rechenschaft ziehen.“ [8] 

Gegen Mitte 1922 zeigen sich jedoch die Gefahren, die die inflationistische Ent- 
wicklung selbst für ihre Hauptnutznießer heraufbeschwört. Mit dem zunehmenden 
Verfall der Mark sieht sich die deutsche Wirtschaft vor die Möglichkeit einer plötz- 
lichen Deflationskrise und allgemeiner Arbeitslosigkeit gestellt. Um der Gefahr zu 
begegnen, nehmen die führenden Industriellen einen Kurswechsel vor: Am 14. 
August schließt Stinnes, in scharfem Gegensatz zu der bisherigen Linie der In- 
dustrie in der Reparationsfrage, in Niederheimbach am Rhein ein weittragendes 
Abkommen mit dem Bevollmächtigten für den Wiederaufbau der zerstörten 
französischen Gebiete, Marquis de Lubersac, in dem er seine und seiner Freunde 
Mitwirkung am Wiederaufbau Frankreichs in Aussicht stellt [9]. Durch Zuer- 
kennung einer Kommission von 6°/o für alle vom Stinnes-Konzern auszuführenden 
Arbeiten, durch Stipulierungen zugunsten der hinter Stinnes stehenden Dresdner 
Bank und durch beabsichtigte Durchlöcherung des Prinzips des Achtstundentags 
wird hier die Erfüllung von Reparationsleistungen aus einer Belastung der Er- 
zeuger zu einer schneidigen Waffe der Industrie im Kampf gegen die kommende 
Deflationskrise umgeschmiedet; das Echo in der deutschen Rechtspresse ist denn 
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auch durchaus freundlich [10]. Voraussetzung für das Gelingen freilich ist ein Sieg 
von Stinnes und seinen Freunden über die Weimarer Koalition, den Kanzler 
Dr. Wirth und die hinter ihm stehende Sozialdemokratie, Verteidigerin des Acht- 
stundentags. Anfang September wird daher Stinnes’ Kampf gegen diese Mächte 
besonders scharf. Ziel seiner Wünsche ist die Ernennung eines Außenministers 
und Wiederaufbauministers aus den Kreisen der Deutschen Volkspartei, der 
doppelköpfigen Organisation von Stresemann und Stinnes, deren Reichstagsfrak- 
tion Stinnes persönlich angehört, sowie die Ersetzung des als zu republikfreundlich 
geltenden Staatssekretärs im Auswärtigen Amt v. Haniel [11], Sproß einer von 
Stinnes unabhängigen Industriedynastie. Nehme Wirth diese Bedingungen nicht 
an, betont Stinnes, so müsse dieser „Schulmeister“ gehen. Die deutsche Schwer- 
industrie steht bei diesen Bemühungen hinter ihm. Das Stinnes-Lubersac-Ab- 
kommen, so versichert Kruppdirektor Dr. Sorge, Vorsitzender des Reichsverbandes 
der Deutschen Industrie dem amerikanischen Botschafter Alanson B. Houghton 
am 15. September, sei nur ein erster Schritt auf dem Wege der Mitwirkung der 
Wirtschaft in der Reparationsfrage; Voraussetzung seien freilich Evakuierung des 
Rheinlands, Regelung der Saarfrage und Aufhebung deutschfeindlicher Handels- 
beschränkungen [12]. Stinnes rechnet darauf, durch außenpolitische Erfolge die 
Zustimmung des Reichstags zur Durchführung des Achtstundentags zu erhal- 
ten. Er sieht sich bereits im Geist in Gesellschaft französischer Unternehmer auf 
einer Besichtigungsreise durch die zerstörten Gebiete, die er wiederaufbauen 
will, und er erklärt dem amerikanischen Diplomaten, Poincare stimme seinem Plan 
völlig zu [13]. 

Im Oktober macht der „König der Ruhr“ bedeutende Fortschritte. In mehrtägi- 
gen Unterredungen mit de Lubersac, der zu ihm nach Deutschland reist, wird sein 
großes Projekt im einzelnen festgelegt. Es ist ein Riesenplan im echten Stinnes- 
Geist, inspiriert von dem fanatischen Nationalismus, den die Welt seit seinem 
Auftreten in Spa an ihm kennt, und bestimmt, den Stinnes-Konzern durch poli- 
tische Zugeständnisse der Franzosen und durch wirtschaftliche Opfer der deut- 
schen Bevölkerung wie auf Granit zu gründen. Wenn er, Stinnes, den Deutschen 
die politische Freiheit brächte, so würden sie dafür mehr arbeiten [14]. Im Aus- 
tausch für militärische Räumung des Rheinlands und der Saar und Verzicht der 
Entente auf sämtliche Sanktionen und sonstige Zwangsmaßnahmen sowie auf 
Sondermaßnahmen gegen den deutschen Handel erklärt sich Stinnes bereit, die 
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deutschen Wahrung zu befiirworten, deren Zinsen aus nicht extra-bezahlter Uber- 
stundenarbeit der deutschen Bevölkerung zu vergiiten seien. Die vorgesehene 
Einführung eines 10-Stunden-Tages für 10—15 Jahre läuft faktisch auf Ableistung 
von 6 bis 9000 solcher Überstunden pro Kopf der arbeitenden Bevölkerung hinaus. 
Stinnes’ Zustimmung zur Markstabilisierung ist ferner an die Voraussetzung ge- 
knüpft, daß alle Streiks in lebenswichtigen Betrieben für die Dauer von fünf 
Jahren bei Strafe verboten werden, sowie daß man alle Staatsbetriebe nach 
privatwirtschaftlichen Grundsätzen umorganisiert, die deutsche Steuergesetz- 
gebung diesen Bedürfnissen anpaßt, die Strafen für Eigentumsdelikte aufs äußerste 
verschärft und schließlich die gesamte Reichsverwaltung und alle seit 1914 er- 
lassenen Gesetze auf ihren Nutzen für die deutsche Gütererzeugung überprüft 
und entsprechend umgestaltet. Die Obsorge für die Infationsgeschädigten über- 
nimmt nach diesem Plan das Reich, um ein Anwachsen revolutionärer Strömungen 
zu verhüten — ein kluger Schachzug, der die Hauptinflationsgewinnler auf Kosten 
des Staats bei ihren Opfern populärer machen soll. Hält man sich obendrein ent- 
gegen, daß der Stinnes-Konzern nach dem Lubersac-Abkommen 6° Kommission 
für alle Wiederaufbau-Arbeiten und Lieferungen zugesichert erhält, nicht einge- 
rechnet die Provisionen für die hinter ihm stehenden Banken, und daß Stinnes auf 
Aufgabe des gesamten Konsumentenschutzes besteht, so zeigt sich die Natur der 
geplanten Riesen-Transaktion mit voller Klarheit. Um die französische Industrie 
für seinen Plan zu gewinnen, bietet er ihr Beteiligung am Wiederaufbaugeschäft 
und die Formierung produktionsbeschränkender europäischer Kartelle an, was 
finanziell äußerst verführerisch aussieht [15]. 

Ängstlich bestrebt, seinen Riesenplan vorerst so weit wie möglich geheim zu 
halten, beschränkt sich der „König der Ruhr“ einstweilen darauf, de Lubersac 
nach längeren Besprechungen über das Projekt im Oktober bei Reichskanzler 
Wirth und Präsident Ebert einzuführen und ihm versichern zu lassen, daß das 
Reich an direkten Verhandlungen über Sachlieferungen interessiert sei und den 
Unterhändlern — darunter ihm selbst — offizielle Vollmacht hierzu erteilen werde. 
Befriedigt über diese Informationen, fährt de Lubersac nach Paris zurück, um den 
Stinnes-Plan in vollem Umfang dem Präsidenten der Republik, Millerand, und 
dem Ministerpräsidenten Poincar& vorzulegen. Währenddessen verstärkt Stinnes 
seinen Druck auf den Kanzler zur Umbildung der Reichsregierung. „Wirth“, so 
erzählt er selbst dem amerikanischen Botschafter am 24. Oktober, „habe zuge- 
geben, er sei am Ende seines Lateins (“at the end of his rope’), und er habe ihn — 
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Stinnes — gebeten, ihm die Namen von vier Reichsministem zu unterbreiten. Er” 
Stinnes, habe dies abgelehnt; allein, er sei dann zum Präsidenten Ebert gepanger ` 
und habe ihm zwei Namen von Männern genannt, denen Ebert sofort telegraphier = 
habe.“ Nach der Meinung des amerikanischen Botschafters ist einer dieser Minne m 
der Generaldirektor der Hamburg-Amerika-Linie, Wilhelm Cuno, der die amerika — 
nische Botschaft kurz zuvor verständigt hat, Ebert habe ihm den Posten des 
Außenministers angeboten [16]. 

Die diplomatische Unterstützung durch die Vereinigten Staaten scheint Stinnes= 
von äußerster Wichtigkeit. In der Unterredung vom 24. Oktober ersucht er den 
Botschafter Houghton, der bei ihm zu Besuch weilt, das amerikanische State Des: 
partment von seinen Verhandlungen zu unterrichten und de Lubersac persönlich 
davon zu informieren, daß die geplante — wir würden heute sagen: paneuropä- 
ische — Kombination den amerikanischen Segen habe [17]. Nach Ansicht des 
Diplomaten Castle, der als Leiter der westeuropäischen Abteilung des Department 
of State diese Dinge genauestens kennt, ist dieser Punkt in der Tat entscheidend. 
Poincaré sei bereit, dem Plan zuzustimmen, falls er eine amerikanische Sicher- 
heitsgarantie erhalte. Falls Amerika eine Form hierfür fände, würde sich das Re- 
parationsproblem lösen lassen [18]. Um sein Projekt zu fördern, sucht Stinnes es 
so einzurichten, daß der Inhalt der ganzen Verhandlung mit Ausnahme des Reichs- 
präsidenten Ebert, dem er vertraut [19], nur einigen wenigen Vertrauens- 
leuten großer Geschäftskreise — Poincare, Millerand, Houghton und dem deut- 
schen Botschafter in Washington, dem ehemaligen Kruppdirektor Dr. Wiedfeldt — 
bekannt wird, daß aber der Reichskanzler Dr. Wirth nach Möglichkeit im Dunkeln 
bleibt. Allein, bald stellen sich Schwierigkeiten ein. An eine Garantie der politischen 
Sicherheit Frankreichs durch das Amerika jener Tage, das soeben über den Präsi- 
denten Wilson triumphiert hat, ist nicht zu denken, selbst wenn der Staatssekretär 
Charles Evans Hughes ein weniger vorsichtiger Mann wäre, als er ist. Den Stinnes- 
Plan ohne amerikanische Sicherheitsgarantie durchzusetzen, ist jedoch unmöglich, 
da der Plan, wie der Diplomat Castle richtig sagt, die Errichtung eines deutschen 
Riesenkartells mit einem französischen Schwanz vorsieht, was die Welt (und so- 
mit natürlich auch Frankreich selbst) bedroht. Hiervon abgesehen, stellen die fran- 
zösischen Industriellen für ihre Teilnahme Bedingungen, die Stinnes em- 
pören [20], und schließlich erweist sich das Problem der Rheinlandıäumung ohne 
amerikanische Sicherheitsgarantie als unlösbar. Am 30. Oktober hat der amerika- 
nische Botschafter eine merkwürdige Unterredung mit dem abtretenden franzö- 
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sischen Botschafter in Berlin, M. Charles Laurent, der, wie alle französischen 
Nachkriegs-Botschafter, selbst eine prominente Stellung im Comité des Forges 
innehat [21]. Houghton ist erstaunt, daß Laurent so wenig Interesse an einer 
Wiederaufrichtung der deutschen Wahrung und der deutschen Zahlungsfahigkeit 
vermittels einer Goldanleihe bezeigt. Im Verlauf dieser Unterhaltung kommt er 
dann auf den Stinnes-Lubersac-Plan zu reden und fragt Laurent, was er davon 
halte. „Da Deutschland“, erwidert der Franzose dem verdutzten Amerikaner, 
„hierbei das Material und die Arbeit liefert, so wäre die Wiederaufrichtung der 
zerstörten Gebiete offenbar mehr im deutschen als im französischen Interesse ge- 
legen, obwohl er, Laurent, nicht recht wisse, wie sich die französische Öffentlichkeit 
dazu stelle.“ „Laurent“, so meldet Houghton dem State Department später, „ver- 
ließ mich mit dem ganz entschiedenen Eindruck, daß seine eigene Gruppe in 
Frankreich Reparationen als etwas Sekundäres ansieht, und daß sie bis zum 
äußersten nach Zerstörung der deutschen Produktivkraft trachte... Es war ein 
etwas ungewöhnliches Gespräch, und mir kam es bei näherem Nachdenken vor, 
als hätte er mir gedroht, ich weiß nicht recht womit.“ [22]. 

Anfang November gewahrt der „König der Ruhr“, daß nicht nur das Comité des 
Forges, dessen herkömmliche Deutschfeindlichkeit er durch lockende Versprechun- 
gen zu ködern sucht [23], sondern auch die Gruppe Louis Loucheur, die weit 
mehr am Wiederaufbaugeschäft interessiert ist als die eigentliche Schwerindustrie, 
sich seinem großen Plan verschließt [24]. Allein, unbeirrt setzt er seinen Kurs fort, 
entschlossen, entweder die Franzosen zum Nachgeben zu zwingen oder einen 
Bruch zu riskieren. Am 9. November formuliert er im Reichswirtschaftsrat seine 
uns bereits bekannten Bedingungen zur Markstabilisierung, die wegen ihrer Un- 
erfüllbarkeit eine Verschleppung bedeuten, und erregt damit einen Sturm [25]. 
Seine Haltung in der Währungsfrage wird vom Reichsverband der Deutschen 
Industrie unterstützt, der ebenfalls die Zeit zur Stabilisierung „für noch nicht 
gekommen erachtet“ [26]. Die Haltung der Rechten in diesem wichtigen Punkte 
zwingt den Kanzler Wirth, das Kabinett durch Aufnahme der Deutschen Volks- 
partei — der Gruppe von Stinnes und Stresemann — und Ernennung der von 
Stinnes empfohlenen Kandidaten zu Ministern auf eine neue Basis zu stellen; als 
sich die Sozialdemokratie hierauf nicht einläßt, stürzt die Regierung und wird 
durch ein Kabinett der bürgerlichen Mittelparteien unter Wilhelm Cuno ersetzt. 
Cuno, ein ehemaliger Reichsbeamter aus der Gewehrfabrikstadt Suhl in Thüringen, 
ist als Direktor der „Hapag“ eine Entdeckung Albert Ballins, mit dem er über 
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Entschädigungsansprüche der Schiffslinie verhandelt hat. Obwohl zum aktiven 
Politiker weder geboren noch erzogen, wird er nicht nur von Stinnes, sondern an- 
scheinend auch von Hamburger Kreisen für eine Führerrolle empfohlen [27]. 
Der stärkste Mann im neuen Kabinett ist der Wirtschaftsminister Dr. Johannes 
Becker-Hessen, Vorstandsmitglied der von Stinnes abhängigen Rheinischen Stahl- 
werke in Düsseldorf, und, gleich Stinnes, Mitglied des rechten Flügels der 
Deutschen Volkspartei. Die Außenpolitik des Kabinetts wird von dem Berufs- 
diplomaten v. Rosenberg geleitet, der gleich Cuno auf Verständnis in den angel- 
sächsischen Ländern hofft, was sich freilich als platonisch erweisen wird. Daß man 
es gleichwohl riskiert, den lange angekündigten Einmarsch Frankreichs in die Ruhr 
durch Nicht-Lieferung eines an sich ganz unbedeutenden Quantums von Schnittholz 
und Telegraphenstangen an die Reparationsbehörde, wenn nicht zu provozieren, 
so doch zu legitimieren [28], beweist einerseits, daß die Hauptinteressenten des 
Konflikts, wie Stinnes, bereits ihr Schäfchen ins Trockene gebracht haben [29], 
sowie daß die neue Regierung noch auf andere unterstützende Umstände rechnet. 
Schon bald nach ihrem Amtsantritt wird das sichtbar. Am 8. Dezember verbreitet 
sich in einer Sitzung des Auswärtigen Ausschusses des Reichstags der Leiter der 
Ostabteilung des Auswärtigen Amts, Baron Ago von Maltzan, über die „Erweite- 
rung“ von Rapallo [30]. Er führte aus, wie das deutsch-russische Abkommen vom 
Frühling jenes Jahres bereits handelspolitische Früchte gezeitigt habe: Otto Wolff, 
Stinnes und Krupp hätten sich mit den Russen verständigt; zwanzig weitere Ver- 
träge seien im Werden. Maltzans Erklärungen finden Beifall bei den Vertretern 
der Mitte und der Rechten; der deutschnationale Führer Karl Helfferich benutzt 
die Gelegenheit, um eine große Angriffsrede gegen die französische Politik zu 
halten. „Deutschland“, so erklärt er, „muß das Risiko einer Okkupation des ge- 
samten Rheinlands auf sich nehmen, denn es ist außerstande, Reparationszahlun- 
gen zu leisten.“ Nur der links-sozialistische Abgeordnete Breitscheid erhebt Ein- 
spruch gegen eine solche Politik; nach seiner Meinung sucht die Sowjet-Union 
Deutschland als Vorspann gegen Frankreich zu benutzen. Die Angriffsrede 
Helfferichs findet drei Tage später, am 11. Dezember, im Zentralorgan der Stinnes- 
Presse, der Deutschen Allgemeinen Zeitung ein Echo; in öffentlicher Erklärung 
kritisiert Stinnes den Reparationsplan der Regierung Cuno als zu weitgehend, 
obwohl das schwächliche Produkt keinerlei Aussicht auf Annahme durch die 
Westmächte hat [31]. Diesmal wird es selbst Stinnes’ Freunden von der Industrie 
zuviel; in offizieller Verlautbarung distanziert sich Kruppdirektor Dr. Sorge, 
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Vorsitzender des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, von diesem Dolchstoß 
gegen das zur Rechten neigende neue Kabinett [32]. Allein das Staatsschiff treibt 
fort in den Konflikt; am 18. Dezember wird Ago von Maltzan, der Mann der 
Rapallo-Politik und der deutschen Ostorientierung, an Stelle des mehr demo- 
kratisch und verständigungsfreundlich eingestellten Diplomaten von Haniel zum 
Staatssekretär des Auswärtigen ernannt. 
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Nirgends begrüßt man die sich versteifende Haltung des Reichs mit größerer 
Genugtuung als in der BendlerstraBe, dem Sitz der Reichswehr und ihres Schöp- 
fers, General von Seeckt. Seit 1921 hat sich Seeckt in dem Bestreben, das im Ver- 
sailler Vertrag vorgesehene deutsche Hunderttausend-Mann-Heer mit seinen 
sieben Divisionen heimlich auf zunächst einundzwanzig zu erweitern, mit der 
Sowjetunion und der Roten Armee verständigt, die den deutschen Offizieren und 
Technikern Gelegenheit zum Training sowie zum Bau von Flugzeugen und Muni- 
tionsfabriken bietet, um einen Revanchekrieg gegen Polen vorzubereiten [33]. 
Die sich verstärkende Spannung mit Frankreich gibt dem General die Gelegen- 
heit, die geheime deutsche Aufrüstung zu beschleunigen, das Einvernehmen mit 
der Sowjetunion zu verbreitern und die demokratisch und westlich gerichteten 
Elemente im Reich zurückzudrängen, allen voran die Sozialdemokratie und deren 
Haupt, den Reichspräsidenten Ebert, der sich aller Voraussicht nach dem Seeckt- 
schen Plan einer Rückführung der Hohenzollern niemals fügen wird. Seeckt weiß, 
daß sich Ebert seit längerem über den Kurs der Bendlerstraße, deren geheime 
Besprechungen mit Victor Kopp und Krassin, die Reisen deutscher Militärs nach 
Rußland sowie die Tätigkeit Karl Radeks in Berliner Reichswehr- wie in Kommu- 
nistenkreisen seine Gedanken macht. Radek, der stärkste Befürworter eines 
russisch-deutschen Bündnisses in der damaligen Sowjetunion [84], trifft sich kurz 
nach Amtsantritt der Cuno-Regierung heimlich mit Seeckt und schlägt dem 
General die Vorbereitung einer gemeinsamen „national-revolutionären Front“ 
beider Länder gegen den Westen vor. 

Gedanken dieser Art liegen Seeckt, obwohl er nicht sofort darauf eingehen kann, 
an sich keineswegs fern; nach Äußerungen, die sein unmittelbarer Untergebener, 
der Chef des Truppenamtes, Generalmajor Hasse, im Februar 1923 in Moskau macht, 
hofft die Reichswehr, zwischen Anfang 1926 und 1928 mit den Vorbereitungen 
zum Revanchekrieg fertig zu sein [35]. Motto ihrer Politik bei dem nun ent- 
stehenden Ruhrkonflikt und dem passiven Widerstand ist, solange durchzuhalten, 
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bis sie in der Lage ist, die Franzosen „mit Waffengewalt hinauszuschmeißen“ 
[86]. In der Zwischenzeit muß Seeckt, ganz ähnlich wie einst Admiral von Tirpitz 
beim Bau der deutschen Flotte unter Wilhelm H., vorsichtig lavieren und ein 
Vorprellen von Hitzköpfen verhindern, aber auch alle einzelnen Zwischenfälle für 
sich ausnützen und besonders dafür sorgen, daß der Ruhrkonfikt als solcher nicht 
abbricht, hinter dessen schützendem Schleier sich dies alles vollzieht. Zwischen- 
durch gibt es sogar Momente, wo das Warten auf 1926 zweifelhaft wird; so ein 
Augenblick ist im Februar 1923, wo Seeckt, wie gezeigt werden wird, einen et- 
waigen Vorstoß der Franzosen in Richtung auf Berlin zurückzuschlagen gedenkt 
und deshalb russische Hilfe zum Krieg gegen Polen und die Tschechei nachsucht, 
wohl um sich den Rücken freizuhalten, oder um in einem späteren Zeitpunkt — 
ganz wie später Hitler, doch mit stärkerer Anti-West-Orientierung — den ge- 
planten Befreiungskrieg zu eröffnen. 

Bei seiner Fühlung mit Radek hat Seeckt, wie früher den Kanzler Wirth, nun- 
mehr den Kanzler Cuno hinter sich, mit dessen Hilfe er eine Politik einleitet, die 
Wirth nie gebilligt hätte. Seeckt und Cuno sind seit langem befreundet; der 
General hat noch im Herbst gelegentlich einer Inspektionsreise bei dem General- 
direktor der Hapag gewohnt. In den zahllosen Briefen Seeckts an seine Gattin, 
die im Nachlaß liegen, und die in ihrer fast mädchenhaften Steilschrift die 
Mischung von strenger Zurückhaltung und Zartheit verraten, die ihn auszeichnet, 
kommt der Name Cuno häufig vor. Der baumlange Wahl-Hanseat und der wort- 
karge Junker aus holsteinschem Hause verstehen sich; auf dem Höhepunkt des 
Ruhrkampfes sitzen sie in später Nacht als Kenner bei einem Tropfen ältesten 
Rheinweins; „wir tranken“, schreibt Seeckt später, „den Kaffee und den Wein und 
liebten uns“. Cunos Politik des Widerstands gegen Frankreich gibt Seeckt sofort 
Oberwasser und verwandelt alle politischen Fragen erster Ordnung automatisch 
in Probleme militärischer Natur [37]. in den Kabinettssitzungen, zu denen Seeckt 
— obschon technisch bloß Chef der Heeresleitung — ständig zugezogen wird, be- 
trachtet man nach dem Ruhreinbruch der Franzosen den Versailler Vertrag, wie 
Seeckt seinen Adjutanten versichert, als „nicht mehr existierend“ [38]. Un- 
mittelbar vor dem Einmarsch Frankreichs (11. Januar 1923) wird die Zentrale des 
Kohlensyndikats von Essen nach Hamburg verlegt — ein kluger Schachzug der 
Schwerindustrie, der die Franzosen dazu zwingt, bei ihrer Suche nach Kohlen statt 
mit einer einzigen Dachorganisation, mit einer großen Anzahl einzelner Zechen 
zu verhandeln und ihren Stab von Technikern aufs äußerste zu belasten. Die 
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Belegschaften und die Bevölkerung leisten im Einvernehmen mit der Reichs- 
regierung passiven Widerstand und weigern sich, beim Abtransport der Kohle mit- 
zuwirken. Sogleich nach Erscheinen der Franzosen melden sich Stinnes, Fritz 
Thyssen und der Vertreter der Haniel-Interessen, Paul Reusch, Direktor der Gute 
Hoffnungshütte, in Berlin bei der Reichsregierung und verabreden die Organisation 
der Abwehr. Am 16. Januar werden sie von Seeckt empfangen. Sie erklären dem 
Chef der Reichswehr, daß sie sich gern vor ein französisches Kriegsgericht stellen 
ließen, allein Kohle gäbe es für die Franzosen nicht. Solcher Mut ist nicht allzu 
riskant und macht populär. Als Thyssen mit seinen Mitdirektoren nach einigen 
Tagen von den Franzosen nach Mainz abgeführt wird, läßt ihn das Kriegsgericht 
nach kurzer Beratung mit einer leichten formalen Geldstrafe wieder frei, was den 
Vorwärts zu der Feststellung veranlaßt, die wahren Helden des Ruhrkampfes 
seien nicht Thyssen und seine Kollegen, deren Rückfahrt einem Triumphzug 
gleicht, sondern die von der Inflation zermürbten Mengen der Arbeiter und Ange- 
stellten, die den Ruhrkampf trügen [39]. Die Massen an Rhein und Ruhr werden 
von den Mächten dieser Zeit wie von zwei gewaltigen Mühlsteinen zerrieben. 
Aufs äußerste bedrängt von der plumpen und unkonstruktiven französischen 
Außenpolitik, die mit den veralteten Mitteln räumlicher Expansion und finanzi- 
eller Erpressung politische Sicherheit und wirtschaftliches Wohlergehen für ihr 
Land sucht, erwarten sie Hilfe von einer Regierung, die sie für Stinnes’ Repa- 
rationspolitik und Seeckts Aufrüstungspolitik in die Schranken schickt. Der 
„passive Widerstand“ gegen Frankreich, den das Reichskabinett, in Anlehnung 
an Ideen Mahatma Gandhis, zur Parole für die besetzten Gebiete macht, ist für 
Seeckt ein willkommener Wandschirm, um die deutsche Aufrüstung zu betreiben 
und seine wahren Pläne zu verschleiern [40]. Am Abend des 16. Januar, nach dem 
Besuch der drei rheinischen Industriekapitäne, fragt ihn Reichspräsident Ebert, 
dem bei diesem Spiel nicht wohl zumute ist, wie er sich denn die Verteidigung 
Berlins im Fall einer französischen Kriegserklärung denke. In diesem Fall, er- 
widert der General, werde die Reichswehr Flugabwehrkanonen aufstellen und 
Jagdstaffeln zusammenstellen müssen. Gleichzeitig erläßt Seeckt einen Befehl an 
die 6. Division (Münster), einem feindlichen Einmarsch auszuweichen, aber, 
falls überrascht, Widerstand zu leisten. Am nächsten Tag finden im ganzen Reich 
Monstredemonstrationen gegen den Ruhreinbruch statt. Zur großen Betrübnis 
der bürgerlichen Parteien besteht die Sozialdemokratie auf Sonderkundgebungen 
der Arbeiterschaft, die bezeigen, daß sie den Motiven ihrer Partner mißtraut, die 
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sie krampfhaft bei der Stange zu halten suchen. ,,Trager dieser innenpolitischen 
Fragen“, notiert Seeckts Adjutant, ,,ist wieder die Reichswehr, die sich aller 
Fragen annimmt, die das nationale Interesse anbelangen. Seeckts Meinung wird 
auch in dieser Frage gehört und durch Schleicher zum Ausdruck gebracht.“ „End- 
lose Besprechungen“, fährt dieselbe Quelle am 19. Januar fort, „in der Reichs- 
kanzlei. Cuno will nun einen Antrag durchbringen, daß er ohne Reichstag die- 
jenigen gesetzlichen Maßnahmen anordnen dürfe, die sich... als notwendig er- 
weisen. Das heißt, er will ohne Parlament regieren. Der Krebsschaden unserer 
Zeit, wie Seeckt sagte. Daher nehme ich an, daß Seeckt auch hier stark mitge- 
sprochen hat. Denn schon öfters ließ er sich mit groben Worten gegen das parla- 
mentarische System aus.“ Nach dem gleichen Gewährsmann steifte in jenen Tagen 
die Haltung der angelsächsischen Diplomatie und Öffentlichkeit, vor allem in 
Amerika, dem Kabinett den Rücken, ohne daß allerdings diese Mächte den Deut- 
schen aktiv zu Hilfe kommen [41]. 

Dagegen macht in eben jenen Tagen die innerpolitische Lage im Reich dem 
Kabinett wie der Reichswehr schwer zu schaffen. Hitler in Bayern ist kaum zu hal- 
ten. „Die Rechtskreise“, notiert Adjutant v. Selchow am 26. Januar, „sind der 
bayerischen Regierung einfach über den Kopf gewachsen.“ Gleichzeitig treffen, 
nach seiner Darstellung, Tausende von jungen Leuten aus dem besetzten Gebiet 
in Berlin ein und sollen auf Truppenübungsplätzen untergebracht werden; sie 
verursachen Seeckt politisches Kopfzerbrechen, da er nicht weiß, ob nicht vielleicht 
eine putschistische Rechtsorganisation dahintersteckt, und wünschen, nach Ruß- 
land gefahren zu werden, um gemeinsam mit der Roten Armee zu fechten. Die 
Rapallo-Politik, die dazu führt, daß damals Karl Radek in Berlin für den 
russisch-deutschen Befreiungskrieg gegen Frankreich Propaganda macht [42], 
trägt also ihre Früchte, freilich nicht im Sinne ihrer Begründer. Werden solche 
Ansuchen zurückgewiesen, so entsteht die Gefahr, daß die Flüchtlinge Unheil 
stiften, sich einer der wie Pilze aus dem Boden schießenden nationalistischen Or- 
ganisationen anschließen und durch vorzeitige Aktionen die Pläne der Reichswehr 
durchkreuzen. Am 30. Januar — auf den Tag zehn Jahre vor Begründung des 
Dritten Reichs — wird gemeldet, daß die bayerische Regierung vor Hitler umge- 
fallen sei und ihm, gegen ihre ursprüngliche Absicht, das Reden erlaubt habe, 
obwohl sein Kampf gegen die Weimarer Republik die ganze Ruhraktion gefährdet. 
Gleichzeitig läßt sich einer der führenden bayerischen Reichswehroffiziere, Baron 
Berchem, bei Seeckt melden und berichtet, auf die bayerische Reichswehrdivision 
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sei kein Verlaß mehr, sie werde nicht auf „Nationale“ schießen. Am Mittag des— 
selben 80. Januar konferiert Seeckt mit Cuno über Munitionierung und Mobili— 
sierung sowie über das Verhältnis zur Organisation Escherich — dem größten der- 
Selbstschutz-Verbände, die Seeckt das Leben sauer machen. Am Nachmittag sieht 
er den Arbeitsminister Brauns und abends hat er eine „Besprechung mit dem 
Abenteurer Herm Jahnke, der sich in der ganzen Welt herumtrieb, über Sprengung 
der Eisenbahnen im Ruhrgebiet oder beim etwaigen Vorrücken in Westfalen.“ 
Außerdem empfängt der General an einem dieser letzten Januartage — vermut- 
lich während der Konferenz mit Jahnke — einen Besucher von noch weit größerer 
Bedeutung: Es ist Hugo Stinnes [43]. Stinnes erklärt dem Chef der Heeresleitung 
rundheraus, das Reich solle Ostoberschlesien und das nordböhmische Industrie- 
gebiet besetzen, also Krieg mit Polen und der Tschechoslowakei beginnen. Der 
Plan ist ganz offensichtlich von Stinnes’ industriellem Expansionsprogramm dik- 
tiert. Um seine Macht trotz des Ruhreinbruchs auszubauen, stößt der Konzern 
damals in die ganze Welt, besonders aber in Deutschlands östliche Narbarstaaten 
vor, bemächtigt sich in Österreich der Alpinen Montangesellschaft, beteiligt sich an 
Kohlengruben in Bosnien, an rumänischen Ölquellen, an tschechischen Zucker- 
fabriken und erwirbt in der ersten Hälfte des Jahres 1923 von dem Siegerlander 
Stahlindustriellen Friedrich Flick die Kontrolle über den bedeutenden ostober- 
schlesischen Trust Bismarckhütte-Kattowitzer Bergbau A.G. [44]. Seeckt, der von 
seinen geheimen Verhandlımgen mit der Sowjetunion her über deren Bereitschaft 
zu einem Angriff auf Polen unterrichtet ist, zeigt sich nicht abgeneigt, auf den 
Vorschlag des „Königs der Ruhr“ einzugehen [45]. Dessen Mitteilung über die 
unmittelbaren militärischen Vorbereitungen bestimmter Kreise der Ruhrindustrie 
und über die phantastische Überschätzung der Kriegsbereitschaft des Reichs durch 
Fritz Thyssen und General v. Watter machen-ihm jedoch ernste Sorge. General 
v. Watter, der frühere Kommandant von Wehrkreis VI (Münster), ist derselbe 
Offizier, den Seeckt vor noch nicht drei Jahren, unmittelbar nach dem Kapp-Putsch, 
hat zum Rücktritt zwingen müssen, weil Watter in Verfolgung ihm feindlicher 
Arbeiter in die alliierte Kontrollzone einbrach, was zum französischen Einmarsch 
in Frankfurt und Darmstadt führte. Fritz Thyssen dagegen, der Watter an Leicht- 
sinn noch übertrifft, ist das Sorgenkind der Ruhrindustrie, der menschlich un- 
sichere Sohn eines harten und gefürchteten, aber bei den Arbeitern nicht unbe- 
liebten, arbeitsamen und schlichten Begründers eines riesigen privaten Berg- 
werkskonzerns. Während Stinnes auf ihn einspricht, geht all dies rasch durch 
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Seeckts Gehirn. Sein Monokel starr auf den Gesprachspartner gerichtet, verlangt 
er scharf, daß Thyssen mit seiner Militärspielerei sofort Schluß mache und die von 
ihm und Watter aufgestellten Verbände dem Befehlshaber von Wehrkreis VI, 
General v. Loßberg, unterstelle, was sofort zu einem zweiten scharfen Konflikt 
zwischen Seeckt und Watter führt [46]. 

Inzwischen ist jedoch Seeckt einen Schritt weitergegangen. Anscheinend im 
Zusammenhang mit dem Empfang des Sabotage-Spezialisten Jahnke gibt er dem 
Oberstleutnant (später General) Joachim v. Stülpnagel den Befehl, die Sabotage 
im Ruhrgebiet sachgemäß zu organisieren, und verschafft ihm hierzu beträchtliche 
Geldmittel. Der Schritt erfolgt im Einvernehmen mit vier Mitgliedern des Reichs- 
kabinetts: dem Reichskanzler Cuno, dem Reichswehrminister Dr. Geßler, dem 
Innenminister Hamm und dem Reichsarbeitsminister Brauns [47]. 

Zentrum der Sabotage ist Münster; die Ausführung liegt in der Hand des Gene- 
rals v. Loßberg, unter dessen Leitung damals „Verbände zweiter und dritter 
Linie“ aufgestellt werden. „Es handelt sich darum“, stellt Stülpnagel fest, „den 
passiven Widerstand der Bevölkerung zu einem aktiven zu entwickeln (Bartholo- 
mäusnacht) und diesen — soweit möglich — staatlich zu organisieren“ [48]. Die 
ihm unterstellte Abteilung in Berlin fertigt in jenen Tagen Denkschriften über die 
Volkskämpfe in Spanien 1809 und in Frankreich in den Jahren 1870—71 an. Da 
der Gedanke der „Bartholomäusnacht“ zu den Lieblingsideen des Watter-Kreises 
gehört [49], so unterscheiden sich die Ideen Stülpnagels und Watters in diesem 
Punkte lediglich insofern, als Stülpnagel die Entscheidung über den Plan des 
Massen-Blutbades der Reichswehr vorbehalten will. Der Gedanke der deutschen 
Behörden hierbei ist offensichtlich, zu verhüten, daß sich die begreifliche Erbitte- 
rung der Ruhrbevölkerung über die französische Militär- und Gewaltherrschaft in 
Racheakten Luft macht, ehe es dem Reich stategisch und politisch paßt. Gleich 
Watter, der von der Organisation bewaffneten Widerstands gegen Frankreich an 
der Weser träumt, ist auch Seeckt in jenen Tagen vom Nahen des Krieges über- 
zeugt; um seinen gegen die östlichen Trabantenstaaten Frankreichs gerichteten 
Plänen Nachdruck zu verleihen, sucht er, wie später Hitler zu Beginn des Zweiten 
Weltkriegs, die Russen näher heranzuziehen. „Seit Sonntag“, schreibt Adjutant 
von Selchow am 7. Februar in sein Tagebuch, „sind einige hohe russische Militärs 
hier und verhandeln im Truppenamt. Ich erfahre nichts, so geheimgehalten wer- 
den diese Besprechungen. Immerhin vermute ich, daß wir in Rußland weniger 
einen Verbündeten, als ein Ersatzlager oder ein Hinterland mit Rohstoffen suchen, 
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um die im Gang befindliche Aufrüstung zu beschleunigen. Die Aufrüstung geht 
weiter irotz aller Kontrollkommissionen, die unglaublicherweise noch immer in 
Deutschland tätig sein dürfen.“ 

Einen vorzeitigen Krieg gegen Frankreich vom Zaun zu brechen ist Seeckt natür- 
lich nicht gewillt, denn er würde die Aufrüstung, die geplante Zusammenarbeit 
mit Rußland und die Pläne gegen die östlichen Trabantenstaaten stören, noch ehe 
alles bereit [50]. Stärker als einen Krieg fürchtet er jedoch einen widerstands- 
losen Vormarsch der Franzosen auf Berlin und ein „Versacken“ der Ruhr, das den 
ganzen Rüstungsplan, mit allem was daranhängt, im Keime ersticken würde. 
Am 13. Februar erklärt er den in Berlin versammelten Divisionsärzten, man müsse 
den Franzosen klarmachen, daß sie nur durch ein Meer von Blut nach Berlin 
könnten. Er bereite aktiven Widerstand vor. Es sei nicht nötig, die Tatsache der 
deutschen Aufrüstung geheimzuhalten. Auf der anderen Seite täte man klug, nicht 
zu laut darüber zu reden. In der Geheimhaltung läge der Reiz des Ungewissen. 
Noch am selben Abend trifft sich der Chef der Heeresleitung in einer Villa im 
Grunewald mit den führenden Ruhrindustriellen und mit Vertretern der Reichs- 
bank. Die Reichsbank erklärt sich bereit, der Armee dreihundert Millionen Mark 
zu überlassen zum Ankauf alter österreichischer Waffen in Italien mit Hilfe von 
Mussolinis Bruder [51]. Am Tage darauf — dem 14. Februar — erscheint Seeckt 
bei Ebert und trägt dem Reichspräsidenten seine Rüstungspläne und seine auf 
Rußland gesetzten Erwartungen vor. Als Haupt einer Arbeiterpartei, die den 
Widerstand an der Ruhr hauptsächlich trägt, fühlt Ebert sich außerstande, diesen 
Plänen seine Zustimmung zu verweigern, obwohl sie mit seiner mehr westlichen 
Orientierung nicht ganz übereinstimmen. Im Falle feindlicher Angriffe, äußert er, 
müsse sich Deutschland eben wehren, so gut es gehe [52]. Drei Tage später wird 
daraufhin der Chef des Truppenamts unter Seeckt, Generalmajor Hasse, nach 
Moskau gesandt, wo er mit dem russischen Stabschef Lebedev Unterredungen 
über den Plan eines Kriegs gegen Polen hat [53]. Major Tschunke, der Hasse be- 
gleitet, führt später die Tatsache, daß die Trabantenstaaten damals Deutschland 
nicht in den Rücken fallen, auf den russisch-deutschen Druck zurück, der bei dieser 
Gelegenheit verabredet wird; die Besprechungen gehen jedoch über diesen 
Rahmen hinaus; Hasse verspricht den Russen, zum großen Ärger der amtlichen 
deutschen Diplomatie, die Entsendung eines regulären Militärattaches und ver- 
heißt ihnen den Beginn des Revanchekrieges gegen Frankreich in drei bis fünf 
Jahren, was die Diplomaten als wilde Reden bezeichnen [54]. 
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Der Chef der Heeresleitung und die mit ihm verbündeten Großindustriellen 
sind ihren Zielen etwas nähergerückt. Eine ihrer schwierigsten Aufgaben bleibt 
das Problem, ein vorzeitiges Vorprellen einzelner Parteigänger zu verhindern, ohne 
ihre Moral bei dem bevorstehenden Ernstfall zu erschüttern. Am 15. Februar, dem 
Tag, nachdem er Ebert unterrichtet, entschließt sich Seeckt, die Vertreter des rechts- 
gerichteten nationalen Aktivismus unter Führung des Forstrats Escherich zu 
empfangen, dem das nationale Bürgertum Bayerns mit Ausnahme der National- 
sozialisten Gefolgschaft leistet. Obwohl Escherich von drei führenden preußischen 
Junkern begleitet wird, gestaltet sich die Verhandlung so schwierig, daß sich der 
General am Nachmittag, in langer Unterredung mit einem der Stinnes-Direktoren, 
Osius, einem ehemaligen Generalstäbler, und dem Zechenherren v. Löwenstein, 
dazu entschließt, auf einen ihm von Stinnes bei der letzten Besprechung gemach- 
ten Vorschlag zurückzukommen und den General Ludendorff aus München zum 
Zwecke der Vermittlung zwischen Reichswehr und Rechtsaktivismus zu sich zu bitten 
[55]. Am 20. Februar kommt die Unterredung der beiden Generäle durch Vermitt- 
lung von Stinnes in tiefstem Geheimnis in der Wannseevilla des Generaldirektors von 
Stinnes, Friedrich Minoux, zustande [56]. Ludendorff, der Feldherr des totalen 
Kriegs und des Masseneinsatzes, und der ironische, wortkarge, typische Junker 
Seeckt, der Schöpfer des neu-deutschen Eliteheeres, verstehen sich im Grunde 
weder militärisch noch politisch, allein Seeckt benötigt Ludendorffs Hilfe zur 
Durchführung seiner Aufgabe; er äußert später zu Oberstleutnant Joachim von 
Stülpnagel, daß die Unterredung sehr ruhig verlaufen sei und daß er, Seeckt, sich 
bereit erklärt habe, Ludendorff die Führung des neuen deutschen Heeres zu über- 
lassen, falls Ludendorff sein Amt „legal“, also ohne Sturz der Republik, zu führen 
bereit sei. Ludendorff ist über das Ergebnis der Unterredung hochzufrieden [57] 
und trägt, wie Seeckts Biograph vermutet, auch die Verantwortung für einen 
weiteren Schritt seines Gesprächspartners, der im März, anläßlich einer Inspek- 
tionsreise Seeckts nach München, stattfindet: Der General trifft sich dort, wie 
Selchow in sein Tagebuch schreibt, mit einem „bayerischen Propheten“. Das in den 
Seeckt-Papieren augenscheinlich vorhanden gewesene Material über diese Unter- 
redung ist anscheinend daraus entfernt worden, noch ehe Rabenau sie sah; er 
nimmt an, daß bestimmte Stellen in „Mein Kampf“, die von der Abneigung der 
Reichswehr gegen illegale Machtübernahme und gegen Diktatur einzelner Persön- 
lichkeiten handeln, auf diese Besprechung zurückgehen. Jedenfalls ist Seeckt, wie 
Selchow berichtet, am Abend nach diesem Zusammentreffen „tief bewegt“ und 
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erzählt bei der Rückfahrt im Schlafwagen nach Berlin seinem Adjutanten ganz 
gegen Gewohnheit Geschichten aus seiner militärischen Vergangenheit, wobei ihm 
bei der Schilderung der Abdankung des Kaisers die Tränen kommen. Selchow 
führt dies auffällige Verhalten seines sonst so verschlossenen Chefs auf die statt- 
gehabte Aussprache zurück. 
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III. 


Durch seinen — an sich vielleicht unvermeidlichen — Ruck nach rechts in diesen 
Wochen hat nun aber Seeckt die Lage überspannt. Die Aufstellung der „Schwar- 
zen Reichswehr“, das Exerzieren einer Unzahl militärischer Verbände im ganzen 
Reich, die Ermutigung von Illegalität und Sabotage fordern den Widerstand der 
Mitte und besonders der Sozialdemokratie heraus, die zwar nicht im Kabinett 
vertreten ist, ohne deren Mitwirkung Cuno jedoch nicht regieren kann. Die 
Massen der Arbeiter und der katholischen Bevölkerung am Rhein, die den Ruhr- 
kampf tragen und allen Arten von französischen Mißhandlungen trotzen, sehen 
mit steigender Erbitterung und Angst, wie sie von der Regierung an eine Militär- 
herrschaft illegaler Verbände ausgeliefert werden. Preußens sozialdemokratischer 
Innenminister Severing beklagt sich, daß die Reichswehr durch diese Politik ein 
geheimes Abkommen bräche, das sie mit der preußischen Regierung geschlos- 
sen [58]. Auch bei den Kommunisten hat Seeckt kein Glück: die radikalen Kom- 
munisten der Ruhr und der linke Flügel der Partei setzen sich gegen Radek und 
die Parteileitung zur Wehr, die im Interesse der russischen Außenpolitik mit 
Reichswehr und Industriekapitänen im Widerstand gegen Frankreich Hand in 
Hand gehen. Im Frühjahr und Sommer, auf dem Höhepunkt der Inflation, geraten 
die hungernden Massen an der Ruhr den zentralen Parteileitungen und der 
Reichsregierung zeitweilig völlig aus der Hand; Hungerrevolten, Rechtsradika- 
lismus, Linkskommunismus und Separatismus schaffen völlige Anarchie. Selbst 
die Hoffnungen, die Seeckt auf die Russen setzt, sind trügerisch: Die tödliche 
Krankheit Lenins macht einen einheitlichen Kurs der Sowjetunion unmöglich; der 
anti-französischen Richtung Radeks steht die mehr westliche Richtung Sinowiews 
gegenüber [59]. Den entscheidenden Schlag gegen Ruhrwiderstand und Reichs- 
regierung führen jedoch nicht die Kommunisten, sondern ihre eigenen Freunde 
von der Industrie, an ihrer Spitze der Stinnes-Konzern: Es handelt sich um einen 
endgültigen Stoß gegen die Währungspolitik des Kabinetts, das zwecks Finan- 
zierung der Ruhrbeihilfen sein äußerstes daransetzt, eine weitere Markentwertung 
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zu verhindern. Es ist der Regierung auch in der Tat gelungen, vor allem durd— 
Rationierung von Devisenzuweisungen, in Fühlung mit der Wirtschaft die Mar 
zu heben und für einige Monate auf dem Kurs von 20 000 gegen den Dollar fest— 
zuhalten. Allein, hierdurch tritt ein wirtschaftlicher Rückschlag ein, der besonder= 
den Riesenkonzernen gefährlich wird, die gewaltige Markschulden kontrahiert baben 
[60]. Stinnes weiß, daß das ungefüge wirtschaftliche Riesengebilde, das er errichtet. 
hat, ohne entweder Fortgang der Inflation oder — als Alternative — gewaltige 
(und zur Zeit unerreichbare) Auslandskredite sowie Mehrarbeit nicht zu halten ist, 
wie es denn auch kurz darauf, als die Stabilisierung nicht mehr verhindert wer- 
den kann, jählings zusammenstürzt, seinem Schöpfer ins Grab folgend. So gibt 
denn sein Konzem das Signal für den Angriff auf die Währung und auf die eige- 
nen politischen Freunde der Industrie: Am Spätnachmittag des 18. April kaufen 
Stinnes-Firmen mit einem Schlag große Mengen von Devisen an der Börse auf, 
und bringen damit die Mark von neuem ins Gleiten und zu baldigem schwindeln- 
dem Sturz: Im November langt sie vorübergehend auf einem Tiefstand von 4 
Billionen gegen den Dollar an. Vor dem Reichstagsausschuß, der später diese 
Vorgänge untersucht, gibt der Generaldirektor von Stinnes, Friedrich Minoux — 
derselbe, in dessen Villa sich Seeckt mit Ludendorff traf — diese Devisenkäufe 
mit einer Unbekümmertheit zu, die heftige Szenen hervorruft; er behauptet, solche 
Käufe seien bei der Firma nicht ungewöhnlich; Stinnes habe die Markstützung 
für katastrophal gehalten und in diesem Sinne an den Minister Hermes ge- 
schrieben [61]. Gegenüber der scharfen Kritik, die sich der Konzern bei dieser 
Gelegenheit im Ausschuß und in der Öffentlichkeit gefallen lassen muß, hebt der 
mehr konservative Flügel der gerufenen Sachverständigen, darunter der Leiter der 
Markstützungsaktion, Bankier Loeb von Bleichroeder & Co., die Tatsache hervor, 
daß ein allgemeiner Angriff auf die Mark bevorstand, was zweifellos zutrifft, da 
die Interessen der gesamten Industrie — vor allem der Montankonzerne — sich 
in diesem Punkt mit denen von Stinnes decken. 

Verbunden mit der anarchischen Entwicklung, die er hervorruft, führt dieser 
neuerliche Finanzverfall ganz von selbst zu einem Umschwung der deutschen 
Ruhrpolitik zum Fall des Kabinetts Cuno am 15. August und zur Bildung der 
sogenannten Großen Koalition im Innern, die sich von den Sozialisten auf der 
Linken bis zur industriell bestimmten rechtsstehenden Deutschen Volkspartei 
Gustav Stresemanns erstreckt, der die Kanzlerschaft übernimmt. Der Sturz Cunos 
und der ihm folgende Abbruch des Ruhrwiderstands bedeuten eine schwere Nieder- 
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lage Seeckts und aller anderen Kreise, die nach Aufrüstung, früherem oder späte- 
rem Krieg gegen den Westen, Zusammenarbeit mit Rußland und anti-parlamenta- 
rischer Regierung trachten. Fast acht Monate lang hat Deutschland aufgerüstet 
und von parlamentarischen Methoden nicht viel gemerkt. Soll man sich jetzt, im 
Zustand fortgeschrittener Rüstung, dem Zufall einer Machtverschiebung im 
Reichstag beugen und einer Reichsregierung gehorchen, die nichts als eine Mehr- 
heit parlamentarischer Stimmen im Rücken hat? So verstärkt sich nun, im Septem- 
ber 1923, ganz plötzlich der Gedanke der Diktatur. Von Selchows Tagebuch liefert 
den Beweis — wenn es dessen bedarf — daß der Notschrei nach dem „starken 
Mann“, der nun allenthalben erklingt und sich besonders auf Seeckt bezieht, in 
der Weigerung der Militärs und Militärverbände wurzelt, alles Gewonnene preis- 
zugeben. In dieser Beziehung unterscheidet sich die Lage von Herbst 1923 grund- 
sätzlich von der zu Anfang 1933, wo hoffnungsgeschwellte Militaristen aller 
Schattierungen einer sterbenden Demokratie zu Leibe rücken werden. Die Dikta- 
turpläne von 1923 sind, speziell im Falle Seeckts, Folge eines unvorhergesehenen 
politischen Erdrutsches, wobei natürlich der Kreis um Hitler auszunehmen ist, der 
durch diese plötzliche Entwicklung über Nacht Konkurrenten beim Ringen um 
die Diktatur erhält und so in eine peinliche Lage gerät. 

Den sich widerstreitenden Interessen im Lager der geschlagenen Nationalisten 
und Militärs entsprechend, tritt eine ganze Garnitur „starker Männer“ auf den 
Plan. Da ist Hitler, der auf das Gerücht einer Übernahme der vollziehenden Ge- 
walt durch Seeckt am Tag nach Beendigung des Ruhrwiderstands zum Führer des 
tief ins nationale Lager reichenden extremnationalistischen Deutschen Kampfbun- 
des ausgerufen wird; da ist Gustav v. Kahr, den die bayerische Regierung am näch- 
sten Tag — dem 26. September — zur Zähmung sowohl Hitlers wie Berlins als 
„Generalstaatskommissar“ auf den Plan ruft; da ist der Reichswehrminister Dr. 
Geßler, den Reichspräsident Ebert auf Antrag des Reichskanzlers Dr. Stresemann 
am selben Tag mit der vollziehenden Gewalt betraut, um eine unmittelbare 
Seeckt-Diktatur zu vermeiden; da ist der Major Buchrucker, der Anfang Oktober 
in Küstrin einen Putsch versucht, um die Interessen der schwarzen Reichswehr 
gegen die Folgen der Ruhr-Kapitulation zu schützen; und da ist schließlich der 
mächtigste von allen: Seeckt in Person, der in jenen Monaten — zuletzt ermuntert 
von dem alldeutschen Politiker Justizrat Class — darangeht, die Führung eines 
nationalen Direktoriums zu übernehmen, das die Kapitulation rückgängig machen 
und die Weimarer Republik ablösen soll [62]. Hauptinteressent der Diktaturpläne 
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ist Seeckts alter Bundesgenosse, die deutsche Schwerindustrie, die seinen Wunsch 
teilt, ihre Niederlage im Ruhrkonflikt auf diese Weise auszuwetzen. Zu Beginn- 
der zweiten Septemberhälfte erscheint Hugo Stinnes beim amerikanischen Bot- 
schafter und erklärt ihm, nun muß als Entgelt für den Abbruch des Kampfes die 
Produktion erhöht werden. Der deutsche Arbeiter müsse länger und härter arbei- 
ten, wodurch er weit mehr verdienen könne. Da er dies kaum freiwillig tun werde. 
so müsse er hierzu gezwungen werden. Für diesen Zweck müsse ein Diktator mit 
den entsprechenden Vollmachten aufgestellt werden. Einer, der die Sprache des 
Volkes rede und selbst bürgerlich sei; dieser Mann sei bereits da. Eine große Be- 
wegung beginne in Bayern zum Zweck der Wiederherstellung der alten Monar- 
chien. Stresemann werde sich außerstande erweisen, den Kommunismus zu be- 
kämpfen. Sobald die Kommunisten sich zu rühren begännen, werde Präsident 
Ebert einen Mann oder vielleicht einen Ausschuß von dreien mit der Diktatur 
betrauen müssen. Die Diktatur werde dem Parlamentarismus ein Ende machen. 
mit den Kommunisten unnachsichtlich aufräumen und einem etwaigen General- 
streik mit Gewalt ein Ende bereiten [63]. Augenscheinlich rechnet Stinnes in 
jenem Monat noch mit einer Verständigung zwischen verschiedenen „starken 
Männern“; im Rheinland sucht er, wie sich gleich zeigen wird, in Verfolgung der 
gleichen Ziele eng mit den Franzosen zusammenzuarbeiten. 
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Das Gefecht um die Macht wird von Hitler bereits am 27. September mit einem 
Presseangriff im Völkischen Beobachter gegen die „jüdische Diktatur Stresemann- 
Seeckt“ eröffnet [64]. Seeckts Befehl an den Kommandanten der bayerischen 
Reichswehr, General v. Lossow, den Völkischen Beobachter zu verbieten, führt 
zur offenen Widersetzlichkeit der schon seit langem als unzuverlässig bekannten 
bayerischen Division, wobei sich Generalstaatskommisssar v. Kahr als Hüter baye- 
rischer Belange in Positur setzt. Der ausbrechende Konflikt mit Bayern tut jedoch 
der wachsenden Macht Seeckts zunächst keinen Abbruch; seine Stellung wird viel- 
mehr in eben jenen Wochen durch einen schweren taktisch-politischen Mißgriff 
der Dritten Internationale verstärkt. Unter dem Eindruck der deutschen Kapitu- 
lation vor Frankreich und dem beginnenden Zusammenspiel Deutschlands mit dem 
Westen hat man dort die Parteilinie geändert und steuert auf eine deutsche Revo- 
lution los, von der man bisher die deutschen Kommunisten zurückhielt [65]. Aus- 
druck der neuen Politik sind der Eintritt kommunistischer Minister in die sozia- 
listischen Länderkabinette von Sachsen und Thüringen, um die Reichsregierung 
zu hemmen, die zum zweitenmal in der deutschen Geschichte im Begriffe scheint, 
den deutsch-russischen Draht zu zerschneiden. Geboren aus Überschätzung der 
von Stresemann drohenden Gefahr und Unterschätzung der Stellung Seeckts, der 
seine russenfreundliche Haltung auch jetzt nicht geändert hat [66], führt diese 
Politik lediglich zu einer sachlich völlig zwecklosen Aufopferung der kommunisti- 
schen Anhängerschaft und einem Machtzuwachs der Reichswehr: Ende Oktober 
sendet Seeckt mit Zustimmung des Reichskabinetts seine Truppen nach Sachsen 
und zwingt die Dresdener Linksregierung zum Rücktritt, obwohl sie in verfassungs- 
mäßiger Weise gebildet ist. Anfang November schickt er sich an, die gleiche Maß- 
nahme in Thüringen durchzuführen. Kurz zuvor macht die Hamburger Polizei 
einem durch widerspruchsvolle Anordnungen vorzeitig ausgelösten Kommunisten- 
putsch ein Ende. Allein, nichts geschieht, um die Rechtsopposition in Bayern 
niederzuschlagen, obgleich dieses Land offen gegen das Reich rebelliert. 
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Seeckt geht hier seine eigenen Wege und hat den Bayern eine besondere Rolle= 
im Rahmen seiner Diktaturpläne zugedacht, an denen er nunmehr arbeitet. Bereit= 
stehen die Namen der Männer fest, denen ein Platz in seinem „Direktorium“ an— 
zuweisen ist. Da ist zunächst der bisherige Generaldirektor von Stinnes, Friedrichm 
Minoux, der alte Vermittler zwischen Seeckt und den Kampfverbänden um Luden- 
dorff, die er finanzieren hilft [67]. Als zweiter Vertreter der Schwerindustrie im 
Direktorium ist Dr. Otto Wiedfeldt in Aussicht genommen, wie früher gesagt, 
Vorstandsmitglied von Krupp und im Augenblick Botschafter des Reichs in Wa- 
shington. Die Interessen der Junker und übrigen Agrarier soll Herr v. Knöbel- 
Döberitz vertreten; Gerüchte in parlamentarischen Kreisen sagen ferner, daß Seeckt 
einen Platz für den Sondervertreter der bayerischen Reaktion, Dr. Gustav v. Kahr. 
offenhält [68]. Gleich den meisten nicht-deklassierten Vollaristokraten, taugt 
Seeckt persönlich nicht recht zum Diktator; er wäre durchaus zufrieden, die Macht 
durch einen anderen ausüben zu lassen; allein, unter dem Druck der Verhältnisse 
fügt er sich in das, was er für seine Pficht hält. Bei der propagandistischen Vor- 
bereitung geht ihm der Generaldirektor des August-Scherl-Verlages, Eugen Zim- 
mermann, zur Hand, der für Seeckt eine eigene Zeitung gründen will, und dessen 
Briefe an den General von dem widerlichen Grad des Servilismus zeugen, der im 
Hause Scherls, des ehemaligen kaiserlichen Hofbarbiers, damals üblich ist. Der 
erste dieser Briefe trägt das Datum des 14. Oktober, das ist noch nicht zwei 
Wochen, nachdem die Schwerindustrie den Kanzler Stresemann dazu gezwungen 
hat, sich seines sozialistischen Finanzministers Rudolf Hilferding zu entledigen, 
der sich weigert, ihr den Preis zu entrichten, den sie für ihre Zustimmung zur 
Markstabilisierung verlangt: längere Arbeitszeit und Lohnabbau [69]. Mit diesem 
Programm, das wie die ganze Politik der Schwerindustrie seit 1922 auf die kom- 
mende Deflationskrise zugeschnitten ist, tritt eine Abordnung rheinischer Indu- 
strieller, bestehend aus Hugo Stinnes, Peter Klöckner und Albert Vögler, nach 
Abbruch des Ruhrwiderstandes zu Anfang Oktober auch an den französischen 
Kommandeur im Rheinland, General Degoutte, heran, was im Reich und bei der 
Arbeiterschaft einen Sturm erregt und zu der Behauptung führt, die Schwer- 
industrie sei den französischen Rheinlandplänen geneigt, falls ihre sozialpolitischen 
Wünsche erfüllt würden [70]. Ganz augenscheinlich sollen ihr im Rheinland die 
Franzosen jene Knüppeldienste tun, die sie im übrigen Reich von Seeckt, Kahr 

und auch Hitler erwartet. Wie weit diese Pläne im einzelnen gehen, bleibt Ge- 
heimnis; sicher ist, daß französische Verständnislosigkeit für die Gunst des Mo- 
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ments, ähnlich wie Ende 1922, am Scheitern dieser Kombinationen mit schuldig 
ist. Um so mehr Grund hat die Schwerindustrie, sich für den Erfolg des Seeckt- 
schen Direktoriums zu interessieren. Seeckts Regierungsprogramm, das er Ende 
Oktober zu Papier bringt, enthält alte Lieblingswünsche vieler Großunternehmer, 
wie Abbau der Kollektivverträge, Abschaffung der Gewerkschaften, praktische 
Liquidierung der weimarischen Preußenregierung, Änderung der Reichsverfassung 
und Zusammenarbeit mit Rußland gegen die Versailler Siegerstaaten [71]. In 
jenem Augenblick sieht es ganz so aus, als werde der General seine Pläne ver- 
wirklichen können. Die Niederschlagung des Buchrucker-Putsches zu Anfang Ok- 
tober und der Einmarsch in Sachsen gegen Ende des Monats machen Seeckts Hände 
frei für eine Aktion gegen das „rote“ Thüringen und, wie man in Berlin hofft, 
gegen das halb partikularistische und halb nationalistische Bayern. Der Vorstoß 
gegen Bayem erscheint um so nötiger, als es dort in denselben Tagen zu einem Akt 
politisch-militärischer Meuterei kommt: zwei Tage nach dem Einmarsch in Sachsen 
nimmt die bayerische Regierung, um die Absetzung des widerspenstigen Münchner 
Reichswehrkommandanten v. Lossow zu verhindern, das bayerische Reichswehr- 
kontingent für sich in Pflicht und entzieht es so dem Oberbefehl der Bendlerstraße. 
Allein Seeckt ist nicht bereit, das als wohlgesinnt geltende Bayern in der gleichen 
Weise zu behandeln wie die Linksregierungen in Mitteldeutschland. Anstatt 
Lossow nach militärischem Brauch vor ein Kriegsgericht zu stellen, verrät der Chef 
der Heeresleitung heimlich Sympathien für emen so national denkenden Rebellen 
und zeigt sich entschlassen, die bayerische Frage als Hebel zum Sturz der Weimarer 
Republik zu benützen. In seiner Politik steckt eine gute Portion Macchiavellismus. 
Während die außerordentlichen Vollmachten, die er besitzt, ihm vornehmlich zu 
dem Zweck übertragen sind, um gegen Bayern durchzugreifen, weigert er sich, sie 
zu benutzen, falls man ihm nicht Zugeständnisse macht, die praktisch auf einen 
politischen Selbstmord der Behörden hinauslaufen, die ihm ihr Vertrauen ge- 
schenkt: Reichspräsident und Reichsregierung. 

Am 3. November, fünf Tage nachdem die Reichswehr die sächsische Regierung 
abgesetzt hat, erscheint er bei Ebert und wirft seine Karten offen auf den Tisch 
[72]. Der Zeitpunkt ist für seinen entscheidenden Vorstoß günstig. Am Tage vor 
der Konferenz mit dem Fräsidenten verlassen die drei sozialistischen Mitglieder 
der Reichsregierung, ihrem einen Monat früher zurückgetretenen Kollegen Hilfer- 
ding folgend, in ohnmächtigem Protest gegen die Vorgänge in Sachsen das Kabi- 
nett. Einige Minuten, ehe Seeckt die Tür zum Amtszimmer Eberts öffnett, wird 
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der Präsident durch die Nachricht erschüttert, die aufständische bayerische Reichs- 
wehrdivision, verstärkt durch bewaffnete Rechtsverbände, sei im Anzug. Präsident 
Ebert fordert Seeckt mit energischen Worten auf, gegen die Rebellen zu mar- 
schieren. Der Chef der Heeresleitung verweigert dies schroff. Er weiß, daß die 
Kommandeure der norddeutschen Reichswehrdivisionen, v. Behrend, v. Horn und 
v. Tschischwitz, auf ihn in der Bendlerstraße warten, in der bestimmten Annahme, 
daß er die Militärdiktatur erklären wird. Hierzu kommt es allerdings nicht. Ohne 
wirkliche Popularität und ohne Massenbasis, sieht Seeckt sich außerstande, den 
großen Sprung zu wagen, ehe er sich mit den Bayern verständigt hat. Ein Fabius 
Cunctator mehr denn ein Cäsar, findet er nicht den Mut, den Präsidenten für ab- 
gesetzt zu erklären, als sich dieser rundheraus weigert, ihn — Seeckt — zum Kanz- 
ler zu machen, Statt dessen versucht er sich mit Ebert zu verständigen, um sein 
Ziel auf Umwegen zu erreichen. Als er endlich ins Reichswehrministerium zurück- 
kommt, fünf Stunden später als erwartet, erschöpft, und ohne das Zeichen für den 
erwarteten Putsch zu geben, halten die versammelten Generale sein Spiel für ver- 
loren [73] und reisen in düsterster Stimmung ab. Auf der anderen Seite hat Seeckt 
jedoch weit mehr erreicht, als sie sehen, und als er ihnen zeigen kann. AmTage nach 
der dramatischen Unterredung benachrichtigt er Wiedfeldt in Washington, daß 
Ebert auf seinen — Seeckts — Wunsch eingegangen sei, ein kleines, mit außer- 
ordentlichen Volimachten auszustattendes Direktorium zu bilden, in dem ein 
Platz für Wiedfeldt offen sei [74]. Gleichzeitig bereitet die Reichswehr, ebenfalls 
mit Eberts Ermächtigung, ihren Einmarsch in Thüringen vor, der auf den 6. No- 
vember angesetzt wird. Außerdem sendet Seeckt den Major v. Schleicher zu Strese- 
mann und ersucht den Kanzler zum Rücktritt, weil die Reichswehr seine Haltung 
in der thüringischen Frage mißbillige [75]. Und schließlich arbeitet er an dem Kon- 
zept eines ausführlichen Briefes an den bayerischen Diktator, Herm v.Kahr, der einen 
vollständigen Umschwung in der Haltung des Reichs gegenüber Bayern vorbereitet 
und augenscheinlich Kahr den Eintritt in das Direktorium öffnen soll [76]. Der 
Brief betont den Umstand, daß Seeckt seine wahren Motive nicht immer nach außen 
zeigen könne. Dann folgt eineKriegserklärung an die Weimarer Republik und die So- 
zialdemokratie, verbunden mit der Feststellung, daß Kahr und Seeckt über diese 
Dinge ganz einer Meinung seien. Die vorgekommenen Mißverständnisse seien 
rein technischer und untergeordneter Natur. Er, Seeckt, habe verlangt, daß Strese- 
mann gehe, und er schlage die Bildung einer Einheitsfront aller national gesinnten 
Männer vor. als Vorbereitung zu dem anscheinend unvermeidlichen Bürgerkrieg. 
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Zu Ende des Briefes ersucht Seeckt Herrn v. Kahr auf das inständigste, den Vor- 
marsch nationalistischer bayerischer Verbände ins rote Thüringen während der 
bevorstehenden Reichswehraktion in diesem Lande zu verhindern. Der Brief, 
dessen Wortlaut man lesen sollte, zeigt, wie nahe der Chef der Heeresleitung 
seinen politischen Zielen gerückt ist. Durch offene Anerkennung der Ziele, für die 
Bayern seit Jahren gekämpft hat, kann er hoffen, dort volkstümlichen Anhang zu 
finden, zum mindesten in den Kreisen der Katholiken und des gemäßigten Flügels 
des Bürgertums und der Rechtsverbände, einschließlich vieler Norddeutscher, die 
sich aus Haß gegen die Republik in Bayern niedergelassen haben. Das einzige 
Element, das ihm noch fehlt, ist ein gewisses Maß von Zeit: Zeit, um mit Kahr 
zu voller Verständigung zu kommen; Zeit, um die Ankunft Wiedfeldts von Wa- 
shington abzuwarten; und Zeit, um den Beginn einer Machtübernahme mit einem 
wichtigen Ereignis zusammenfallen zu lassen, das man für den 15. November 
erwartet: Die Stabilisierung der Mark. Eine Atempause wird um so nötiger, als, wie 
Seeckts Adjutant am 5. November feststellt, Stresemann vor der Verfolgung durch 
die Reichswehr zum Reichspräsidenten Ebert Aüchtet und nach scharfer Ausein- 
andersetzung mit Seeckt in Eberts Amtszimmer von Ebert als Kanzler gehalten 
wird. Es kommt eine Art Versöhnung zwischen den beiden zustande, sehr zum 
Mißvergnügen von Stinnes und des Freiherrn von Lersner, die in der Fraktions- 
sitzung der Deutschen Volkspartei am Nachmittag des 5. November den Kanzler 
zu stürzen suchen, wobei sich Lersner auf Seeckt beruft [77]. Stinnes rechnet in 
diesem Moment fest mit der Ernennung der von Seeckt geplanten Rechtsregierung; 
er sieht Wiedfeldt in der Rolle des Kanzlers und Außenministers und seinen 
Freund Minoux als Reichsfinanzminister; sein Plan ist, nach vollzogenem Regie- 
rungswechsel sämtliche Reichsbetriebe in die Hände der Privatwirtschaft zu über- 
führen, und die Staatsgewalt auf die Rolle eines Nachtwächters zu beschränken. 
Stresemann hält jedoch dem Angriff stand. 

Anscheinend unter dem Eindruck der zeitweilig verbesserten Stellung des Kanz- 
lers schwächt Seeckt im letzten Augenblick seinen Brief an Kahr bedeutend ab 
[78]. Allein, er kann nicht verhindern, daß das Schreiben, anstatt die Wogen zu 
glätten und ihm freie Hand zum Manövrieren zu geben, die gegenteilige Wirkung 
hat. Am 5. in Berlin — zweifellos durch Kurier — abgesandt, erreicht dieser Brief 
den Empfänger, der über Seeckts wahre Meinung auch schon auf andere Weise 
unterrichtet ist [79], im gleichen Augenblick, in dem die Reichswehr in Thüringen 
einrückt, was die Stimmung in Bayern zur Siedehitze bringt. Um die Fluten zu 
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bändigen, ruft Kahr, ganz augenscheinlich unter dem Eindruck von Seeckts drin- 
gendem Ersuchen, im Laufe des 6. November die Führer aller bayerischen Wehr- 
verbände zusammen und hält ihnen, wie Konrad Heiden schreibt, gemeinsam mit 
Lossow eine Standpauke, die darauf hinausläuft, daß er jeden Staatsstreich ver- 
bietet außer dem, den er selbst mache. „Erst wenn alles bereit ist“, ruft er aus, 
„beginnt die Tat. Den Befehl dazu gebe ich“ [80]. 

Herr v. Kahr ist ein kleiner Mann, körperlich und geistig, allein er ist kein 
Dummkopf. Angesichts der ihm wohlbekannten Stärke der Wehrverbände und der 
Schwäche seiner eigenen Stellung, die lediglich auf der bayerischen Bureaukratie, 
dem Klerus, einem Teil der Münchner Reichswehrdivision und dem passiven 
Wohlverhalten der Mehrheit der Bevölkerung beruht, könnte er nicht wagen zu 
reden, wie er es tut, falls er nicht einen geheimen Grund dazu hat [81]. Dieser 
geheime Grund ist die Aussicht, das bayerische Staatsschiff an die stolze Fregatte 
der von Seeckt befehligten Reichswehr zu ketten, die sich anschickt, dem Reichs- 
kabinett den Garaus zu machen. Der „Marsch nach Berlin“, von dem in jenen Ta- 
gen ganz Bayern träumt, wird in den Händen dieses Mannes zum bloßen Druck- 
mittel, um bei den bevorstehenden Verhandlungen mit Berlin die Erfüllung seines 
Lieblingswunsches, die Rückführung der Wittelsbacher, durchzusetzen, Zug um 
Zug gegen die Wiederherstellung der Hohenzollern im Reich, die Männern wie 
Seeckt am Herzen liegt [82]. Mit diesem Bild vor Augen, fühlt Kahr sich stark ge- 
nug, den Führer der NSDAP abweisen zu lassen, der ihn am Morgen des 8.Novem- 
ber in einer dringenden Angelegenheit zu sprechen sucht. Er bestellt Hitler auf den 
nächsten Tag und sieht ohne Sorge der Rede entgegen, die er am selben Abend 
im Kreise Vaterländischer Verbände im Bürgerbräu halten soll, um des fünften 
Jahrestages der deutschen Revolution von 1918 zu gedenken, deren Sache nun 
endgültig verloren scheint. Weder Kahr noch Seeckt ahnen im geringsten, daß ihre 
Drohungen und politischen Andeutungen genau das Gegenteil der von ihnen 
beabsichtigten Wirkung hervorzubringen im Begriffe sind: Die Nachricht von 
Kahrs Äußerungen gegenüber den Wehrverbanden am 6. November überzeugt 
die leitenden Männer der NSDAP nicht ohne Grund, daß ihr Führer als künftiger 
Gebieter Deutschlands durch erfolgreiche Konkurrenz ersetzt werden soll. Auf 
Veranlassung eines dieser Vertrauten, des Dr. Max Erwin v. Scheubner-Richter, 
den die Meldungen über Kahr höchst nervös machen, entwirft Hitler den Plan für 
seinen Putsch, der ihn in die Weltgeschichte einführt. Obwohl Hitler damals nicht 
weiß, was zwischen München und Berlin gespielt wird, und die wirklichen Vor- 
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gänge mehr errät als kennt, wird vermutlich sein Putsch dereinst von der Ge- 
schichtsschreibung nach seinen objektiven Zielen als ein Versuch bewertet werden, 
den gemäßigten Flügel der bayerischen Nationalisten daran zu hindern, sich mit 
Hilfe des Chefs der Heeresleitung zum Meister in Bayern zu machen und zu 
Handlangem einer Diktatur Seeckts oder einer von ihm inspirierten Rechtsregie- 
rung zu werden, auf Kosten Hitlers und seiner Anhänger. 

Für diese Auffassung gibt es einen interessanten Zeugen: es ist Fritz Thyssen, 
Hitlers Finanzier. Wie Thyssen erzählt [83], fuhr er im Oktober 1923 zum Besuche 
Ludendorffs nach München. Die Bewegung, sagt er, wurde damals durch den bis- 
herigen Generaldirektor von Stinnes, Minoux, finanziert, den wir hier als Mittels- 
mann zwischen Seeckt und Ludendorff kennengelemt haben, und dem Seeckt 
einen Platz in seinem Direktorium zugedacht hat. Die Schwerindustrie ist nach 
wie vor bemüht, eine Einheitsfront der Reichswehr und der Wehrverbände von 
Seeckt bis Ludendorff herzustellen und so die Republik zu zerschmettern; Thyssen 
gibt Ludendorff 100 000 Goldmark, um damit die Wiederherstellung des Hauses 
Wittelsbach durch Ludendorff und Herm v. Kahr zu fördern, mit dem Ludendorff 
und Hitler damals noch leidlich stehen, auch trifft er im Hause Scheubner-Richters 
Hitler persönlich. Anläßlich dieses Besuches in Bayern macht damals Thyssen die 
für ihn, wie er sagt, überraschende Entdeckung, daß Frau v. Seeckt, deren un- 
gerächte Verunglimpfung durch Hitlers Zeitung den äußerlichen Anlaß für den 
Konflikt zwischen München und Berlin gebildet hat, trotz der Zuspitzung dieses 
Konflikts ruhig in München weilt und über die Zeit des Hitler-Putsches hinaus 
dort bleibt. Dorothea Seeckts Rolle als politische Vertraute ihres Mannes ist ihm 
bekannt. „Spielte Seeckt“, so fragt er [84], „ein Doppelspiel? Suchte er einen 
Staatsstreich mit Hilfe der Bayern durchzuführen? Die Anwesenheit von Frau 
v. Seeckt in München scheint diese Auffassung zu bestätigen. War dies so, so hat 
die überstürzte Hast Hitlers den Plan zum Scheitern gebracht.“ 

Thyssen trifft augenscheinlich das Richtige, wenn auch der seltsame Charakter 
jenes Bruderkampfes und die Furcht hochgestellter Personen, durch Aufdeckung 
ihrer Umtriebe gegen die Republik kompromittiert zu werden, schließlich dazu 
führen, daß vieles vertuscht wird. Aktenmäßig nachweisbar ist, daß Kahr, Lossow 
und der bayerische Landespolizeikommandeur v. Seisser damals trotz ihres Kon- 
flikts mit Seeckt dauernd nach Aufstellung eben jenes Direktoriums trachten, wie 
es Seeckt vorschwebt; daß sie in Fühlung mit Minoux und anderen Persönlichkeiten 
stehen, die als Mitglieder dieses Direktoriums ausersehen sind; daß Seisser bei 
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seinem Besuch in Berlin unmittelbar vor dem Hitlerputsch nicht nur mit Seeckt, 
sondern auch mit diesen Kreisen verhandelt [85]; und daß Stresemann in der 
Reichskabinettsitzung vom 5. November den Namen Kahr neben Wiedfeldt und 
Minoux als Mitglied des geplanten Direktoriums nennt [86]. Bezeichnend ist 
ferner, daß das Münchner Gericht, vor dem der geschlagene Hitler erscheint, in 
der Urteilsbegründung ausspricht, Hitler habe durch seinen Putsch die Machthaber 
Bayerns an einer Kursänderung hindern wollen, die entweder auf Separatismus 
oder aber auf Errichtung eines Direktoriums Minoux-Gayl-Seeckt gezielt haben, 
„mit einem jüdischen Finanzminister an der Spitze, der den wahnsinnigen Ge- 
danken einer Umwandlung der Reichsbahn in eine Aktiengesellschaft hegte“. 
(Letztere, Hitlers eigene Ausdrucksweise wiederspiegelnde Bemerkung bezieht 
sich anscheinend auf den Hamburger Bankier Max Warburg, dessen Name in die- 
sem Zusammenhang öfter auftaucht.) 

War dies Hitlers Plan, so ist er völlig geglückt. Weltgeschichtlich betrachtet, ist 
der Geschlagene vom November 1928 nicht so sehr Hitler, dem seine Niederlage 
zum Martyrium und späteren Wiederaufstieg verhilft, sondern der Begründer der 
Reichswehr, dem die Novemberereignisse verspätet die vollziehende Gewalt be- 
scheren, mit der er nach dem Bruderkrieg zwischen Reichswehr und äußerster 
Rechten politisch nichts mehr anfangen kann. Mit ihm geschlagen sind seine 
Freunde von der Schwerindustrie, die sich, statt einer Aufrüstungskonjunktur und 
arbeiterfeindlichen Diktatur unter Seeckt, schutzlos der lange gefürchteten Defia- 
tionskrise gegeniibersehen, aus der ihnen erst die Friedenspolitik Gustav Strese- 
manns und das einströmende Geld der Vereinigten Staaten einen Ausweg zeigen. 
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V. 


Das Scheitern des Seecktschen Direktoriumsplans vom Herbst 1923 vernichtet 
die letzten Aussichten zu einer rein schwarz-weiB-roten Diktatur über Deutschland 
und zur Rückkehr deutscher Monarchen. Hätte Seeckt sich durchgesetzt, so wären 
von den früher regierenden Fürstenhäusern zum mindesten die Hohenzollern 
zurück auf den Thron gelangt; im Fall einer Verbindung mit Kahr wohl auch die 
Wittelsbacher in Bayern. Gleichzeitig hätten sich Schwerindustrie und Großgrund- 
besitz wieder unumschränkt der Gewalt bemächtigt, die sie im Kaiserreich aus- 
geübt hatten, und die unter Wilhelm II. zur sogenannten „Sammlungspolitik“ ge- 
führt hatte: der fast unbegrenzten Kontrolle der Wirtschafts-, Zoll-, Handels- und 
Finanzpolitik durch den Bund der Ostelbier mit der Ruhr. Leidtragender dieser 
Politik wäre die deutsche Arbeiterschaft gewesen. Ihres Koalitionsrechts beraubt 
und zu längerer Arbeitszeit gezwungen, um die Reparationsbeträge aufzubringen 
und die Riesenkartelle zu stützen, wären die Arbeiter auf eine fast noch tiefere 
Stufe hinabgedrückt worden, als zur Zeit Bismarcks. Auch sonst hätte gar manches 
an die Zeit des Eisernen Kanzlers gemahnt. Das preußisch-deutsche Heer wäre zu 
womöglich noch größerer Bedeutung gelangt als unter den Hohenzollern, die 
Macht des Reichstags wäre ganz wesentlich zurückgedämmt, die des preußischen 
Staats hingegen bedeutend erhöht worden, und in der Außenpolitik wäre das Reich 
mit Rußland durch dick und dünn marschiert, mit dem Ziel über Frankreich her- 
zufallen [87]. 

In der Zeit der Friedenspolitik, die dem Ruhrkampf und dem Scheitern des 
Hitlerputschs folgt, setzen sowohl Stinnes wie Seeckt alles dran, verlorenes zurück- 
zuholen, jedoch vergeblich. Stinnes und sein Kreis verfangen sich jetzt in ihrer 
eigenen Falle. Die Ausplünderung der Nation durch die Inflation, die in erster 
Linie der Industrie zugute gekommen ist, führt zu einer schweren allgemeinen 
Krise, die besonders auch den Stinneskonzern als solchen bedroht. Stinnes’ plötz- 
licher Tod in diesem kritischen Zeitpunkt ist für sein Werk ein vernichtender 
Schlag. Von Kreditschwierigkeiten bedrängt, deren die Söhne des Gründers nicht 
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Herr werden, bricht das Riesengebilde im Sommer 1925 rasch zusammen. Fast 
gleichzeitig vollendet sich auch das politische Schicksal Seeckts. Der nunmehrige 
Reichsaußenminister Gustav Stresemann, der im Oktober desselben Jahres mit den 
ehemaligen Feindmächten den Locarnopakt zeichnet, um den Frieden und das 
Hereinströmen amerikanischer Aufbaukredite zu sichern, gewahrt mit Zorn, wie 
Seeckt sein Werk ununterbrochen stört. Am Abend von Stresemanns Abreise nach 
Locarno unterhält sich Seeckt mit dem ehemaligen Reichskanzler Cuno sowie mit 
Gustav Krupp von Bohlen, Otto Wiedfeldt, Paul Reusch. Direktor der Hanielschen 
Guten Hoffnungshütte und Albert Vögler, der Zentralfigur des Stinneskonzerns, 
über Fragen der deutschen Aufrüstung [88]; am Tage von Stresemanns Ankunft 
in Locarno empfangen Seeckt und Reichskanzler Luther den russischen Volks- 
kommissar für Auswärtiges, Tschitcherin, der sich zu überzeugen sucht, daß der 
russisch-deutsche Draht nicht bricht, und im folgenden Monat verständigt sich 
Seeckt auf einer Inspektionsreise durch die Ruhr mit Krupp über die geheime 
Herstellung deutscher Tanks in Schweden sowie über die Herstellung von Stahl- 
blocks in Mitteldeutschland, was gleichzeitig als Scherflein zur Minderung der 
Wirtschaftskrise gedacht ist, über die man in Essen heftig klagt. Die Schwarze 
Reichswehr und die illegalen Militärverbände des Jahres 1923 sind in diesem 
Zeitpunkt freilich verschwunden. Allein sie werden insgeheim durch Krümper 
sowie durch gedrillte Kräfte der alten deutschen Armee ersetzt, die den Rahmen 
für Seeckts geplantes im Versailler Vertrag nicht gestattetes 21-Divisionen-Heer 
darstellen, an dem er trotz Locarno weiter festhält [89]. Wenn Stresemann von 
alledem auch nur Bruchstücke kennt, so ist es doch klar, daß er seine Politik nur 
durchführen kann, wenn es ihm gelingt, Seeckt zu stürzen. Seit der Wahl des alten 
Hindenburg zum Reichspräsidenten im Frühjahr 1925 ist Seeckts Stellung nicht 
mehr ganz fest, denn das neue Reichsoberhaupt gilt nicht als sein Freund. Seeckts 
untergebener Vertrauter, Oberst v. Schleicher, wechselt damals, nach einem miß- 
glückten Versuch, die Reichspräsidentenwürde an seinen Herrn und Meister zu 
bringen, in das Lager der Gegner Seeckts hinüber; seinem faktischen Zusammen- 
wirken mit Stresemann und seinem Einfluß auf den Reichswehrminister Gessler 
ist es in erster Linie zuzuschreiben, daß Seeckt im Oktober 1926 zu Fall kommt [90]. 
Obgleich vor 1932 nicht offen hervortretend, wird Kurt v. Schleicher, der sein 
Talent zur geheimen Verhandlung und Intrigue während der Verhandlungen mit 
den Russen zu Anfang der zwanziger Jahre erprobt hat, zum Sinnbild der Epoche, 
in der äußerlich die Republik triumphiert, während im Untergeschoß eine düstere 
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militärische Verschwörertätigkeit einsetzt, der sie schließlich erliegt. Vielleicht war 
der wirkliche Schleicher besser als sein Ruf. Vielleicht hat er, wie eine journa- 
listische Beschreibung seines Lebens andeutet [91], als bürgerlicher Neuadeliger 
von vornherein dem Europagedanken nähergestanden als der anti-westlich ge- 
richtete Junker Seeckt. Vielleicht sah er in seinem Dolchstoß gegen das Kabinett 
Brüning im Jahre 1932 und in seinem Hinsteuern auf eine von den Massen ge- 
tragene milde Militärdiktatur das einzige Mittel, um die Folgen der großen Wirt- 
schaftskrise nach 1929 zu bannen und die Woge von Arbeitslosigkeit und National- 
sozialismus zu brechen, für deren Entstehung er keine Verantwortung trägt. Viel- 
leicht war er trotz seines Adelsnamens wirklich der „Soziale General“, als der er 
1932 posierte. Vielleicht hat er begründete Hoffnungen gehabt, die Wiederauf- 
rüstung Deutschlands, anders als in den zwanziger Jahren, nunmehr mit Einwil- 
ligung des europäischen Westens durchzuführen, der die Wirtschaftskrise durch 
allgemeine Aufrüstung zu bannen und das Deutschland der Schleicher-Zeit gegen 
das erstarkte Rußland Josef Stalins auszuspielen suchte [92]. Jedenfalls war es ein 
mehr als gewagtes Spiel, und Schleicher verliert es gründlich. Interessant ist, daß 
die Schleichersche Politik schließlich eben jene konservativen Mächte vergrämt, die 
sich 1923 hinter Seeckt und dessen Direktionspläne stellten: Großgrundbesitz und 
Schwerindustrie, was Hitler in die Lage versetzt, bei Übernahme der Kanzler- 
schaft sich als deren „Retter“ vor dem Schleicherschen Sozialradikalismus aufzu- 
spielen. Es ist bezeichnend, daß der Machtantritt Hitlers, Seeckts verhaßten Geg- 
ners von 1923, bei Seeckt freudige Gefühle auslöst, verursacht teils durch Seeckts 
Konservatismus, teils allerdings auch durch Hitlers Sieg über Schleicher, Seeckts 
ehemaligen Untergebenen und Freund, der von Hindenburg als Reichskanzler 
entlassen wird, um dem Führer der NSDAP Platz zu machen [93]. 

Allzubald sollen freilich die konservativen Gesellschaftsmächte erkennen, daß 
Hitlers Freundschaft eine womöglich noch größere Belastung für sie bedeutet als 
seine offfene Gegnerschaft. Schon wenige Tage nach dem 30. Januar beginnt 
jener versteckte Krieg zwischen dem vermeintlichen Retter der Gesellschaft und 
dessen angeblichen Schutzbefohlenen, den Gesellschaftskreisen der Rechten, der 
von seiten Hitlers mit den Mitteln des raffiniertesten Macchiavellismus, verquickt 
mit primitivster Rohheit, ausgefochten wird und in gerader Linie zum 20. Juli 
1944 führt. Im Verlauf dieses Bruderkampfes wird die konservative Gesellschaft 
Deutschlands zur Leidensgenossin der republikanischen Parteien und Schichten, 
die bereits zu Beginn des Hitlerreichs unter ihrer Duldung, wenn auch nicht Mit- 
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wirkung, dem Damon der Gosse preisgegeben worden sind. Sie ist an diesem 
Geschick nicht ganz ohne Mitschuld. Während ihres verbissenen Kampfes gegen 
die Weimarer Republik haben sich, wie die vorliegende Studie und unzählige 
andere Quellenwerke zeigen, allmählich jene bösen Geister entfesselt, die sie dann 
nicht mehr los wird. Der Macchiavellismus der Stinnes und Seeckt in der Zeit des 
Ruhrkampfes und das intrigante Wirken ihrer Epigonen, der Schleicher, Papen, 
Flick, Vögler, Thyssen, Schacht und Stauss, gehen dem Aufstieg des National- 
sozialismus zeitlich voraus oder zur Seite. Hitler und seine Männer lernen aus dem 
allen. Der spätere Führer wäre gar nicht zu denken ohne das „alles ist erlaubt“, 
das Schwinden aller Moralbegriffe in dem Anfangsstadium von Seeckts Reichswehr, 
und die Umwertung aller geltenden Rechtsanschauungen im Zeichen ihres Kamp- 
fes für geheime Wiederaufrüstung und gegen Versailles. Den Massenmördern der 
SA und SS marschieren voraus die Mörder aus dem Umkreis der Reichswehr; die 
Erzberger-, Rathenau- und Gareis-Attentäter, die, wenn sie können, in Horthy- 
Ungarn verschwinden; die Fehmemordkommandos, die die Waffenverstecke 
sichern, sowie die vielen zweideutigen Figuren und Saboteure, welche die Reihen 
der Ruhrkämpfer durchsetzen und so die Feststellung schwierig machen, was hier 
echter Patriotismus ist und was Amoral, Geschäfts- und Abenteurerlust. Rechter- 
hand, linkerhand scheint in dieser Zeit alles vertauscht. Erlaubtes ist verboten und 
Verbotenes ist erlaubt. Die Aufdeckung von Verstößen gegen den Versailler Ver- 
trag wird plötzlich zum „Landesverrat“, gleichgültig ob es sich hierbei um einen 
gekauften Ententespitzel oder um die Äußerung eines besorgten intelligenten 
Pazifisten handelt. Der Begriff des Patriotismus wird ungemein problematisch. 
Angesichts der Tatsache, daß die wichtigste Aufgabe der Politik jener Zeit, die Zu- 
rückschiebung der alliierten Truppen aus deutschem Reichsgebiet, damals ohne alle 
Waffengewalt gelöst und von den Umtrieben der Reichswehr lediglich erschwert 
wird, dürfte das abschließende Urteil der Geschichtsschreibung über diese Dinge sehr 
verschieden von dem der damaligen Presse lauten, die meist in der Erörterung der 
Geheimrüstungen der Reichswehr durch Pazifisten wie Ludwig Quidde und Carl 
v. Ossietzky [94] den Beweis verräterischer Gesinnung sieht. 

Das moralische Hell-Dunkel jener Tage begünstigt den Appell an das seelische 
Erbe des Feudalzeitalters, das so tief im deutschen Gemüte schlummert: die be- 
dingungslose Bereitschaft zum Dienst am Herren, einem Dienst, der alle Mittel 
heiligt. Gar vieles in dieser Zeit gemahnt an das Nibelungenlied und die Edda. 
Die Tücke und List, mit der Seeckt und Schleicher die geheime Aufrüstung insze- 
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nieren, die Wendungen und Windungen in der Stinnes-Politik, Schleichers Dolch- 
stöße gegen Seeckt und Groner, Hindenburgs Treulosigkeit gegenüber Brüning, 
der Feldzug der Flick, Vogler und Thyssen zur Finanzierung der bankrotten Ver- 
einigten Stahlwerke, Schachts Verrat an seinen früheren politischen Freunden, 
v. Papens Spiel mit Brüning, Schleicher und Hitler, leiten die schaurige Periode 
ein, in der solche Taten nationales System werden, und die durch Hitlers hinter- 
listige Ermordung seines Freundes Röhm, sowie durch den Bund mit seinem Feind 
Stalin und den hinterhältigen Überfall auf diesen seinen neuen Bundesgenossen 
versinnbildlicht ist. 

Das Ende des Hitlerreichs hat nicht das seelische Erbe Deutschlands, sondern 
höchstens die Voraussetzungen geändert, unter denen an dieses Erbe appelliert 
wurde. Die NSDAP ist verschwunden und die Lage ihrer großen Gegenspieler 
im Rechtslager hat sich in vielem verschoben. Der preußische Großgrundbesitz 
östlich der Elbe befindet sich in den Händen der Sowjet-Union und ihrer Traban- 
ten; das letzte deutsche Heer ist zerschlagen und einstweilen noch nicht wieder 
aufgebaut; von den großen Gesellschaftsmächten des Jahres 1923 besteht ledig- 
lich die Schwerindustrie, die im heutigen Deutschland mächtiger ist als je zuvor. 
Gleichwohl haben das Ende Hitlers und die internationalen Spannungen nach 
1945 eine Reihe der damaligen Fragen wieder akut gemacht. Wieder steht die 
deutsche Aufrüstung zur Debatte, wieder befindet sich Deutschland — wenn auch 
verstümmelt — zwischen Ost und West, wieder wäre bei einer Aufrüstung dessen, 
was heute Westdeutschland heißt, die deutsche Schwerindustrie führend beteiligt, 
und wieder suchen Junker-Offiziere, nun aus der Ostzone nach Westdeutschland 
übergesiedelt, ihren Einfluß in der neuen Armee geltend zu machen. Der Unter- 
schied zwischen damals und heute besteht wesentlich darin, daß die Bonner Re- 
gierung das neue Heer demokratischer zu gestalten trachtet, als die Reichswehr 
es war, und daß sie im Einverständnis mit den Westmächten die Armee in die 
westliche Verteidigungsgemeinschaft einzufügen sucht. Immerhin wird zur Zeit 
für den Fall der Nicht-Ratifizierung der Verteidigungsgemeinschafts-Verträge 
durch Frankreich auch an ein selbständiges westdeutsches Heer gedacht. 

Die Welt vergißt schnell. In Amerika hat man sich 1950 unter dem Eindruck 
des Kriegsausbruchs in Korea über Nacht für die Aufrüstung Westdeutschlands 
entschieden, ohne Zeit zu haben, die Folgen zu durchdenken. Ob die geplanten 
neuen deutschen Truppen bessere Diener der Demokratie zu sein vermögen als 
ihre Vorgänger, ist fraglich. Waffenhandwerk und Heeresdienst waren in der 
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deutschen Geschichte nur selten Sinnbilder von Demokratie und Freiheit, sondern 
meistens das Gegenteil. Darauf angewiesen, sich ihr Offizierskorps aus den Kreisen 
ehemaliger Junker, konservativer Antidemokraten, oder offener Nazi zusammen- 
zusuchen, dürfte auch die neue westdeutsche Truppenmacht dem Rufe der Demo- 
kratiefeindlichkeit kaum entgehen. Dazu kommen die außenpolitischen Gefahren, 
verursacht durch die allgemeine Weltlage, verstärkt durch die Möglichkeit eines 
Vorprellens unverantwortlicher Elemente in Ost und West, und gewaltig ge- 
steigert durch die politische Zerteilung des Deutschen Reichs. Es ist keineswegs 
sicher, ob die geplante Aufrüstung den Demokratien des Westens selbst rein mili- 
tärisch nützt. Die Möglichkeit von Zugeständnissen in der Einigungsfrage gibt der 
Sowjet-Union eine Trumpfkarte beim Werben um die neue westdeutsche Wehr- 
macht, besonders falls diese außerhalb der Europäischen Verteidigungs-Gemein- 
schaft aufgestellt werden sollte. Käme es zu einer neuen deutsch-russischen Ver- 
ständigung gegen den Westen, so würden vermutlich, sozusagen als Vorläufer, 
auch die Figuren der Seeckt und Stinnes in zeitgemäßer Gewandung wieder er- 
stehen. Das seelische Erbe der deutschen Nation hat sich trotz 1945 kaum so ge- 
ändert, um solche Entwicklungen zu verhindern. 

Je größer der internationale Macht- und Rüstungsdruck, um so mehr steigern 
sich hier wie überall die sich daraus ergebenden nationalen und internationalen 
Gefahren. Wenn die Demokratien des Westens diese Gefahr für ihren Bestand 
und ihre Staatsform bannen wollen, so müssen sie durch realistische Verbindung 
von Macht- und Friedenspolitik einen Weg finden, der den internationalen 
Rüstungswettlauf bremst, und der in ehrenvoller Weise, ohne ein neues München, 
zu einer Lösung führt, die eine gewaltlose Einigung Deutschlands vorsieht, die 
Grenzen der beteiligten Staaten sichert und den Ausbruch eines Dritten Weltkriegs 
verhindert, der nicht nur zum Verschwinden der Demokratie, sondern zum 
Untergang der gesamten Menschheit führen müßte. 
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Dokument 1 


Batschafter Alanson B. Houghton an 
Secretary of State Charles E. Hughes. 


(State Department Documents. Decimal File 
1910 — 29; 862 00 vol. 12) 


Maschinenschriftlicher Bericht (Auszug). 
(Ende eines längeren Dokumentes mit verschiedenem Inhalt; der Schluß 
behandelt eine Unterredung des Botschafters mit dem abgehenden fran- 


zösischen Botschafter in Berlin, Charles Laurent.) 
October 30, 1922 


...1 then spoke of the so called Stinnes-Lubersac agreement, which the papers 
have discussed, and asked him if he looked favorably upon that. Laurent answered 
he was not sure. He believed that inasmuch as Germany must furnish the material 
and the work, it would be more to Germany’s benefit than to that of France, to 
have the devastated regions restored, but he did not feel sure of the public senti- 
ment in this matter. With this somewhat extraordinary statement, we bid each other 
adieu and he departed. He left me with the very definite impression that his own 
group in France looked upon reparations only as a purely secondary matter, and 
aim primarily to work the limit of destruction in Germany’s productive forces. He 
went so far at one time as to state frankly that while American public opinion, and 
as he said, even Swiss opinion, might differ from that of France, nevertheless 
France must be reckoned with. It was a somewhat unusual interview, and I could 
not help feeling, as I thought it over, that he had really left an overt threat with 
me. What about, I do not know. 

A couple of weeks ago, I received from Stinnes an invitation, written in his own 
hand, to visit him at his country place, and enclosed with it four or five pages of 
foolscap, closely written in his own hand, giving his views of the situation in 
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Germany. It is 2 remarkable document, and I am appending it to this letter. Last 
Tuesday, the 24th, I motored down to Weiss Kollm, Stinnes place, and spent the 
afternoon and evening with him, motoring back Wednesday morning. Stinnes 
told me, in effect, this: That he had spent several days with de Lubersac, talking 
over the details of the possible restoration of the devastated areas. De Lubersac 
then told him he would like to meet both the chancellor and the President, and 
would be glad to answer any questions they might put to him, except one question, 
which was whom he represented or who sent him to Berlin. Under these conditions 
he was taken to the President and the Stinnes plan gone over, and he was told 
that the German delegates to any meeting to discuss the measures necessary to the 
restoration would be regarded as officially representing Germany. A similar talk 
was had with the Chancellor, who then made an exchange of notes with de Luber- 
sac. The notes are regarded as private, and are not numbered. I saw copies of both. 
In the first note, de Lubersac asked the chancellor whether or not the German 
delegates would represent the German Government. In the second note, the 
Chancellor stated that they would. De Lubersac thereupon returned to France to 
lay the Stinnes plan before Poincaré and Millerand. Stinnes knew at the time that 
Millerand had been seen. The daily papers announced Saturday that de Luber- 
sac had had an interview with Poincaré. Stinnes told me that directly an answer 
was had from France, he would let me know, and none has yet come. Stinnes, 
however, is to dine with me this Monday evening, with Castle!), and if any answer 
has been received during the day, I shall then be advised of it. 

Stinnes then said he would like to bring de Lubersac to me, and have me assure 
de Lubersac that my Government looked with favour upon this effort of the two 
industrial groups to get together. I told Stinnes I could only do this after communi- 
cating with you. He then has asked me if I communicated with you, if I would ask 
you to report the substance of my cablegram to Wiedfeldt, to wham he had sent 
a copy of this plan, but whom he did not dare cable. The cable would necessarily 
go through the Foreign Office, and the Chancellor would be made aware of it, 
and Stinnes does not trust the Chancellor's discretion. I have not cabled you for 
the reason that the matter was still quite unsettled, and therefore it was not neces- 
sary to enquire if under these circumstances yau cared to notify Wiedfeldt. 

I gather from Stinnes that while the matter of French representations on a joint 
commission is practically conceded, the opening negotiations will be conducted 
by the French Government itself. Only when matters of principle and the like 
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have been determined, will French delegates be named. There are to be four 
German delegates, headed by Stinnes. 

I forgot to include in my account of my interview with Laurent that the latter 
told me that Stinnes had asked, in return for the restoration of the devastated areas, 
the withdrawal of French troops from the Rhineland. This, said Laurent, would 
never be conceded. If anything of interest develops during my talk with Stinnes 
tonight, I will report it in full in an annex to this letter. 

Please regard the statement of Stinnes’ plan as in the highest degree confidential. 
Stinnes tells me that as yet only President Ebert, Poincaré, de Lubersac and himself 
beside myself, have a copy, although a copy has been mailed, as said above, to 
Wiedfeldt. I have the original proposition in Stinnes’ own hand, and if it would 
be of any interest to the State Department, I should of course be glad to forward 
it. It is not an Embassy paper, and I would not dare file it with our papers under 
present conditions. I keep it in my own safe. 


Übersetzung: 


30. Oktober 1922 


--- Dann sprach ich über das sogenannte Stinnes-Lubersac-Abkommen, von 
dem in den Zeitungen die Rede war und fragte ihn, ob er es als vorteilhaft 
ansah. Laurent antwortete, er wäre nicht sicher. Er glaubte, daß, insofern als 
Deutschland hierbei das Material und die Arbeit liefern müsse, die Wiederaufrich- 
tung der zerstörten Gebiete offenbar mehr im deutschen als im französischen Inter- 
esse gelegen sei, obwohl er — Laurent — nicht recht wisse, wie sich die französische 
Öffentlichkeit dazu stelle. Nach dieser etwas sonderbaren Erklärung sagten wir ein- 
ander adieu und trennten uns. Er ließ mich mit dem ganz entschiedenen Eindruck 
zurück, daß seine eigene Gruppe in Frankreich Reparationen als etwas Sekundäres 
ansieht, und daß sie bis zum äußersten nach Zerstörung der deutschen Produktions- 
kraft trachte. Er ging so weit, frei zu erklären, daß, während Amerikas öffentliche 
Meinung und, wie er sagte, selbst die Schweizer Meinung sich von der Frankreichs 
unterscheiden mögen, man nichtsdestoweniger mit Frankreich rechnen müsse. Es 
war ein etwas ungewöhnliches Gespräch, und mir kam es bei näherem Nachdenken 
vor, als hätte er mir gedroht, ich weiß nicht recht womit. 

Vor zwei Wochen erhielt ich eine Einladung von Stinnes, geschrieben von seiner 
eigenen Hand, ihn auf seinem Landsitz zu besuchen; beigelegt waren vier bis 
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fünf Seiten im Kanzleiformat, eng mit eigener Hand geschrieben, in dem er seiner 
Ansicht über die Lage in Deutschland Ausdruck gab. Es ist ein bemerkenswertes 
Dokument, und ich füge es diesem Bericht bei. Letzten Dienstag, den 24., fuhr ich 
per Auto hinunter nach Weiß-Kollm, Stinnes’ Besitzung, verbrachte den Nach- 
mittag und Abend mit ihm, und fuhr am Mittwochmorgen zurück. Stinnes sagte 
mir im Grunde folgendes: Daß er mehrere Tage mit de Lubersac verbracht hätte, 
um über die Einzelheiten des eventuellen Wiederaufbaus der zerstörten Gebiete 
zu sprechen. De Lubersac sagte ihm dann, daß er mit dem Kanzler sowohl wie 
mit dem Reichspräsidenten zusammentreffen möchte, und daß er gern bereit 
wäre, jede an ihn gerichtete Frage zu beantworten, mit Ausnahme einer Frage, 
die lautete, wen er vertrat oder wer ihn nach Berlin gesandt hätte. Unter diesen 
Umständen wurde er zum Reichspräsidenten!) geführt und der Stinnesplan be- 
sprochen, und es wurde ihm erklärt, daß die deutschen Delegierten bei jeder Zu- 
sammenkunit, in der die für den Wiederaufbau nötigen Maßnahmen diskutiert 
werden würden, als Deutschlands offizielle Vertreter anzusehen wären. Eine 
ähnliche Unterhaltung fand mit dem Kanzler*) statt, der daraufhin einen Austausch 
von Noten mit de Lubersac unternahm. Die Noten gelten als privat und sind 
nicht numeriert. Ich sah Abschriften von beiden. In der ersten Note fragte de 
Lubersac den Kanzler, ob die deutschen Delegierten die deutsche Regierung 
repräsentieren würden oder nicht. In der zweiten Note erklärte der Kanzler, daß 
sie es würden. De Lubersac kehrte daraufhin nach Frankreich zurück, um den 
Stinnesplan Poincaré und Millerand zu unterbreiten. Stinnes wußte bereits, daß 
Millerand aufgesucht worden sei. Die Tageszeitungen gaben Samstag bekannt, 
daß de Lubersac eine Zusammenkunft mit Poincaré gehabt hatte. Stinnes sagte 
mir, daß, sobald eine Antwort aus Frankreich einliefe, er es mich wissen lassen 
würde, und daß noch nichts eingetroffen wäre. Auf jeden Fall wird Stinnes 
diesen Montag mit mir speisen, und zwar mit Castle’), und wenn irgendeine Ant- 
wort während des Tages eingetroffen sein sollte, würde ich davon benachrichtigt. 

Stinnes sagte dann, er würde gern de Lubersac zu mir bringen, damit ich de 
Lubersac versichern könnte, daß meine Regierung diesen Versuch der Annähe- 
rung der beiderseitigen Industriegruppen begrüßen würde. Ich sagte Stinnes, 
daß ich das nur tun könne, nachdem ich mich mit ihnen in Verbindung gesetzt 
hätte. Daraufhin fragte er mich, ob, wenn ich mich mit ihnen in Verbindung 
1) Friedrich Ebert 


D Dr. Joset Wirth 
D über Castle vgl. Dokument 3 
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setzte, ich Sie bitten würde, den Inhalt meines Kabels an Wiedfeldt zu über- 
mitteln, dem er eine Kopie dieses Planes geschickt hätte, an den er jedoch nicht zu 
kabeln wagte. Das Kabel würde bestimmt über das Auswärtige Amt gehen und der 
Kanzler würde davon erfahren, jedoch Stinnes traue nicht des Kanzlers Diskretion. 
Ich habe Ihnen nicht gekabelt, weil die Angelegenheit noch ganz ungeklärt war 
und es deshalb nicht nötig war, Sie anzufragen, ob Sie es unter diesen Um- 
ständen für nötig hielten, Wiedfeldt zu verständigen. 

Ich entnehme den Äußerungen von Stinnes, daß, während die Angelegenheit 
der französischen Vertretung in einer gemischten Kommission praktisch geregelt 
ist, die Eröffnungsverhandlungen von der französischen Regierung selbst geführt 
werden sollen. Nur wenn Dinge prinzipieller Natur oder dergleichen zur Ent- 
scheidung stehen, sollen französische Delegierte ernannt werden. Die Deutschen 
werden vier Delegierte entsenden, geführt von Stinnes. 

Ich vergaß in meinem Bericht über meine Zusammenkunft mit Laurent zu er- 
wähnen, daß der letzte mir sagte, daß Stinnes im Austausch für die Wiederher- 
stellung der zerstörten Gebiete, die Zurückziehung der französischen Truppen aus 
dem Rheinland verlangte. Dieses, sagte Laurent, würde niemals zugelassen wer- 
den. Wenn irgend etwas von Interesse während meiner Unterhaltung mit Stinnes 
heute abend zutage kommt, werde ich es ausführlich in einem Anhang zu diesem 
Brief berichten. 

Bitte betrachten Sie die Darstellung des Stinnes-Planes als im höchsten Grade 
vertraulich. Stinnes sagt mir, daß bis jetzt nur Präsident Ebert, Poincare, de 
Lubersac und er selbst (außer mir) eine Kopie besitzen, wenn auch eine Kopie, 
wie oben erwähnt, an Wiedfeldt mit Post abging. Ich habe das Original des Vor- 
schlages in Stinnes’ eigner Handschrift, und falls es von Interesse für das State 
Department sein sollte, würde ich ihn selbstverständlich gern weitergeben. Es 
ist kein Botschaftsdokument, und ich würde es nicht wagen, es unter diesen Um- 
ständen unseren Akten einzuverleiben. Ich behalte es in meinem eigenen Tresor. 
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Dokument 2 
Stinne’s groBer Plan von 1922 


Das folgende Dokument, mit Maschine geschrieben, schließt sich un: 
mittelbar an das vorhergehende Aktenstück an. Es handelt sich offenbar 
um eine auf der amerikanischen Botschaft angefertigte Übersetzung des 
von Stinnes eigenhändig geschriebenen Originals. Das Dokument tragt am 
Kopf zwei Bleistiftvermerke des Botschafters: „Stinnes’-plan, as written 
me” und „Strictly Confidential, Houghton”. Einige nicht ganz idiomatische 
Phrasen in diesem Dokument zeigen, daß es sich hier um die Arbeit eines 
(vermutlich deutschen) Dolmetschers handelt, der des Englischen nicht ganz 
mächtig war. 


GERMANY is in her present untenable position for chiefly two reasons: 

(1) She does not produce enough, partly because the amount of work performed 
in general is insufficient, partly because all the means of national production are 
not fully utilized, owing to governmental control of production and distribution 
and also to foolish tax legislation. 

(2) The Versailles Treaty, through its economically unfulfillable terms and 
through its grave psychological blunders, has ruined Germany financially and 
morally, and makes it impossible moreover, to do away with the reasons mentioned 
under (1). 

How can Germany and, with her, Europe and the world get back to healthy 
conditions? : 

The presupposition for the removal of the causes (sic) named in (1) is the assur- 
ance that Germany will become a free country once more. 

Therefore the following questions will have to be laid before the German people: 

Provided the Entente pledges itself to evacuate Germany (including the Saar 
District) completely, say by the first of April, 1923, to abandon any kind of sanc- 
tions, restorations, liquidations, commissions and compulsory deliveries, and not 
to interfere henceforth in any way with the intemal administration of Ger- 
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many — will Germany declare its willingness, possibly by means of a plebiscite, 

to take upon itself the following obligations, without which the return to healthy 

conditions is impossible: 

1. They will work overtime without increased pay rate for overtime work, i. e. 
merely as an addition to the 8 hour day, and will do so long enough and to such 
an extent as to 
a) make the German balance of trade active again and to keep it so 
b) Insure the payment of interest on and the amortization of a gold loan with 

which to effect the reconstruction of France and Belgium and to undertake 
the stabilizing of the German currency. (Details are to be worked out by 
experts. It is assumed here that at least 2 hours of overtime work for a period 
of from 10 to 15 years will be required.) 

2. Government control in all branches of domestic and foreign business intercourse 

will be abolished, especially the demobilization regulations and all subsidies 

in whatever form they might appear, such as regulation of rents, compulsory 
tenancy (Zwangsmiete), assessed grain deliveries, fixing of price limits, prohi- 
bition or restriction of imports and exports, reduction of railroad rates below the 
cost price, particulary in the passenger service, compulsory assessments, com- 
pulsory syndicates, taxes on foreigners and on the letting of temporary lodgings. 

On the other hand, Germany, working once more with normal wages and under 

normal conditions, will everywhere in the world be granted the most favored 

nation clause and will have access to all the raw materials and colonial territories 
without regard to the ruling flag and on the same conditions as the rest of the 
world. (Details to be formulated by experts.) 

3. The German Mark is to be stabilized at once at the point at which it will find 
itself after the stabilization and reparation loan (as per 1, b) has been insured, 
and when the following additional conditions for the permanency of such stabi- 
lization have been created; 

a) for a period of at least five years, any strike in any industrial undertaking 
that is of vital importance to national economy shall be forbidden and con- 
sidered a punishable offense. (Experts wil] determine what industrial under- 
takings come under this provisions and what punishments shall be.) 

b) The administrations of public (government) enterprises must at once be re- 
organized and put on an economically sound basis (if necessary by combin- 
ation with similar enterprises in other countries, but with proper measures to 
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maintain the national character), so that they may yield profit to German 
national economy instead of causing losses, and may at the same time fit to 
serve as foundation for the international gold loan. (Detailed measures will 
be suggested by experts.) 

c) The German tax laws must be so changed as to stimulate the thrift (saving 
inclinations) of the population, promote the formation of capital, and restore 
the respect for private property, while crimes against property are subjected 
to extremely severe punishment. (Detailed suggestions to be made by 
experts.) 

d) The forces of all ministries and government departments must be reduced to 
a minimum, and all the laws enacted since the beginning of the war should 
be re-examined with a view to ascertaining whether their effect has not been 
one to hinder production in some way or other. (Detailed suggestions to be 
made by experts.) 

Those persons of the middle classes and those pensioners who, through the 
inflation, have been robbed of their subsistance should be cared for by the state 
through means of temporary minimum annuities, so that they may support them- 
selves decently and not, in their despair, become a danger to Germany and the 
world. ( Detailed suggestions by experts.) 

After all this preliminary work has been done, Germany and France, in con- 
junction with England, Italy, and Belgium will have to approach the U.S. of 
America in order to try arrange the indebtedness between the nations and thus 
make possible a final liquidation of the consequences of the war of 1914—18. 


Ubersetzung: 


Deutschland befindet sich in seiner augenblicklich unhaltbaren Lage haupt- 
sächlich aus zwei Gründen: 

(1) Es erzeugt nicht genug, teilweise weil der Betrag der geleisteten Arbeit im 
allgemeinen ungenügend ist, teils weil alle Mittel nationaler Produktion nicht voll 
verwertet werden, dank der Kontrolle der Produktion und der Güterverteilung 
durch die Regierung sowie der verrückten Steuergesetzgebung. 

(2) Der Versailler Vertrag hat Deutschland durch seine wirtschaftlich unerfüll- 
baren Bedingungen und durch seine großen psychologischen Schnitzer finanziell 
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und moralisch ruiniert und macht es überdies unmöglich, die Gründe der Miß- 
stände aus dem Weg zu räumen, die unter (1) angeführt sind. 
Wie kann Deutschland und mit ihm Europa und die Welt zu gesunden Ver- 
hältnissen zurückgeführt werden? 
Die Vorbedingung für die Änderung der unter (1) angeführten Tatbestände ist 
die Zusage, daß Deutschland wieder ein freies Land wird. 
Daher müssen dem deutschen Volke die folgenden Fragen vorgelegt werden: 
Unter der Voraussetzung, daß die Entente sich zur völligen Räumung Deutsch- 
lands (einschließlich des Saargebietes) bis, sagen wir, zum 1. April 1923 ver- 
pflichtet, jede Art von Sanktionen, Vergeltungen, Liquidationen, Kommissionen 
Zwangslieferungen aufgibt und von jetzt ab sich in keiner Weise in Deutsch- 
lands innere Verwaltung einmischt, wird Deutschland seine Bereitwilligkeit er- 
klären, möglichst durch das Mittel der Volksabstimmung, die folgenden Ver- 
pflichtungen auf sich zu nehmen, ohne die eine Rückkehr zu gesunden Verhält- 
nissen unmöglich ist: 
1. Sie (die Arbeiter) werden Überstunden machen, ohne besonderen Lohnzuschlag 
für Überstunden; d. h., einfach als eine Verlängerung des Achtstundentags, und 
das so lange und in zureichendem Maße, um 
a) das deutsche Handelsgleichgewicht wieder aktiv zu gestalten und zu halten, 
und 
b) die Zahlung von Zinsen und die Amortisation für eine Goldanleihe sicher- 
zustellen, durch welche der Wiederaufbau von Frankreich und Belgien be- 
wirkt und die Stabilisierung der deutschen Währung vorgenommen werden 
soll. (Details sind von Sachverständigen auszuarbeiten. Es wird hier ange- 
nommen, daß wenigstens die Arbeit von 2 Überstunden für eine Zeitspanne 
von 10 bis 15 Jahren gefordert werden muß.) 
Die Regierungskontrolle über alle Zweige innerer und ausländischer Geschäfts- 
verbindungen wird aufgehoben, insbesondere die Demobilisationsvorschriften 
und alle Subventionen, in welcher Form sie auch auftreten mögen, darunter 
die Mietvorschriften (Zwangsmiete), staatlich festgesetzte Getreidelieferungen, 
Festsetzung von Höchstpreisen, Verbote oder Einschränkungen von Einfuhren 
und Ausfuhren, Herabsetzung der Eisenbahntarife unter den Selbstkostenpreis, 
besonders beim Passagierverkehr, Zwangsbesteuerung, Zwangssyndikate, Frem- 
densteuern und Steuern für die Vermietung von Behelfswohnungen. Anderer- 
seits wird Deutschland, sobald es wieder mit normalen Löhnen unter normalen 
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Bedingungen arbeitet, überall in der Welt die handelspolitische Meistbegün- 
stigung erhalten und wird Zugang zu allen Rohmaterialien und kolonialen Ge- 
bieten bekommen, ohne Rücksicht auf die Landesflagge, und unter denselben 
Bedingungen wie die übrige Welt. (Details sind von Sachverständigen aus- 
zuarbeiten.) 


. Die deutsche Mark ist sofort zu stabilisieren an dem Punkt, auf dem sie sich 


bei Gewährung der Stabilisations- und Reparations-Anleihe wie unter (1, b) be- 
findet, und nachdem die folgenden weiteren Bedingungen für die Dauerhaftig- 
keit der Stabilisation geschaffen sind: 


a) 


b 


=~ 


c) 


d 


für die Dauer von wenigstens fünf Jahren soll jeder Streik in jedem indu- 
striellen Unternehmen, das für die nationale Wirtschaft lebensnotwendig ist, 
verboten und als strafbare Handlung betrachtet werden. (Sachverständige 
haben zu entscheiden, welche industrielle Unternehmen unter die Be- 
stimmungen fallen, und worin die Bestrafungen bestehen sollen.) 


Die Verwaltungen von öffentlichen (Regierungs-) Unternehmen müssen so- 
fort neuorganisiert und auf eine wirtschaftlich gesunde Basis gestellt werden 
(wenn nötig durch Zusammenlegung mit ähnlichen Unternehmen in anderen 
Ländern, jedoch durch eigene Maßnahmen, um den nationalen Charakter 
zu wahren), so daß sie für die deutsche nationale Wirtschaft Gewinne ab- 
werfen anstatt Verluste zu erzielen, und zur gleichen Zeit in den Stand zu 
kommen, der internationalen Goldanleihe als Grundlage zu dienen. (Detail- 
lierte Maßnahmen sind von Sachverständigen vorzuschlagen.) 


Die deutschen Steuergesetze müssen so geändert werden, daß sie die Spar- 
samkeit (Neigung zum Sparen) der Bevölkerung anregen, die Ansammlung 
von Kapital fördern, die Achtung vor dem Privateigentum wiederherstellen, 
während Eigentumsverbrechen außergewöhnlich strenger Bestrafung zu 


unterwerfen sind. (Detaillierte Vorschläge sind von Sachverständigen zu 
machen.) 


Die Verwaltungskörper aller Ministerien und Regierungsabteilungen müssen 
auf ein Minimum reduziert werden und alle Gesetze, die seit Kriegsbeginn 
in Kraft getreten sind, müssen in der Absicht überprüft werden, um fest- 
zustellen, ob ihre Wirkung der Produktion nicht in einer oder der anderen 


Weise hinderlich war. (Detaillierte Vorschläge sind durch Sachverständige 
zu machen.) 
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Personen der bürgerlichen Klassen oder Pensionäre, die durch die Inflation ihrer 
Existenz verlustig gegangen sind, sollen vom Staat vermittels provisorischer Min- 
destpensionen unterstützt werden, daß sie sich anständig unterhalten können und 
nicht in ihrer Verzweiflung zur Gefahr für Deutschland und die Welt werden. 
(Detaillierte Vorschläge durch Sachverständige.) 

Nachdem alle diese Vorarbeiten gemacht sind, werden Deutschland und Frank- 
reich in Verbindung mit England, Italien und Belgien an die Vereinigten Staaten 
von Amerika heranzutreten haben, um zu versuchen, die gegenseitige Verschul- 
dung der Völker zu regeln und so eine schließliche Liquidation der Folgen des 
Krieges von 1914—1918 zu ermöglichen. 


D RE 
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Dokument 3 


Auszug aus dem politischen Tagebuch des Chefs der Westeuropäischen 
Abteilung des U. S. Department of State, W. R. Castle. 


(State Department Documents; Decimal File 1910—1929; 86200, 
vol. 16.) 


Die folgende Tagebucheintragung, datiert 19. November 1922, wurde auf 
hoher See vorgenommen, als der Schreiber von einem Besuch in Europa 
zurückkam, wo er am 30. Oktober Hugo Stinnes bei einem von Botschafter 
Houghton veranstalleten Diner im kleinen Kreis gesprochen hatte. 


In any discussion of reparations or of reconstruction, personalities and their 
ambitions must be taken into account. In Germany the outstanding personality 
is without doubt Hugo Stinnes, a man of vast power, of tremendous imagination, 
of a vigorous strength that suggests Bismarck. President Ebert says that politically 
Stinnes is a child. This is to some extent true in that he fails to understand he 
cannot manipulate peoples as he manipulates his own workmen. But with his 
almost unbelievable, if still partly potential wealth, which is not concentrated in 
one industry, one place or even one country, he may be able to move communities 
at will in a way that would appeat impossible. The man who is childish in his ideas, 
in the opinion of the trained politician, may sooner or later make himself the master 
of politicians. Stinnes has a genius for organisation and for coordination of great 
interests that carries him far beyond the sphere of the mere industrial magnate. 
He is consolidating his interests throughout Germany and Austria, acquiring 
interests in Italy and Czechoslovakia and Silesia with a view of recreating, 
along industrial rather then military lines, the old German Empire. His agreement 
with Lubersac contemplates not only the rebuilding of the devastated regions 
and the evacuation of the Rhine Territories, but the inauguration of great Franco- 
German cartels which would mean the elimination of competition, industrial 
peace between the two countries, the certain enrichment of the French industrials 
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(the appeal to the French pocketbook must be strong). But it means also a gigantic 
trust, a German trust with a French tail, which would certainly attempt to domi- 
nate the world. The vision of Stinnes reaches far. He sees the road to the East 
opening again; the disappearance of Poland; German exploitation of Russia and 
Italy. It is peaceful and reconstructive in purpose. Would it not all lead to another 
war eventually, unless we and the rest of the world are willing to put ourselves 
under German suzerainty? I am not sure of this but the idea is worth considering. 

Stinnes, furthermore, seems to be making the mistake which Bismarck made 
years ago. He wants to dominate, to be himself the State. His idea approximates 
socialism — little as the socialists would admit it — because State control must 
mean personal control, as it does now in Russia. The plan of Stinnes, like socialism, 
kills personal initiative and the safety and progress of the world seem to me to 
depend largely on the building up of as many strong and independent personali- 
ties as possible. The strongest man in Germany, Stinnes seems to me, as I think 
of our long talk, one of the truly dangerous men of the world. — November 21 
(Cont'd) The Stinnes-Lubersac plan of reconstruction of the devastated regions 
as full French reparation with the immediate evacuation of the occupied regions 
and the Saar, and the removal of restrictions against the Germans will be accepted 
by Poincaré if the United States will take the guarantee of Germany not to ga 
to war. Whether this means that France is in more desperate straits financially 
than we realize or whether it means that Poincaré has acquired common sense, 
it at least bears out the idea that the French are looking for a formula which will 
enable them to back down gracefully. The pressure that we can bring to bear is 
through Europe’s debt to us. Cancellation, even if it were immediately possible, 
would seem to me stupid and would get us nowhere... If... some arrangement 
can be made by which we can give France the security against renewed German 
invasion, the technical form of which would save the face of the French Govern- 
ment, thereby permitting the Stinnes-Lubersac plan to take effect, the reparation 
question is in a fair way of settlement... 


Übersetzung: 


In jeder Diskussion über Wiedergutmachung und Wiederaufbau muß den Per- 
sönlichkeiten und ihrem Ehrgeiz Rechnung getragen werden. In Deutschland ist 
die überragende Persönlichkeit zweifellos Hugo Stinnes, ein Mann von ausgedehn- 
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ter Macht, enormer Einbildungskraft und kraftvoller Stärke, die an Bismarck er- 
innert. Präsident Ebert sagt, daß in politischen Dingen Stinnes ein Kind ist. Das 
trifft insofern zu, als er nicht einsieht, daß er mit Völkern nicht umspringen kann 
wie mit seinen Arbeitern. Allein, mit seinem fast unvorstellbaren Reichtum, der 
freilich z. T. auf dem Papier steht, und der sich nicht auf einzelne Industrien, 
Städte oder selbst Länder beschränkt, mag er imstande sein, ganze Gemeinden 
ganz nach seinem Willen in nicht für möglich gehaltener Weise zu verpflanzen. 
Der Mann, der in seinen Anschauungen nach der Meinung erfahrener Politiker 
etwas Kindisches hat, mag früher oder später den Politikern Gesetze diktieren. 
Stinnes besitzt ein Genie für Organisation und die Koordinierung großer Inter- 
essen das ihn weit über die Sphäre des gewöhnlichen Industriemagnaten hinaus- 
trägt. Er konsolidiert seine Interessen in ganz Deutschland und Österreich, erwirbt 
Interessen in Italien, der Tschechoslowakei und Schlesien, um so, wenn auch mehr 
auf industriellem als auf militärischem Gebiet, das alte deutsche Kaiserreich wieder 
herzustellen. Sein Vertrag mit Lubersac nimmt nicht nur den Wiederaufbau der 
zerstörten Gebiete und die Räumung des Rheinlandes in Aussicht, sondern die 
Gründung großer französisch-deutscher Kartelle, was die Ausscheidung des Wett- 
bewerbs, industriellen Frieden zwischen den beiden Ländern und die sichere Be- 
reicherung der französischen Industriellen bedeuten würde (die Anziehungskraft 
für das französische Portemonnaie muß stark sein). Aber es bedeutet auch einen 
riesenhaften Trust, einen deutschen Trust mit französischem Schwanz, der sicher- 
lich versuchen würde, die Welt zu beherrschen. Die Vision von Stinnes reicht weit. 
Er sieht, wie der Weg gen Osten sich wieder öffnet, das Verschwinden von Polen, 
die deutsche wirtschaftliche Ausbeutung von Rußland und Italien. Seine Absicht 
ist friedlich und auf Wiederaufbau gerichtet. Wird sie nicht vielleicht doch zu einem 
neuen Krieg führen, falls wir und der Rest der Welt nicht gewillt sind, uns unter 
deutsche Oberherrschaft zu begeben? Ich bin dessen nicht sicher, doch ist die Idee 
es wert, in Betracht gezogen zu werden. 

Stinnes scheint jedoch denselben Fehler zu machen wie einst Bismarck; er will 
herrschen und selbst der Staat sein. Sein Ideal kommt dem der Sozialisten nahe — 
so wenig die Sozialisten das zugeben würden, denn Staatskontrolle bedeutet per- 
sönliche Kontrolle wie in Rußland. Der stärkste Mann in Deutschland scheint mir 
Stinnes, wie ich unserem langen Gespräch entnehme, einer der wahrhaft gefähr- 
lichen Männer der Welt.— November 21 (Fortsetzung des Tagebuches): Der Stin- 
nes-Lubersac-Plan des Wiederaufbaues der zerstörten Gebiete als vollgültige fran- 
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zösische Reparation mit der sofortigen Räumung der besetzten Gebiete und der 
Saar und die Aufhebung der Einschränkungen gegen Deutschland werden von 
Poincar& angenommen werden, falls die Vereinigten Staaten die Garantie dafür 
übernehmen, daß Deutschland keinen Krieg beginnt. Ob das bedeutet, daß Frank- 
reich sich in verzweifelterer finanzieller Lage befindet als wir annehmen oder 
ob es bedeutet, daß Poincaré Verstand angenommen hat, es legt zum mindesten 
den Gedanken nahe, daß die Franzosen nach einer Formel suchen, die sie in den 
Stand setzt, sich mit Anstand aus der Affäre zu ziehen. Die Pression, die wir aus- 
tiben können, ist ermöglicht durch die europäische Verschuldung gegen uns. Eine 
Streichung, selbst wenn sie sofort möglich wäre, schiene mir dumm und würde uns 
zu nichts führen... Wenn... ein Übereinkommen getroffen werden könnte, 
durch das wir Frankreich gegen einen erneuten deutschen Einfall sichern könnten, 
und dessen technische Form der französischen Regierung erlauben würde, das 
Gesicht zu wahren, wodurch der Stinnes-Lubersac-Plan in Kraft zu treten ver- 
möchte, so ist die Reparationsfrage ihrer Lösung nahe... 
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Dokument 4 


Aufzeichnung des Reichstagsabgeordneten (späteren Kanzlers und 
Außenministers) Gustav Stresemann über eine Unterredung mit 
Hugo Stinnes in Berlin (Mikrofilm des Stresemann-Nachlasses, 
National Archives in Washington) 


(Das folgende Dokument — das einzige des Aktenanhangs, das aus 
ursprünglich deutschen Beständen stammt — beleuchtet den wachsenden 
Rif zwischen Stinnes und dem unter seiner eigenen Mitwirkung zustande= 
gekommenen Cuno Kabinett. Eher pro=englisch eingestellt, und ein Ver: 
treter hanseatischer Interessen, ließ sich Cuno, wie auch sein Außen= 
minister Rosenberg, nicht recht für die Stinnes’sche Kontinentalpolitik ge= 
brauchen; weiteren Konfliktstoff brachten die Stinnes’schen Währungs- 
wünsche. Wie das Dokument zeigt, suchte Stinnes während des Ruhrs 
kampfs seine Pläne mit Hilfe des am Aufbau der zerstörten französischen 
Gebiete interessierten Flügels der französischen Industrie um Louis Lou« 
cheur sowie mit Hilfe der Linken im Parlament durchzuführen, die Poincare 
angreifen sollte). 


19. März 1923 


Auf Anregung des Herm Hugo Stinnes hatte ich heute mit ihm eine Unter- 
redung im Hotel Esplanada anläßlich eines Frühstücks. Bei dieser Gelegenheit 
teilte er mir als seine Auffassung über die Lage folgendes mit: 

Er halte die WirtschaftsmaBnahmen der Regierung fiir vollkommen verfehlt. 
Durch die Senkung des Dollars sei ein groBer Teil der Industrie kaum noch in der 
Lage, die Geschäfte fortzuführen, namentlich gelte das auch für die verarbeitende 
Industrie. Auch in bezug auf das Ruhrgebiet sähe er nicht, wie wir gegenüber 
Frankreich durchhalten wollten, das unzweifelhaft länger aushalten könne. Die 
Bestrebungen der Franzosen gingen dahin, das Rheinland und das Ruhrgebiet 
von Deutschland abzulösen und in irgendeiner Form der internationalen Kontrolle 
zu unterstellen. Die gemäßigten Elemente in Frankreich dächten daran, zwar das 
Ruhrgebiet bei Deutschland zu belassen, aber doch die Kontrolle durch eine 
internationale Gendarmerie auszuüben und die Kontrolle denjenigen Mächten 
zu übergeben, welche die internationale Anleihe aufbrächten, die zur Lösung der 
Reparationsfrage notwendig wäre. Er sei in den letzten Wochen nicht in Berlin 
gewesen, um seine Opposition gegen die Regierung nicht zeigen zu müssen. Denn 
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wenn er gefragt werde, sage er auch seine Meinung sehr offen, er habe deshalb 
der Unannehmlichkeit entgehen wollen, gefragt zu werden. 

In einer Unterredung mit Herrn von Rosenberg habe er diesen dringend ersucht, 
nunmehr endlich das deutsche Angebot vor der Pariser Konferenz zu veröffent- 
lichen. Er sei der festen Überzeugung, daß es gar nicht zum Abbruch der Pariser 
Konferenz gekommen wäre, wenn das Angebot damals veröffentlicht worden wäre. 
Selbst einsichtige Franzosen erklären, daß das Angebot alles enthalten habe, was 
man von Deutschland etwa verlangen könne.!) Das ganze Ausland warte darauf, 
daß man jetzt die Ziffern bekanntgebe, nachdem ich (Stresemann) in meiner RT- 
Rede doch darauf hingewiesen hätte. Die Veröffentlichung des Angebots wäre 
vielleicht doch geeignet gewesen, Poincaré überhaupt zu stürzen. Er habe Herm 
von Rosenberg gesagt, die Regierung würde noch an ihrer Ideenlosigkeit zugrunde 
gehen, wenn sie jetzt noch weiter die internationalen Verhandlungen fortführe 
und denjenigen, die die Katastrophe vermeiden wollten, keine Gelegenheit gebe, 
gegen Poincare vorzugehen. Wie soll aber die Opposition gegen diesen vorgehen, 
wenn man ihr nichts in die Hand gebe. 

Aus einer Bemerkung, die Herr Stinnes bei einer anderen Gelegenheit machte, 
entnahm ich, daß er seine Information hauptsächlich von Loucheur hat. Auf meine 
Frage, ob seine Ansicht übereinstimme mit derjenigen von Vögler, der mir noch 
vor wenigen Tagen hatte sagen lassen, man solle unter keinen Umständen von 
Verhandlungen reden, der Widerstand an der Ruhr sei stärker als je, erwiderte 
Stinnes, Vögler sei vollkommen seiner Ansicht. Die beiden Dinge hätten auch gar 
nichts miteinander zu tun. Gewiß sei der Widerstand an der Ruhr außerordentlich 
stark, und es werde für Deutschland eine Errungenschaft bleiben, daß man einmal 
an der Hand dieses Widerstandes erkannt hätte, man dürfe Deutschland nicht alles 
bieten. Aber der Widerstand und der Kampf können doch nicht nur Selbstzweck 
sein, sondern nur Mittel zum Zweck, d. h., er dürfe nur geführt werden, um damit 
ein Ziel zu erreichen, namentlich die Befreiung des Ruhrgebietes und die Her- 
stellung endgültiger Verhältnisse. Im Verlauf der Unterredung ging Stinnes auch 
auf die von mir im Reichstag geforderte Sachwertbesteuerung angesichts eines 
definitiven Reparationsabkommens ein und erklärte sich damit unter gewissen 
Vorbehalten einverstanden. Selbstverständlich müsse man damit rechnen, daß 


1) Nach den Mitteilungen des ehemaligen Staatssekretärs Kar! Bergmann, wiedergegeben 
in den Anmerkungen, war dieses Angebot jedoch kaum geeignet, die von Stinnes und 
einzelnen oppositionellen Franzosen erwartete Wirkung zu haben. 
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eines Tages das Reich einfach eine Reichshypothek eintragen lasse auf die Sach- 
werte, die den hauptsächlichen Wert in Deutschland repräsentieren. Die Gegen- 
forderung aber sei diese, daß man dann auch die Zwangswirtschaft aufheben 
müsse. Wenn man heute einem Hausbesitzer auch nur 10 Prozent des Goldwerts 
als Reichshypathek eintrage, dann sei die Hypothek höher als der heutige Wert 
des Hauses. Um die Hypothek verzinsen zu können, sei es notwendig, dem be- 
treffenden erst die Möglichkeit zu geben, wieder zu Goldmark zu kommen. Für 
die Industrie gelte es aber vor allem, daß die Besteuerung der Sachwerte Hand in 
Hand gehen müsse mit einer Änderung des Achtstundentages. Wenn in Deutsch- 
land nicht mehr gearbeitet werde, dann könne die Industrie die Goldwerte nicht 
verzinsen. Er glaube, mir privat sagen zu können, daß man auch in Kreisen der 
Sozialdemokraten darüber vollkommen einig wäre, daß eine solche Verlängerung 
der Arbeitszeit notwendig werde. 
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Dokument 5 


Botschafter Alanson B. Houghton an 

Secretary of State Charles E. Hughes 

(State Department Documents, Decimal File 1910—29; 
462.00 R 29 volume 68) 


Telegram September 21, 1928 


Stinnes came Saturday afternoon. He tells me the end has come. The Ruhr and 
the Rhineland must be surrendered. He then went on to discuss the economic situ- 
ation in Germany which he said has reached its lowest ebb. If Germany was 
to live production must be increased. That factories and workshops were ready. 
German labor however must work longer and harder. He said he believed Ger- 
man workmen were underpaid and he could he thought double or even treble 
their wages if a normal ten hours working day were given in return. He is con- 
vinced however that German labor will not yield to the necessity and that there- 
fore it must be forced. Therefore he said a dictator with power to do whatever is 
necessary must be found. Such a man must speak the language of the people 
and be himself a bourgeois and such a man was ready. A great movement starting 
from Bavaria and determined to restore the former royalties was imminent. I 
asked him how imminent and he told me within perhaps two or three weeks. 
Those engaged in the movement would like to wait until the potatoes had been 
moved and the harvest fully cared for but he was not sure so much delay was 
possible. The movement he said would he joined by all the right parties and by a 
considerable group of moderate men in the center and would mean primarily a 
fight against communism since the communist wing would lead the workmen in 
opposition. I asked him if the industrialists would unite with the movement. 
Stinnes replied that they would. I asked him how France would regard the 
establishment of a dictator in Germany. Stinnes replied that nobody's permission 
would be asked. The plan as outlined by Stinnes is briefly this: by the middle 
of October three or possibly four million men will be out of work. The communists 


5 — 65 — 


— Erster Teil: Dokumente zu „Stinnes Seeckt und Hitler" — 


will try to take advantage of this situation to start a revolutionary outbreak. Already 
he says the communists are opening their hithertoo concealed stores of arms and 
ammunition and distributing these. Meanwhile the Stresemann government will 
have shown its inability to cope with the problem facing it and the nation will be 
brought face to face with the fact that it must turn either to the right or left parties 
for salvation. Directly the communists begin operations Ebert in the name of the 
republic will name a man, or, possibly a committee of three men as dictator and 
put the entire military force under the dictators control. Thenceforward parlia- 
mentary government will be at an end. The communists will be put down with a 
savage hand and if general strike should be called that too will be suppressed 
by force. If all goes well Stinnes thinks the entire situation will be cleared up 
within three weeks from the start. Socialism as a politically possible method of 
national existence in Germany will it is hoped be thus definitely eliminated and 
the laws and enactments which hamper production and serve no useful purpose 
will be forthwith repealed. The one difficulty Stinnes sees in the possibility that 
the movement may begin by aggressive action by the parties of the right. He 
wants the communists to make the first move. Any other beginning he thinks 
will prejudice the outside world. He looks for the communist action to come first 
in Frankfurt although it may come from either Saxony or Thuringia which now 
are in communist control. 

Stinnes concluded his remarks by saying that once order and effective pro- 
duction had been restored in Germany he hoped it would be possible ta borrow 
abroad any necessary active capital. This need not be a large amount. He says 
that even during the troublesome conditions of the past three years no foreign 
loan made to any representative German firm has failed of prompt and complete 
payment. Any future loans he asserts will be equally safe. 

I am completely at Joss to know how seriously to take Stinnes’ statement. Ob- 
viously if the industrialists have determined to support the parties of the right 
with their wealth and organizations a very definite crisis may as he says be im- 
pending. No confirmation is of course possible. In view of importance of statement 
as bearing on general situation however I am writing it for your information. 


— 66 — 


— Erster Teil: Dokumente zu „Stinnes Seeckt und Hitler“ — 


Übersetzung: 
September 21, 1923 


Stinnes kam Samstag nachmittag. Er sagte mir, das Ende ist da. Die Ruhr und 
das Rheinland müssen kapitulieren. Hierauf erörtert er die Wirtschaftslage in 
Deutschland, die, wie er sagte, ihren Tiefpunkt erreicht hat. Wenn Deutschland 
leben soll, muß die Erzeugung gesteigert werden. Fabriken und Werkstätten 
arbeiten. Er sagte, er glaube, daß die deutschen Arbeiter zu niedrig bezahlt wären, 
stünden bereit. Jedoch die deutsche Arbeiterschaft müsse länger und schwerer 
und daß sie, wie er dächte, ihre Löhne verdoppeln und verdreifachen könnten, 
wenn ein normaler Zehnstunden-Arbeitstag wieder eingeführt würde. Jedoch ist 
er überzeugt, daß die deutsche Arbeiterschaft auf diese Notwendigkeit nicht ein- 
gehen wird und daher hierzu gezwungen werden muß. Deshalb, sagte er, muß ein 
Diktator gefunden werden, ausgestattet mit Macht, alles zu tun, was irgendwie 
nötig ist. So ein Mann muß die Sprache des Volkes reden und selbst bürgerlich 
sein, und so ein Mann steht bereit. Eine große, von Bayern ausgehende Bewegung, 
entschlossen die alten Monarchien wieder herzustellen, sei nahe. Ich fragte ihn, 
wie nahe, — und er sagte mir, vielleicht zwei bis drei Wochen entfernt. Die Teil- 
nehmer der Bewegung würden gern bis zur Kartoffelreife und bis zur Einbringung 
der vollen Ernte warten, doch war er nicht sicher, ob so viel Aufschub möglich sei. 
Der Bewegung, sagte er, würden sich alle Rechtsparteien anschließen und eine 
ansehnliche Gruppe gemäßigter Männer in der Mitte, und sie würde in erster 
Linie einen Kampf gegen den Kommunismus bedeuten, da der kommunistische 
Flügel die Arbeiter zur Opposition treiben würde. Ich fragte ihn, ob die Industriel- 
len sich mit der Bewegung vereinen würden. Stinnes erwiderte, daß sie das würden. 
Ich fragte ihn, wie Frankreich die Einsetzung eines Diktators in Deutschland auf- 
nehmen würde. Stinnes erwiderte, daß niemand um Erlaubnis gefragt werden 
würde. Der von Stinnes entworfene Plan ist in Kürze dieser. Um Mitte Oktober 
werden drei oder möglicherweise vier Millionen Menschen arbeitslos sein. Die 
Kommunisten werden versuchen, diese Lage zum Ausbruch einer Revolution 
auszunutzen. Bereits gehen die Kommunisten, so sagte er, dazu über, ihre bis jetzt 
versteckten Lager von Waffen und Munition zu öffnen und diese zu verteilen. 
Unterdessen wird die Stresemannregierung ihre Unfähigkeit, mit der ihr gestellten 
Aufgabe fertig zu werden, erwiesen haben, und die Nation wird vor der Frage 
stehen, ihre Rettung entweder bei den Rechts- oder bei den Linksparteien zu 


DN Pen. Ve 


— Erster Teil: Dokumente zu „Stinnes Seeckt und Hitler" — 


suchen. Sobald die Kommunisten ihre Operationen beginnen, wird Ebert im 
Namen der Republik einen Mann oder, wenn möglich, ein Komitee von drei 
Männern als Diktator ernennen und wird die ganze militärische Gewalt unter 
des Diktators Befehl stellen. Von da ab wird die parlamentarische Regierung zu 
Ende sein. Die Kommunisten werden rücksichtslos zerschmettert werden, und 
wenn sie zum Generalstreik aufrufen, wird dieser ebenfalls mit Gewalt unter- 
drückt. Wenn alles gut geht, denkt Stinnes, wird die ganze Lage innerhalb drei 
Wochen nach Beginn geklärt sein. Der Sozialismus wird nach diesen Erwartungen 
als eine politische Daseinsform in Deutschland für immer beseitigt und die Ge- 
setze und Verordnungen, die die Produktion hindern und keinem nützlichen 
Zweck dienen, werden unverzüglich widerrufen werden. Die eine Schwierigkeit, 
die Stinnes fürchtet, ist die Möglichkeit, daß die Bewegung durch einen Angriffs- 
akt der Rechtsparteien ausgelöst werden könnte. Er möchte, daß die Kommunisten 
beginnen. Jeder andere Anfang, meint er, wird die Außenwelt gegen Deutschland 
einnehmen. Er meint, daß die kommunistische Aktion von Frankfurt ausgehen 
wird, obwohl sie auch von Sachsen oder Thüringen kommen kann, die heute 
unter kommunistischer Herrschaft stehen. 

Stinnes schloß seine Bemerkungen mit der Feststellung, er hoffe, daß, sobald 
Ordnung und normale Produktion in Deutschland wiederhergestellt seien, es 
möglich sein werde, jeden notwendigen Kapitalbetrag vom Ausland zu entleihen. 
Das braucht keine große Summe zu sein. Er sagt, daß selbst während der wirren 
Zustände der letzten drei Jahre keine ausländische Anleihe an irgendeine nam- 
hafte deutsche Firma gemacht wurde, die nicht prompt und vollständig zurück- 
gezahlt worden wäre. Jede künftige Anleihe, behauptet er, wäre genau so sicher. 

Ich bin mir völlig im unklaren darüber, wie ernst Stinnes’ Erklärungen zu 
nehmen sind. Selbstverständlich dürfte im Falle eines Entschlusses der Industriel- 
len, sich mit ihrem Vermögen und ihren Organisationen hinter die Rechtsparteien 
zu stellen, eine, wie er sagt, ganz entscheidende Krisis im Anzug sein. Eine Be- 
stätigung hierfür zu erhalten, ist natürlich nicht möglich. Jedoch angesichts der 
Wichtigkeit der Erklärung für die Beurteilung der allgemeinen Lage schreibe ich 
Ihnen dies zu Ihrer Kenntnisnahme. 
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Dokument 6 


Botschafter Alanson B. Houghton an 

Secretary of State Charles E. Hughes 

(State Department Documents, Decimal File 1910—29; 
862.00 volume 13) 


Telegram (Auszug) November 6, 1923 


Had a long talk last night with Stinnes. He is somewhat disturbed by what he 
terms Stresemann’s obstinacy in refusing to recognize that a new government 
based on the right parties is now necessary. He so advised Stresemann at a 
Peoples party conference yesterday afternoon. Stresemann had replied, however, 
that England, America and even France would regard his fall as calamitous and 
that under these conditions he would not surrender his post. Stinnes answered 
that no man who had lost the confidence of Bavaria could possibly continue to 
function as Chancellor... Stresemann is undoubtedly slated to go. I am afraid 
if he does not go willingly an effort may be made to put him out by force... 

Stinnes told me further that he believed Wiedfeldt (sic) would be called back 
to head the new Government as Chancellor and Foreign Minister and that 
Minoux, an industrialist of great ability who has worked with Wiedfeldt (sic) for 
many years®), will act as Minister of Finance and probably supervise all internal 
reorganization. The programm Stinnes said contemplated the reduction of powers 
of the national, state and local governments to the one naked function of pre- 
serving order and the alienation for a definite number of years of all sorts of 
functions such as railroads, trams, waterworks, electric light and power and the 
like to private ownership and control to the end that non-productive labor may 
be reduced to a minimum, that these functions may be efficiently and profitably 
managed and that a share of these profits may thereby be obtained for reparation 
purposes. 

Stinnes told me also that the Separatist state was now probable*). He said that 
the French were driving ahead with every means in their power to force the issue 
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and that the population has been so manhandled and was so miserable that it 
was losing all power to resist. 


Übersetzung: 


November 6, 1923 


Hatte gestern abend eine lange Unterredung mit Stinnes. Er ist ziemlich auf- 
gebracht über Stresemanns von ihm so genannte Widerspenstigkeit, eine neue 
Regierung anzuerkennen, die sich auf die Rechtsparteien stützt. Er beriet Strese- 
mann in diesem Sinne bei einer Fraktionssitzung der [Deutschen] Volkspartei 
gestern nachmittag. Stresemann erwiderte jedoch, daß England, Amerika und selbst 
Frankreich seinen Sturz als Unglück betrachten würden, und daß er unter diesen 
Umständen nicht von seinem Posten zurücktreten könne. Stinnes antwortete, daß 
niemand, der Bayerns Vertrauen verloren habe, als Kanzler im Amt bleiben 
dürfe... Stresemanns kommender Sturz unterliegt keinem Zweifel. Ich fürchte, 
daß, wenn er nicht freiwillig geht, man versuchen werden wird, ihn mit Gewalt 
zu entfernen... 

Stinnes sagte mir weiter, daß er glaube, daß Wiedfeldt abberufen werden 
würde, um als Reichskanzler und Außenminister an die Spitze der neuen Regie- 
rung zu treten, und daß Minoux, ein Industrieller von großem Format, der mit 
Wiedfeldt seit vielen Jahren!) gearbeitet hat, Finanzminister werden und ver- 
mutlich die innere Umstellung überwachen wird. Das Programm, sagte Stinnes, 
bezweckt die Reduzierung der Macht des Reichs und der Länder auf die bloße 
Funktion der Erhaltung von Ruhe und Ordnung und, für eine bestimmte Anzahl 
von Jahren, die Umwandlung öffentlicher Betriebe aller Art wie Eisenbahnen, 
Trambahnen, Wasserwerke, Licht- und Kraftanlagen und dergleichen in Privat- 
betriebe mit dem Zweck, unproduktive Arbeit auf ein Mindestmaß herabzu- 
drücken, die Betriebe wirksam und gewinnbringend zu verwalten und einen Teil 
der hierdurch erzielten Gewinne für Reparationszwecke zu verwenden. 


1) Die Angabe beruht offenbar auf elnem Mißverständnis;: Minoux war bis Oktober General- 
direktor im Stinnes-Konzern; Wiedfeldt — der deutsche Botschafter in Washington — war 
Voretandsmitgiied von Krupp. 


— MÉI — D 


— Erster Teil: Dokumente zu „Stinnes Seeckt und Hitler — 


Stinnes sagte mir auch, daß ein Separatistenstaat (im Rheinland) nun wahr- 
scheinlich sei.®) Er meinte, daß die Franzosen mit allen ihnen zur Verfügung 
stehenden Mitteln die Entscheidung dieser Frage herbeizuführen suchten, und daß 
die Bevölkerung so eingeschüchtert und elend sei, daß sie alle Kraft zum Wider- 
stand verloren habe. 


2) Über Stinnes und den Separatismus siehe Anmerkung 70; Interessant Ist in diesem Zu- 
sammenhang die Angabe Hitlers im Hitlerprozeß, Stinnes habe ihm im Herbst 1923 einen 
Vertrauensmann (wohl Minoux) gesandt, um ihn (Hitler) im Sinne seiner föderalistischen 
Rheinlandpläne und der Zusammenlegung der Kohlen und Stahlinteressen der Ruhr und 
Lothringens zu bearbeiten: er — Hitler — habe dies abgelehnt. Offenbar hatte Stinnes 
mehrere Pfeile in seinem Köcher, und war bereit, überall mitzumachen, wo seine Herren: 
rolle anerkannt wurde, 
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Anmerkungen 


DI Über Poincarés industrielle Hintergründe siehe George W. F. Hallgarten: 
Imperialismus vor 1914, München 1951, 2. Bd., S. 247 ff. Über die tieferen Ursachen 
der Ruhrpolitik verbreitete sich zu jener Zeit die gehässige, aber wohlinfor- 
mierte Schrift von C. T. C. Street: The Treachery of France, London 1923. Die 
Frankfurter Zeitung verfolgte damals diese Zusammenhänge unablässig; in 
Frankreich wagten sich nur wenige oppositionelle Organe — besonders die 
Depäche de Toulouse und die Ere Nouvelle — mit entsprechender Kritik hervor. 
Siehe ferner Paul Wentzke, Ruhrkampf, 2. Bd. Berlin 1930/32, I, S. 132 ff. 

[2] Nach dem Bericht des französischen parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschusses über diese Frage, des sogenannten Rapport Cluzel, war diese Ver- 
schleuderung wesentlich das Werk des nach Lothringen entsandten Kommissars 
Alexandre Millerand, eines als Anwalt in die Dienste der Schwerindustrie ge- 
tretenen ehemaligen Sozialisten. Er wurde 1920 zum Präsidenten der Republik 
gemacht. Das französische Linkskartell vom Mai 1924 erzwang mit Rücksicht auf 
seine Vergangenheit seinen Rücktritt. 

[3] Vgl. hierüber das Urteil des Nationalökonomen und damaligen deutschen 
Sachverständigen in der Reparationsfrage, Professor Moritz Julius Bonn, in 
seinem Erinnerungsbuch „So macht man Geschichte“, deutsche Ausgabe (Paul 
Liszt Verlag, 1953) S. 272: „Vom Standpunkt der Industriellen war die Inflation 
tatsächlich ein Glück im Unglück. Sie bereicherte die Unternehmer, von denen 
ihrer Meinung nach das Wohlergehen des Landes abhing, und befreite sie von der 
Herrschaft der kurzsichtigen demokratischen Verbraucherinteressen, die im 
Reichstag zu Worte kamen. Die Wirtschaftsführer hatten eine kapitalistische 
Variante der kommunistischen Enteignungspolitik entdeckt. Sie plünderten — 
nicht etwa ihre „Klassenfeinde“, sondern die breiten Massen ihrer Mit-Kapita- 
listen.“ 

[4] Frankfurter Zeitung Nr. 755, 11. Oktober 1923. 

[5] Siehe Aktenanhang, Dokument 3. 

[6] Die zur Zeit immer noch beste Schrift über Stinnes ist die objektive und 
umfassende Studie von Gaston Rafaël: Stinnes, roi de la Ruhr, Paris 1924 (deutsch 
1925). Bissig, aber sachlich meist richtig, ist Curt Geyer: Drei Verderber Deutsch- 
lands (Havenstein, Helfferich, Stinnes), Berlin 1924. 

[7] Viscount D'Abernon (Sir Edgar Vincent): Memoiren, 3. Bd., deutsch Leipzig 
1930, 2. Bd., S. 27. 
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[8] Bonn, S. 273; Stinnes' Inflationspolitik ist historisch gut belegt durch die 
weiter unten zu schildernden Vorgänge im Reichstags-Untersuchungsausschuß 
für den Marksturz vom 18. April 1923 sowie auch durch das im Aktenanhang 
wiedergegebene, von ihm verfaßte Dokument, das seine Voraussetzungen für 
die Stabilisierung formuliert. 

[9] Reiches Material über dieses Abkommen, auf dessen Einzelheiten wir hier 
nicht einzugehen brauchen, in den State Department-Dokumenten der National 
Archives (box 851. 50/28). Das Abkommen fußte technisch auf dem sogenannten 
Wiesbadener Abkommen, das der im Juni jenes Jahres ermordete Minister 
Rathenau im Vorjahre mit de Lubersac abgeschlossen hatte. 

[10] Kreuz-Zeitung, 6. Sept.; Die Zeit, 10. Sept,; Tägliche Rundschau, 5. Sept. 
1922. 

[11] D'Abernon, 2. Bd, S. 129. Im Anschluß an obige Mitteilungen und der An- 
gabe über das Verhältnis Stinnes—Wirth trägt der Verfasser — damaliger briti- 
scher Botschafter in Berlin — am 7. September 1922 folgendes in sein Tagebuch 
ein: Stinnes ist heftig, rachsüchtig und, wie so viele Deutsche, die besonders 
tüchtig auf ihrem Arbeitsgebiet sind, siehe Ludendorff, politisch vollkommen 
verbohrt. 

[12] Houghton an Secretary of State Charles E. Hughes, 15. Sept. 1922, St. D. 
Akten, 462, co R 29/vol. 38. 

[13] Houghton an Hughes, 23. Sept. 1922 (ebenda). 

[14] Wie Anmerkung 13; für die übrigen Angaben über die Verhandlungen 
von Stinnes mit de Lubersac, über die Einführung de Lubersacs bei den Reichs- 
behörden sowie über den Stinnes-Plan vgl. den im Anhang (Nr. 1) auszugsweise 
wiedergegebenen langen Bericht Houghtons an Hughes vom 30. Oktober 1922 
sowie die ihm beigefügte Übersetzung des Stinnes-Memorandums in dieser Sache. 

[15] Siehe Aktenanhang, Dokument 3 (Aufzeichnung Castles). 

[16] Houghton an Hughes, 30. Oktober 1922, St. D. Akten vol. 12 (Einleitung 
dieses sehr langen Berichts, dessen allerletzte Teile im Aktenanhang (Nr. 1) 
wiedergegeben sind.) Für Cunos Mitteilung, Houghton an Hughes (Telegramm) 
23. Oktober 1923. 

[17] Vgl. Aktenanhang Nr. 1. 

[18] Vgl. Aktenanhang Nr. 3. 

[19] Ebert, Führer des sozialistischen rechten Flügels, mag in dem Stinnes- 
Plan das letzte Mittel zur Verständigung mit den Westmachten, zum Anhalten 
der Inflation und zur Verhinderung eines russenfreundlichen Kurses gesehen 
haben, den er verabscheute. Gegen viele Punkte des Plans muß er jedoch Be- 
denken gehabt haben. 

[20] In der Reichstagssitzung vom 13. Januar 1923 zitiert der (damals noch) 
kommunistische Abgeordnete Paul Froelich einen Artikel der Rheinisch-West- 
fälischen Zeitung, wonach Stinnes im Reichswirtschaftsrat erklärt habe, er 


könne nicht mit Loucheur einen Konzern bilden, in dem Loucheur 60% und 
Stinnes 40% besäßen. 
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[21] Nach Der Wirtschaftsdienst (Hamburg) Nr. 33/15. August 1924 war Charles 
Laurent früher Präsident der Union des Industries Metallurgiques de France. 
Nach Hallgarten II, S. 250 war er 1932 Sonderdelegierter von Schneider-Creusot 
im Comité des Forges. Für die übrigen französischen Botschafter jener Zeit (spe- 
ziell: de Margerie und Frangois-Poncet) siehe Louis Launay et Jean Sennac: Les 
Relations Internationales des Industries de Guerre, Paris 1932. 

[22] Wortlaut des Berichts (Auszug) im Aktenanhang Nr. 1. 

{23] Uber die Verlockungen siehe Dokument 3 des Aktenanhangs; in der bereits 
zitierten Rede sagte der Reichstagsabgeordnete Froelich, Stinnes habe mit Hilfe 
des Direktors Jules Bernard von der Banque de France einen Trust mit der 
lothringischen Eisenindustrie bilden wollen; es sei ihm jedoch miBlungen. 

[24] Am 7. November hielt Loucheur in der französischen Kammer eine Rede, 
die als Absage seiner Gruppe an die Stinnes-Pläne gedeutet werden kann. 

[25] Berichte über diese Sitzung, die hinter verschlossenen Türen stattfand, 
im Vorwärts und im Berliner Tageblatt vom 10. November; Gegenangriff in 
der Kreuzzeitung vom 11. November, in der (auf Grund einer Meldung der Tele- 
grafen Union) festgestellt wird, Stinnes habe nicht gegen die Stabilisierung ge- 
sprochen, sondern in Polemik gegen Georg Bernhard, den Chefredakteur der 
Vossischen Zeitung, seine Bedingungen hierzu formuliert. Am 11. November ver- 
öffentlichte ferner die Deutsche Allgemeine Zeitung die Rede im Wortlaut. 

126] Berliner Tageblatt, 10. November. 

[27] Siehe oben, Anm. 16. VgL ferner Carl Severing, Mein Lebensweg, Köln 
1950, 2. Bd., S. 377, wonach C. vom Hamburger Bürgermeister Petersen vorge- 
schlagen wurde; nach dem Tagebuch von Seeckts Adjutant v. Selchow (in den 
Seeckt-Papieren des National Archives) wurde C. dagegen durch v. Holtzendorff, 
den Direktor der Hapag, empfohlen. Vermutlich unterstützten diese Männer die 
von Stinnes befürwortete Wahl. Bonn (S. 279) beurteilt Cuno äußerst negativ. 

[28] Bonn (S. 274) betont die Unbegreiflichkeit dieser Unterlassung, vom rein 
technischen Standpunkt aus betrachtet. Verbunden mit der Schwächlichkeit des 
Cuno’schen Reparationsplans gab diese Verfehlung Poincaré den willkommenen 
Anlaß, seinen lange gehegten Plan durchzuführen. 

[29] Die oben mitgeteilten Tatsachen und Dokumente lassen die vieldiskutierten 
Vorgänge des November und Dezember 1922 — das Zusammentreten der Repa- 
rationskommission, die Konstatierung deutscher Verfehlungen etc. — als Vorder- 
grundsaktionen im Kampf zwischen Stinnes und dem Rest der deutschen Schwer- 
industrie einerseits und dem von der De Wendel-Gruppe geführten Comite des 
Forges andrerseits erscheinen, das nach der Darstellung von Street über die 
Nicht-Lieferung von Kohle, über die deutschen Erzkäufe in Schweden (statt 
Lothringen) und über das deutsche Inflations-Dumping ärgerlich war. Die fran- 
zösische Schwerindustrie bediente sich des Deutschenhassers Poincare, solange es 
ihr nützlich war, und wandte sich im Frühjahr 1923 gegen ihn, als die deutschen 
Kohlenlieferungen ausblieben. Stinnes und seiner Freunde Vorbereitung für den 
Kampf bestand in systematischem Aufkauf von Sachwerten und Guthaben im 
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Ausland. Vgl. hierfür das Interview, das Stinnes kaum drei Wochen nach Aus- 
bruch des Ruhrkampfs dem englischen Evening Standard gab. Nach Lucien- 
Graux: Histoire des Violations du Traité de Paris, 3. Bd., Paris 1923, S. 331, er- 
klärte er hierbei: „Mes entreprises allemandes ne sont plus que les succursales 
des industries achetées a l’&tranger.“ „Meine deutschen Unternehmungen sind 
nichts weiter als Zweiggeschäfte der im Ausland erworbenen industriellen Werke.“ 

[30] Über die Sitzung siehe den Bericht im Berliner Tageblatt, 9. Dez. 1922; 
wie in meiner zitierten Studie über Seeckt mitgeteilt, wurde ein geheimes handels- 
politisches Abkommen zwischen Deutschland und der Sowjetunion am 29. Juli 
jenes Jahres in Berlin abgeschlossen; gleichzeitig erfolgten dauernd Besprechun- 
gen über Zusammenarbeit auf militärischem Gebiet. 

[31] Der damalige Staatssekretär Karl Bergmann erklärt in seinem Buch 
„Geschichte der Reparationen“ (1926) S. 214, er habe den Plan unterdrückt, da 
seine Vorlegung bei der Reparationskommission „helle Empörung“ ausgelöst 
haben würde. 

Von großem Interesse sind in diesem Zusammenhang eine Reihe von 
Äußerungen des Kali-Industriellen Arnold Rechberg in der Presse sowie gegen- 
über amerikanischen Diplomaten und dem späteren Reichskanzler Stresemann. 
Ein monomanischer Anhänger des Gedankens der deutsch-französischen Ver- 
ständigung und erbitterter Russenfeind, der meist nicht ganz ernst genommen, 
aber doch wegen seiner Beziehungen und seiner Intelligenz von den führenden 
Männern mit Interesse angehört wurde, zeigte sich R. meist erstaunlich gut 
unterrichtet. Nach einem Artikel, den R. am 23. Nov. 1927 in der Vossischen 
Zeitung veröffentlichte und später dem amerikanischen Botschafter Schurman 
zuleitete, war Stinnes der deutsch-französischen Verständigung zugetan, sofern 
er selbst dabei den Ton angab. Stinnes wollte, schreibt R., „nicht begreifen, daß 
Verträge wie sein Abkommen mit dem Marquis de Lubersac, das alle Vorteile 
einseitig in die Hände von Stinnes gab, unmöglich auf die Dauer haltbar sein und 
somit von vornherein zur Unwirksamkeit verurteilt bleiben mußten.“ Gegen- 
spieler der Stinnes-Projekte auf französischer Seite war nach R. der Abgeordnete 
Paul Reynaud, der am 20. X. 1922 in der französischen Kammer eine später be- 
rühmt gewordene Rede hielt, in derer Stinnes mit dem Zisterzienser-Abt ver- 
glich, der 3000 Klöster in Frankreich beherrschte, und der Befürchtung Ausdruck 
gab, die Stinnes-Pläne würden die französische Wiederaufbau-Industrie ruinie- 
ren. Nach Rechberg ist Reynaud im September und später nochmals im Dezember 
1922 mit Gegenvorschlägen in Berlin erschienen. „Sowohl Geheimrat Witting 
(Direktor der Nationalbank) als auch ich“, schreibt er, „konnten nach diesen 
neuerlichen Unterhaltungen mit Paul Reynaud nicht darüber im Zweifel sein, 
daß die französische Regierung das Ruhrgebiet besetzen werde, falls Hugo Stinnes 
auf seinen Ansprüchen beharrte. Auf der anderen Seite bot Paul Reynaud weit- 
gehende politische Konzessionen an Deutschland gegen Abschluß eines deutsch- 
französischen Industriebündnisses an. Geheimrat Witting und ich haben sogleich 
die Reichsregierung auf die nach unserer Überzeugung drohende Gefahr auf- 
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merksam gemacht, und ich selbst habe zu Ende 1922 Hugo Stinnes nochmals 
schriftlich gewarnt. Alle diese Bemühungen blieben ohne Erfolg und so marschier- 
ten die Franzosen zu Beginn des Jahres 1923 in die Ruhr ein.“ 

Nach Mitteilung Rechbergs an Stresemann vom 6. April 1923 (Microfilm 
H 145292-97) hat Deutschland Anfang Dezember 1922 (gleichzeitig mit einem 
Angebot allgemeiner Natur an die damals in London tagende alliierte Premier- 
ministerkonferenz) Vorschläge nach Paris gesandt, die aber Frankreich als zu 
vage zurückgewiesen habe. Ein zweiter von der Cuno-Regierung ausgearbeiteter 
Vorschlag ist, wie zu Beginn dieser Anmerkung festgestellt, den Franzosen über- 
haupt nicht überreicht worden. 

(32] Berliner Tageblatt, 14. Dezember 1922. 

[33] Uber diese Dinge vor allem den 1940 in Leipzig unter dem Titel „Seeckt, 
aus seinem Leben“ veröffentlichten 2. Teil der Seeckt-Biographie des von Hitler 
umgebrachten Freundes von Seeckt, Generals von Rabenau, der aber infolge 
seiner konservativen Einstellung, seiner Nichtbeachtung wirtschaftlicher Zu- 
sammenhänge sowie möglicherweise auch aus Rücksicht auf die Problematik 
des Dritten Reichs einen Teil des Materials im Seeckt-Nachlaß nicht oder nicht 
voll auswertete. Nebenher ist daher außer der zitierten Studie des Verfassers vor 
allem auch die Arbeit von Edward Hallet Carr: German-Soviet Relations 1919— 
1939, Baltimore 1951 zu vergleichen. 

[34] Hierzu außer den zuletzt genannten Quellen vor allem das Kapitel Karl 
Radek in dem Buch der früheren deutschen Kommunistin Ruth Fischer: Stalin 
and German Communism, Cambridge, Mass., 1949. 

135] Gustav Hilger und Alfred G. Meyer: The Incompatible Allies; German- 
Soviet relations 1918—1941, New York 1953, Seite 200. Hasse versprach den 
Russen den „Befreiungskrieg“ in „drei bis fünf Jahren“. 

[36] Rückblickende Bemerkungen auf den Ruhrkampf, datiert 20. September 
1923, im Tagebuch von Seeckts Adjutant von Selchow, einer der wichtigsten 
Quellen für unsere Darstellung (Abschrift bei den Seeckt-Papieren). 

[37] Für die allgemeine Geschichte des Ruhreinbruchs immer noch unentbehr- 
lich ist das bereits zitierte, leider einseitige Werk von Paul Wentzcke. 

[38] Selchow-Tagebuch in den Seeckt-Papieren. Soweit nicht anders angegeben, 
ist im folgenden diese Quelle verwertet. 

[39] Dargestellt nach Hans Spethmann: Der Ruhrkampf, Volksausgabe Essen 
1933. 

[40] Eine korrekte Schilderung von Seeckts Haltung in diesen Wochen gibt 
Rahenau, S. 324. Alle bei Rabenau nicht geschilderten Einzelheiten stammen aus 
Selchows Tagebuch. 

[41] Am 20. Januar trägt Selchow in diesem Zusammenhange u. a. folgendes 
ein: „Der amerikanische Botschafter Houghton bat neulich Frau v. Seeckt zu 
einem Tee in seinem Hause nebenan und sagte ihr (inoffiziell zwar), daß er 
Deutschland zu diesem Schritt nur beglückwünschen könne, es sei sicher für 
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Deutschland sehr schwer im Augenblick, er sei aber der Überzeugung, daß das 
den letzten Gewaltakt Frankreichs darstelle. Er rate dringend durchzuhalten. 
Frankreich hätte an eine solche Einigkeit an Rhein und Ruhr nicht geglaubt. 
Auch da wieder ein diplomatischer Schritt über den starken Mann Seeckt.“ 

[42] Siehe die Kapitel 9, 12 und 13 des Buches von Ruth Fischer, speziell 
S. 266 ff. 

[43] Die Mitteilungen über Stinnes gründen sich auf maschinenschriftliche 
Notizen des Generals von Lieber, der Rabenau bei Abfassung seiner Seeckt- 
Biographie half. (Die Seeckt-Papiere enthalten eine Menge derartiger Zusam- 
menstellungen und Memoranden.) „Auch die rheinische Großindustrie“, so besagt 
dieses Memorandum, „beschäftigt sich mit der Frage eines großen Krieges. So 
rät Stinnes 30. 1., das ostoberschlesische und nordböhmische Industriegebiet in 
Besitz zu nehmen. Weiter denkt die Industrie daran, selbst einen militärischen 
Verband aufzuziehen. Dieser Gedanke wird namentlich von Thyssen propagiert, 
dem sich Gen. v. Watter hierfür zur Verfügung gestellt hat. Hierbei muß eine 
mißverstandene Äußerung Seeckts eine Rolle gespielt haben, da sowohl Thyssen 
wie später Class (Alld. Verb.) erklären, Seeckt glaube, die deutsche Rüstung 
könne in 4 Wochen fertig sein, was natürlich nicht zutrifft.“ 

Das Memorandum enthält ferner Mitteilungen über den scharfen Zusammen- 
stoß Seeckts mit Thyssen-v. Watter und über die weiter unten zu erwähnende 
Denkschrift des Generals Joachim v. Stülpnagel über die Aussichten eines Volks- 
kriegs gegen Frankreich. Dann heißt es weiter: „Seeckt hält jedoch das Entstehen 
eines Volkskriegs links des Rheins für aussichtslos. Bezüglich der Tschechei ver- 
tritt er den Standpunkt, daß diese besetzt werden müsse zum Schutze von Ober- 
schlesien und zur Gewinnung der nordböhmischen Industrie. Seeckt denkt dabei 
an ein Zusammengehen mit Österreich und Ungarn. Er ist anscheinend sogar nicht 
abgeneigt, daß hierzu ein Krieg provoziert wird.“ Den Schluß dieses Lieber-Me- 
morandums bilden die weiter unten verwerteten Mitteilungen über die Be- 
sprechungen von Industrie und Reichsbank im Grunewald. — Ob die Konferenz 
Seeckt-Stinnes gerade am 30. Januar stattfand oder an einem anderen dieser 
Tage, ist schwer zu sagen, da Selchow sie in seinen für dieses Datum besonders 
ausführlichen Aufzeichnungen nicht erwähnt. Möglicherweise wohnte Stinnes 
der Besprechung mit Jahnke bei. 

[44] Über die Expansion des Stinnes-Konzerns siehe die Bücher von Rafael 
und Geyer. Hierzu auch Bernhard Menne: German Industry on the War Path, 
London 1942, S. 56. Über Flick und Stinnes und das Schicksal ihrer ostober- 
schlesischen Interessen siehe des Verfassers Studie „Adolf Hitler und die deutsche 
Schwerindustrie“ im 2. Teil dieses Buches. Der Verkauf wurde im Mai perfekt. 

[45] Siehe Anmerkung 43. 

[46] Lieber-Memorandum in den Seeckt-Papieren und Rabenau S. 326. 


[47] Aufzeichnung des Generals J. v. Stülpnagel für Rabenau, in den Seeckt- 
Papieren. 
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[48] Der zitierte Satz, enthalten in Sts. Aufzeichnung für Rabenau, ist zweifel- 
los seiner in jenen Tagen für Seeckt ausgearbeiteten Denkschrift über den Volks- 
krieg entnommen, die im Lieberschen Memorandum erwähnt ist (vgl. Anm. 43, 
2. Absatz). Über die Tätigkeit der Sabotagestelle Münster siehe Wentzcke, 1. Bd., 
S. 447 f. 

[49] Watters Pläne wurden im Reichstag durch den damals noch rechts stehen- 
den Abgeordneten Mahraun enthüllt; M. sprach von einer ,,Sizilianischen Ves- 
per“, was sachlich aufs gleiche herauskommt. (Rabenau, S. 326). 

[50] Selchow. 16. Februar: „Rein militärisch betrachtet können wir nur hoffen, 
daß eine kriegerische Entscheidung noch hinausgeschoben wird, denn wir rech- 
nen bestimmt damit, mit der Zeit noch stärker zu werden.“ 

[51] Liebers Memorandum in den Seeckt-Papieren. Es scheint, daß L. sich zum 
Teil auf das Tagebuch des Generalmajors Hasse stützte. Ausführliche Exzerpte 
eines früheren Teils des Hasseschen Tagebuchs, offenbar von Lieber stammend, 
liegen bei den Seeckt-Papieren. 

[52] v. Lieber-Memorandum. 

[53] Durch falsche Datierungen sind Carr (S. 59 seiner Anm. 27 zitierten 
Schrift) diese wichtigen Dinge entgangen. Der Besuch der Russen im Truppen- 
amt, der die Reise Hasses bedingt, fand im Februar 1923 (nicht: 1922) statt; die bei 
den Seeckt-Papieren liegenden Exzerpte aus dem Hasseschen Tagebuch lassen 
den von Carr berichteten Besuch Hasses in Moskau „Ende 1921“ als ausgeschlos- 
sen erscheinen; es muß sich um die Reise vom 17. Februar 1923 handeln; Carrs 
Quelle, das Tschunke-Memorandum (siehe Anm. 54), belegt seine Version nicht. 
Die Reise Hasses ist belegt durch das v. Stülpnagel-Memorandum und heute 
durch Hilger and Meyer, S. 200. 

[54] Retrospektives Memorandum des Majors Tschunke vom 13. Februar 1939, 
in den Seeckt-Papieren; Hilger-Meyer S. 200. 

[55] v. Selchows Tagebuch, Eintragung vom 15. Februar. 

[56] Nach dem Memorandum Stülpnagels; über Stinnes’ Rolle siehe Anm. 57. 

[57] Nach dem zitierten Memorandum Stülpnagels; siehe auch die Darstellung 
der Zusammenkunft bei E. Ludendorff, Vom Feldherrn zum Weltrevolutionär, 
München 1940, S. 20 f. Hiernach war L. weniger zufrieden als es scheinen 
mochte. An der Zusammenkunft, die durch einen Brief von Stinnes an L. vorbe- 
reitet wurde, nahm auch der Kanzler Cuno teil. 

[58] Für die Beurteilung des Umschwungs dieser Monate ist das Studium der 
zitierten Bücher von Severing und Ruth Fischer unerläßlich; vgl. ferner Rabenau 
S. 328 f. für den Zusammenstoß zwischen Severing und Seeckt. 

[59] Nach der Darstellung von Carr, S. 69—70; nach zahlreichen vom Verfasser 
eingesehenen Akten des State Department (in den National Archives) war die 
Sowjetunion lediglich bereit, Deutschland im Falle eines polnischen Angriffs 


beizustehen. . 
[60] Der deutsche Export geht damals ruckartig zurück, da die deutschen Preise 
bereits über den Weltmarktpreisen stehen. Vgl. den instruktiven Artikel „Ver- 
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Aauung der Konjunktur“ im Handelsblatt der Frankfurter Zeitung. 11. April 1923. 
Über Stinnes’ wachsende Opposition gegen das Cuno-Kabinett, die hiervon her- 
rührte, siehe Aktenanhang, Dokument 4. 

[61] Ausführlicher Bericht über die Ausschuß-Sitzung in Frankfurter Zeitung, 
23. Juni 1923. Dem Verfasser lagen außerdem die vollständigen Verhandlungs- 
potokolle in englischer Übersetzung vor, wie sie eine Intelligence-Behörde damals 
dem State Department lieferte (St. D. Akten 462.00 R 29 vol. 61). Die Finanz- 
politik des Stinnes-Konzerns wurde in der erwähnten Sitzung besonders von dem 
Direktor der Devisenzentrale Dr. Gleinius kritisiert. Minoux erklärte, der De- 
visenkauf vom 18. April habe Kohlenkäufe der Reichsbahn finanzieren sollen. 
Der Monatsbedarf des Konzerns an Devisen sei 440 000 Pfund. Die Mehrzahl der 
Sachverständigen erwiderte, daß die Form des Ankaufs vom 18. April praktisch 
einen Überfall bedeutet habe, und daß der Konzern seine Deviseneinnahmen im 
Ausland belassen und dort zum Aufbau weiterer Konzerne verwandt habe. 

[62] Reiches Material hierüber bei Rabenau, 2. Bd., S. 310. 

[63] Siehe den Bericht des Botschafters Houghton vom 21. September 1923 im 
Anhang (Dokument 5). 

[64] Der Angriff richtete sich gegen die Abstammung von Frau Stresemann 
und Frau v. Seeckt; der Völkische Beobachter behauptete, deren Mädchenname 
(v. Fabian) sei gefälscht. 

[65] Siehe Ruth Fischer, Kapitel 15 und 16. 

[66] Vgl. hierfür den Punkt 5 von Seeckts Diktatur-Programm, entworfen Ende 
Oktober (Rabenau S. 360), in dem allerengste Zusammenarbeit mit Rußland 
vorgesehen ist. 

[67] Material für die Direktorium-Pläne außer bei Rabenau, z. B. S. 370, auch 
in einem Gutachten des Grafen Cuno Westarp für v. Rabenau vom 8. Juni 1936 
und in einem Memorandum des Generals v. Lieber (beide in den Seeckt-Papie- 
ren). Nach Frankfurter Zeitung vom 9. Oktober trat Minoux damals — wie ich 
vermute, aus Protest gegen die Kooperation von Stinnes mit der französischen 
Besatzungsarrmee — von seinem Posten bei Stinnes zurück; jedoch scheint dies — 
wie aus dem letzten Aktenstück im Anhang hervorgeht — der Fortdauer herz- 
licher Beziehungen zwischen beiden Mannern keinen Eintrag getan zu haben. 
Nach den von Emery Reves unter dem Titel „I Paid Hitler“ herausgegebenen 
Angaben von Fritz Thyssen (New York 1942, S. 80 ff.) finanzierte Minoux (wohl 
auf Veranlassung des Hitler-Bewunderers Stinnes) die Ludendorff-Hitlerschen 
Kampfverbande. 

[68] Die Feststellung von Geyer (S. 198), daß Kahrs Eintritt in das Direktorium 
geplant war, wird bestatigt durch den weiter unten zu besprechenden Brief 
Seeckts an Kahr vom 5. Nov. 1923. Siehe auch Anm. 84 und 85. 

[69] Arthur Rosenberg: A History of the German Republic, London 1936, S. 206; 
vgl. auch Houghton an Hughes, 4. Oktober 1923 (St. D. Akten: 862. 00 vol. 13) 
„(Maltzan) was greatly disturbed. He said that Stinnes had brought about crisis 
by foreing People’s Party to put forward demands which the Social Democrats 
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could not accept... Have just received report that if Stresemann falls to form 
cabinet a duumvirate may be created with Wiedfeldt as economic dictator and 
Seeckt as military dictator...“ Maltzan war sehr beunruhigt. Er sagte, Stinnes 
habe die Krise dadurch herbeigeführt, daß er die Deutsche Volkspartei gezwungen 
habe, Forderungen zu stellen, die von den Sozialdemokraten nicht akzeptiert 
werden konnten... Ich habe soeben einen Bericht erhalten, demzufolge ein 
Duumvirat beabsichtigt ist, mit Wiedfeldt als ökonomischen und Seeckt als 
militärischen Diktator, falls es Stresemann nicht gelingen solite, ein Kabinett zu 
bilden... 

[70] Dies ist die These des Buchs von Geyer. Die Frankfurter Zeitung vom 3. bis 
10. Oktober brachte fast täglich Berichte über diese Vorgänge. Auch in „Strese- 
manns Vermächtnis“, herausgeg. von H. Bernhard, findet sich darüber Material, das 
auf Meinungsdifferenzen zwischen Stinnes und Stresemann in diesen Fragen 
schließen läßt. Im ganzen sieht es so aus, daß die Industriellen zwar in Fühlung 
mit Stresemann vorgingen, aber in manchen Punkten die Grenzen überschritten, 
die ihnen gesteckt waren. Sehr beachtlich sind Feststellungen des Historikers 
Fritz Kern in seinem Erinnerungsbüchlein Der Ruhrkrieg, Bonn 1941. Hiernach 
waren die Verhandlungen des Herbstes 1923 für die Einheit des Reichs gefähr- 
licher als der Separatistenspuk der Dorten und Smeets. Die Führer der rheini- 
schen Wirtschaft fürchteten damals den sich aus der bevorstehenden Mark- 
stabilisierung ergebenden Kredit- und Geldmangel und waren zu weitgehenden 
Konzessionen bereit. Frankreichs Zögern und „das Wunder der Rentenmark“ be- 
seitigten die Gefahr. Vgl. auch Wentzcke, 2. Bd., S. 191 f. und 210 ff. 

[71] Das Programm — bei Rabenau S. 360 — hat daneben auch einen inkongru- 
ent scheinenden Punkt über Kartell-Kontrolle, der von dem mit der Linken 
kokettierenden Major von Schleicher hineingebracht sein mag. 

[72] Da das Aktenmaterial, das sich auf die November-Ereignisse bezieht, in 
den Seeckt-Dokumenten fehlt — es ist möglicherweise von der Gestapo entfernt 
worden — so muß sich die Darstellung hier weitgehend auf Rabenaus Biographie 
(S. 366 ff.) stützen. Glücklicherweise gibt R. einige der wesentlichsten Dokumente 
im Wortlaut. Jedoch mußte er damals (1940) bei der Verarbeitung mit Vorsicht 
vorgehen (bekanntlich wurde er später ein Opfer des 20. Juli). Wie mir scheint, 
hat er das Spiel Seeckt-Kahr nicht richtig erkannt. Daher beschließe ich diese 
Studie mit einer Untersuchung dieser wichtigen Dinge. Nach Walter Görlitz, Der 
Deutsche Generalstab, S. 35, wurde die Diktatur Seeckts vom Chef des Truppen- 
amts, Generalmajor Hasse, und des Oberstleutnants v. Stülpnagel und v. Schlei- 
cher befürwortet. 

[73] Rabenau (S. 366) macht sich dies Urteil zu eigen, billigt jedoch Seeckts 
Haltung als politisch weise. Meine eigene, abweichende, Meinung ist im Text zum 
Ausdruck gebracht. — Ein Memorandum über die Haltung der Generäle, an- 
scheinend von General v. Lieber stammend, ist unter den Seeckt-Papieren. 

[74] Text dieses Briefes, datiert 5. November, bei Rabenau (S. 370 f.). Die Frank- 
furter Zeitung vom 6. November gibt als Mitglieder des geplanten Direktoriums 
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außer den Namen Minoux und Wiedfeldt auch den Namen des Leiters des Ost- 
preußischen Heimatbundes, v. Gay], und des Führers des Reichslandbundes, 
v. Oppen. 

[75] Rabenau, S. 367. Stresemanns Ableugnung dieses Schrittes (Stresemanns 
Vermächtnis, Berlin 1932, 1. Bd., S. 199 f.) war inspiriert von dem Wunsch, im 
Amt zu bleiben, und verdient keinen Glauben. Ein bei den Seeckt-Papieren liegen- 
der Brief des Freiherrn v. Lersner, Haupt der Stresemannfeinde in der Deut- 
schen Volkspartei, an Seeckt vom 7. November spricht aus, daß Seeckt dauernd 
den Sturz Stresemanns gewünscht habe. Dasselbe geht aus dem Konzept des 
Briefs Seeckts an Kahr vom 5. November hervor. Schließlich enthält Stresemanns 
Vermächtnis, 1. Bd., S. 200, eine Stelle, die seiner erwähnten Darstellung wider- 
spricht. 

[76] Rabenau, S. 368 f. Rabenau scheint entweder das Konzept Seeckts oder eine 
verlorengegangene erste Reinschrift benutzt zu haben. Die Seeckt-Akten be- 
weisen, daß Seeckt das Konzept stark zusammenstrich. 


[77] Brief des Freiherrn von Lersner vom 7. November an Seeckt (Seeckt- 
Akten); Bericht Houghtons an Hughes vom 6. November im Anhang (Nr. 6), mit 
Angaben über die Haltung von Stinnes. Nach v. L. hätte die Fraktionssitzung 
am 6. stattgefunden, was moglicherweise auf einem Flüchtigkeitsfehler beruht. 

[78] Ausfertigung des Briefs in den Seeckt-Akten; interessant ist, daß hier 
u.a. die Angriffe gegen den Kanzler wegfielen. 


[79] Nämlich, außer vermutlich von Frau v. Seeckt, durch den Kommandeur 
der Bayerischen Landespolizei, Oberst v. Seisser, der nach Ausweis des späteren 
Hitlerprozesses am 2. November zu Seeckt nach Berlin gesandt wurde und am 
4. mit dem 10 Uhr 40 morgens in München eintreffenden Schnellzug zurückkam. 
Selchow hörte indirekt, Seeckts Besprechung mit Seisser sei befriedigend ver- 
laufen. Kahr verschanzte sich bei Behandlung dieser Dinge vor Gericht hinter 
seinem Dienstgeheimnis, allein Hitler und seine Verteidiger (Roder und Holl) 
durchschauten den Sachverhalt ziemlich richtig. Nach Hitlers Darstellung vor 
Gericht erwartete man von Kahr nach Seissers Rückkehr das Zeichen zum Vor- 
marsch gegen Berlin. Als Kahr sich stattdessen benahm, wie im Text dargestellt, 
folgerte Hitler, er müsse nun Kahr, Lossow und Seisser zum Handeln zwingen, 
denn sonst könnte eines Tages der Anstoß (zur Diktatur) von einer Seite kom- 
men, die nicht nationale deutsche Interessen im Auge habe (also von dem als 
„jüdisch-versippt“ geltenden Seeckt). Von hoher Bedeutung für Hitlers Ent- 
schluß war der Abmarsch seiner norddeutschen Parteiganger unter Führung des 
Justizrat Class ins Lager Seeckts. Nach E. Gumbel: Verräter verfallen der Fehme, 
Berlin 1929, S. 199 ff. suchte Class den General v. Seeckt am 24. September für 
den Plan einer gewaltsamen Diktatur zu gewinnen, wurde aber abgewiesen, da 
S. nur „legal“ vorgehen wollte. Nach dem Pladoyer des R. A. Holl im Hitler- 
Prozeß fürchtete der Kreis Hitlers Anfang November, Class und Seeckt hätten 
sich nunmehr geeinigt, und Kahr, der mit beiden verhandelt habe, sei mit im 
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Bunde. Die Hoffnung auf Einigung scheint sich bei Class mit tiefem Mißtrauen 
gepaart zu haben; nach Gumbel S. 198 trug er sich gegenüber S. zwischendurch 
mit Mordplänen, besonders nach dem Scheitern des Hitlerputsches. 

[80] Konrad Heiden: Adolf Hitler, eine Biographie, Zürich 1936, S. 153. Dies ist 
auch die Grundlage für die obige Darstellung betreffend das Hitler-Lager. 

[81] Über den Grad der Beweisbarkeit dieser Auslegung siehe den Schluß- 
absatz. 

[82] Hätte die Reichswehr ihre Pläne durchgesetzt, so wäre vermutlich der 
deutsche Kronprinz, dem Seeckt in jenen Tagen die Rückkehr nach Deutschland 
ermöglichte, auf den Thron gelangt. 

[83] Thyssen S. 80 f. — Über den Grad der Glaubwürdigkeit des Thyssen- 
Reves'schen Buchs siehe meine Bemerkungen in „Hitler und die deutsche Schwer- 
industrie“ in diesem Buch. 

[84] Thyssen-Reves, S. 84. 

[85] „Der Hitlerprozeß“ (Verlag Knorr & Hirth, München 1924), S. 159 ff. (Aus- 
sage Lossows), S. 179 ff. (Aussage Kahrs), und besonders auch S. 200 f. (Reise 
Seissers). Kahr sagt u.a.: „Zur Festigung des Direktoriums sollten außer der 
norddeutschen Reichswehr und den sonstigen vorhandenen Kräften auch die 
bayerischen Machtmittel im Bedarfsfalle und auf Anruf zur Verfügung stehen.“ 
Lossow betont, er, Kahr und Seisser seien völlig für den Direktoriumsplan ge- 
wonnen gewesen. Hätte Seeckt sich durchgesetzt, so wäre sein Zustandekom- 
men nur eine Frage von Tagen gewesen. Kahr gibt (S. 213) eine Menge bestäti- 
gender Details. 

[86] Mikrofilm des Stresemann-Nachlasses H. 158, 1461—90; Protokoll der 
Reichskabinettsitzung vom 5. Nov. 1923, 1 Uhr mittags. 

[87] Seeckts — von neudeutschen Geschichtsschreibern öfters abgeleugnete oder 
minimalisierte Revanchepläne werden heute u.a. auch bestätigt durch die von 
Hans W. Gatzke im Mikrofilm der Stresemann-Papiere nachgewiesene, von den 
Herausgebern des gedruckten Stresemann-Nachlasses unterdrückte Äußerung 
des Generals: „Wir müssen wieder mächtig werden, und sobald wir wieder Macht 
haben, nehmen wir natürlich alles zurück, was wir verloren haben.“ (Journal of 
Modern History, Marz 1954, S. 55). 

[88] Heeresarchiv Potsdam Sg 60, Lager Nummer 1864, Karton 14, Stück 160; 
Memorandum über eine Inspektionsreise des Chefs der Heeresleitung an die 
Ruhr. Das Stück wurde im Nürnberger Krupp-Prozeß verwandt. Vgl. über 
Seeckts Aufrüstungspläne um diese Zeit besonders auch Görlitz, S. 360 ff. 

[89] Rabenau, S. 425 und 481. 

[90] Rabenau S. 551; Memorandum des Seeckt-Adjutanten v. Listow (Nach- 
folgers v. Selchow) in den Seeckt-Papieren; Memoranden des Generals Köstring 
und des Oberstleutnants Marcks, ebendort. Äußerer Anlaß des Rücktritts von 
Seeckt war die Teilnahme des ältesten Enkels des Exkaisers an Reichswehr- 
manövern. 
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[91] H. R. Berndorf: General zwischen Ost und West, Hamburg, o. J. Das Buch 
enthält zwar gar manche Fehler in wichtigen Daten und sachlichen Angaben, 
aber auch interessante Informationen. 

[92] Diesen Nachweis versucht Berndorf (S. 55 f., 201 f., 210 ff.) auf Grund von 
Aussagen von Schleichers Nichte, die ihm die Korrespondenz führte. 

[93] Berndorf S. 239, mit Zitat aus Seeckts Briefen. 

[94] Ludwig Quidde, Vorsitzender der Deutschen Friedensgesellschaft, und Carl 
v. Ossietzky, Herausgeber der „Weltbühne“ und späteres Opfer Hitlers, waren 
beide bekannte Pazifisten und Träger des Friedensnobelpreises. 


Zweiter Teil 


Hitler und die deutsche Schwerindustrie 


ZUR GESCHICHTE DER JAHRE 
1918—1933 


Der die Jahre 1931—33 umfassende Teil dieser Arbeit stellt die Übersetzung eines 
Artikels dar, der im Sommer 1952 im Journal of Economic History (vol. XII, No. 3, 
p. 222-46) in New York erschien. Dieser Teil wurde von Dr. Freyh übersetzt. Die vor= 
hergehenden Abschnitte, die in jener Publikation nur auszugsweise wiedergegeben sind, 


werden hier zum erstenmal im vollen Wortlaut mitgeteilt; sie sind vom Verfasser ins 
Deutsche übertragen. 
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Einleitung 


Adolf Hitlers Stellung im Wirtschaftsleben seiner Zeit hat von Anbeginn an 
einen Gegenstand lebhafter Erörterungen gebildet. Die Auffassung der marxisti- 
schen und sonstigen Linkskreise, die den Führer als einen der hervorragendsten 
Verfechter des deutschen Monopolkapitalismus betrachten [1] ist nicht nur von 
Hitlers Anhängern, sondern in noch stärkerem Grade von den Sprechern und 
anwaltschaftlichen Vertretern der deutschen industriellen Kreise als solcher be- 
stritten worden, die die Verantwortung für die verheerenden Vorgänge jener Zeit 
ablehnten. Dr. Hjalmar Schacht behauptet, er habe niemals irgendwelche Berüh- 
rung zwischen Hitler und den Industriellen bemerken können [2]. Die Verteidiger 
in dem Nürnberger Prozeß gegen Friedrich Flick und dessen Mitangeklagte such- 
ten zu beweisen, daß die Großunternehmer, weit entfernt, die Nazis herbeizu- 
wünschen, vielmehr gegen deren schlimme Taten Schutz suchten [3]. Flicks Ver- 
teidiger Rudolf Dix, einer der Hauptverfechter dieser Ansicht, erklärte, daß die 
„Massen“ — d. h. hauptsächlich die Arbeiter — Hitler gewählt hätten, während 
die Schwerindustrie ihn abgelehnt habe, und daß dem Führer kein finanzieller 
Beistand seitens des Großkapitals zuteil geworden sei, ein paar Außenseiter aus- 
genommen [4]. Diese Aussage wurde unterstützt durch den Zeugen Geheimrat 
Ludwig Kastl, ein früheres Vorstandsmitglied des Reichsverbandes der Deut- 
schen Industrie, den Hitler als „nicht-arisch“ zum Rücktritt zwang, und der nach 
1945 teilweise seinen alten Einfluß als einer der deutschen Wirtschaftsführer 
wiedererlangte [5]. Auf die Frage der Verteidigung, wie er seine Meinung be- 
gründe, daß die Industriellen den Nationalsozialismus abgelehnt hätten, erwiderte 
Kastl: „Das ist sehr einfach. Der Nationalsozialismus war eine Massenbewegung. 
Die Naziführer waren großenteils Söhne aus früher begüterten bürgerlichen Fa- 
milien, die ihr Geld durch die Inflation verloren hatten und arbeitslos geworden 
waren.“ Mit zwei Ausnahmen — Fritz Thyssen und dem senil gewordenen Emil 
Kirdorf — hat kein Industrieller, fügte Kastl hinzu, Hitler unterstützt, wenn 
auch ein paar kleinere Unternehmer, denen der Aufstieg vom Handwerker zum 
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Industriellen nicht recht glückte, ebenfalls hinter den Nazis gestanden haben 
mögen. 

Die antikapitalistischen Punkte in der Nazilehre — oft zitiert, recht irreführend 
und miBverstandlich — schienen diese Auffassung zu bestätigen. Manche dieser 
Punkte verdankten ihren Ursprung der Lage am Ende des ersten Weltkriegs, als 
Faschisten wie Nationalsozialisten, um die Massen zu ködern, nichts besseres tun 
konnten, als laut zu verkünden, daß sie allein den wahren Sozialismus vertraten, 
und daß es keine röteren Fahnen gäbe als die mit dem Hakenkreuz. Gewaltig 
gefördert durch die Wirtschaftskrise nach 1929, erhielten diese Lehren eine be- 
sondere Färbung nach 1933, als die nationalsozialistishe Oberschicht, mit der 
SS im Mittelpunkt, die Edlen und Ritter des Mittelalters nachzuahmen begann, 
die von tiefer Verachtung für Geldwirtschaft und Händler erfüllt waren [6]. Durch 
Beschuldigung ihrer politischen Gegner auf der Rechten wie auf der Linken, 
Feinde des Sozialismus zu sein, stifteten Nazis und Faschisten bewußt eine ideo- 
logische Verwirrung an, die nicht nur die AuBenwelt blendete, sondern fast noch 
mehr die Faschisten selbst. Dies macht es doppelt nötig, durch wissenschaftliche 
Untersuchung ein wahres Bild der Beziehungen zwischen den Industriellen und 
den faschistischen Führern zu gewinnen. 

Die Geschichte des deutschen Unternehmertums in den Jahren zwischen dem 
Verlust des ersten Weltkriegs und der Machtübernahme Hitlers durchläuft nicht 
weniger als sechs oder sieben verschiedene Abschnitte, deren Wesen seine Haltung 
gegenüber dem aufsteigenden deutschen Faschismus und dessen Führer be- 
stimmten [7]. Trotz dieser durch die allgemeine Entwicklung der Außenpolitik 
und Wirtschaft bedingten Veränderungen legten die führenden Kreise des 
Unternehmertums jedoch gewisse psychologische Züge und eine bestimmte Hal- 
tung in ihrer Wirtschaftspolitik an den Tag, die sich durchaus gleichblieben. Un- 
beeindruckt durch die Meinungen eines jeden, der nicht mindestens die Stellung 
des Generaldirektors eines größeren Industriekonzems bekleidete, wiegten sie 
sich in dem Glauben, daß ihr Eigeninteresse mit den Interessen der Nation zu- 
sammenfiele f?a}ı Mit Ausnahme einiger international gesinnter Bankiers sowie der 
Handels- und Börsenkreise, die als kosmopolitisch und jüdisch galten, war sich 
das deutsche Unternehmertum praktisch in der Auffassung einig, daß das Reich 
im Jahre 1918 von hinten erdolcht worden sei, und daß die mit dem Wort Locamo 
bezeichnete Periode internationaler Verständigung nichts als ein Übergangsstadi- 
um auf dem Weg zu einer neuen deutschen Machtpolitik bilde, die auf militäri- 
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scher Grundlage beruhen müsse [8]. Als bewußte Anhänger dieser politischen 
Linie, die unter Ausschluß aller Öffentlichkeit in schalldichten Konferenzzimmern 
von mächtigen Unternehmerzirkeln festgelegt wurde, deren exklusivster und 
wichtigster die sogenannte Ruhrlade war, steuerten die Industriekapitäne die 
ihnen anvertrauten Riesendampfer mit eiserner Ruhe durch den Orkan dieser Zeit 
und entwickelten dabei ein Geschick, das vom Standpunkt der reinen Wirtschafts- 
technik aus Bewunderung verdient. 

Kritiker der deutschen Großindustriellen pflegten die Gewandtheit hervorzu- 
heben, mit der die Unternehmer die vielen Übel, die Deutschland seit 1914 be- 
fielen, zu ihrem finanziellen und politischen Nutzen zu verwenden verstanden. 
Diese Anwürfe, wenn auch oft übertrieben, enthalten so viel Wahres, daß ein jeder 
sie berücksichtigen muß, der nicht nur die Geschichte der Arbeiterbewegung dieser 
Zeit, sondern auch die Gefühle eines kleinbürgerlichen Halb-Sozialisten wie 
Hitler gegenüber dem Großunternehmertum verstehen will. Während des ersten 
Weltkriegs, den das Deutsche Reich unter industriellem Druck mittels Anleihen 
anstatt Steuern finanzierte, machte die Schwerindustrie, wie behauptet wurde, 
enorme Kriegsprofite, und zwar hauptsächlich dank ihrer engen Verbindung mit 
dem Reichs-Waffen- und Munitionsbeschaffungsamt, bekannt als WUMBA. Die 
deutsche Revolution von 1918, die an sich natürlich nicht nach dem Geschmack 
dieser Kreise war, tat ihnen wenigstens den Gefallen, das WUMBA-Archiy zu zer- 
stören, das viel belastendes Material gegen sie enthalten haben soll [9]. Die un- 
verhältnismäßige Ausdehnung des deutschen Kreditsystems während des Krieges 
hinwieder mündete in der verheerenden Inflation, die, wie die Kritiker betonten, 
dem Großunternehmertum den dreifachen Vorteil brachte, billig produzieren zu 
können, seine Konzerne mittels billiger Papiermarkkredite nach Belieben zu ver- 
größern, und die innere Schuld des Reichs zu streichen auf Kosten der deutschen 
Aktien- und Rentenbesitzer und der breiten Massen der Bevölkerung, die den 
letzten Pfennig verlor [10]. Gerechterweise mußten selbst manche Gegner der 
industriellen Währungspolitik einräumen, daß auch die Arbeiterschaft, verführt 
durch die hohe Beschäftigungsziffer und, in der letzten Phase der Inflation, durch 
die Umstellung der Löhne auf Goldbasis, den Mark-Stabilisierungsversuchen 
z. T. nicht den gehörigen Nachdruck verlieh. 

Böse Zeiten und besonders die Periode, die dem Ende der Inflation folgte, 
wurden von der Schwerindustrie, wie die Kritiker nachwiesen, gewöhnlich da- 
durch überwunden, daß sie sich in reichlichem Maß öffentliche Beihilfen ver- 
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schaffte [11]. Kam dann ein Aufschwung, wie nach Unterzeichnung der Locamo- 
Verträge, so benutzte ihn das Unternehmertum, laut diesen Gewährsmännern, 
mehr zu seinem Nutzen als zum Vorteil der Allgemeinheit. Die amerikanischen 
Kredite, die in der Locamaozeit nach Deutschland flossen, befreiten, so sagten 
die Skeptiker, die Industrie von der Bürde der Reparationszahlungen und 
reizten zu einer allgemeinen Überproduktion an, die die Unternehmer durch 
Steigerung der Zölle und Inlandpreise, durch Kartellisierung und Verkaufsein- 
schränkungen im Inland, verbunden mit Dumping auf dem Weltmarkt, quittierten 
[12]. Die Mechanisierung und Rationalisierung der Industrie während dieser 
Periode schufen jedenfalls eine strukturelle Neigung zur Arbeitslosigkeit, die sofort 
sichtbar wurde, als die Flut auswärtiger Anleihen versiegte. Die Arbeitslosigkeit 
wirkte um so verderblicher, als sie ein Volk traf, dessen Bürgertum durch die 
vorangegangene Inflation verarmt und dessen Lebenshaltung durch die Herrschaft 
der Kartelle herabgedrückt war. Gewöhnt, ihre Preise auf Grund einer völlig 
hypothetischen Marktlage zu kalkulieren, die ihre Unwirklichkeit erwies, sobald 
die internationalen Preise fielen, begannen einige Großkonzerne nach Staatshilfe 
und Staatsaufträgen zu rufen und zum Angriff auf den bestehenden Staat über- 
zugehen. 

Dies bildet den Hintergrund für das Verständnis des späteren Führers und 
seines Verhältnisses zur Industrie. Die langen Jahre, in denen das Großunter- 
nehmertum, wenn es auch mit der Idee des Faschismus spielte, ihm keine Hilfe 
leistete, verfehlten ihren Eindruck auf ihn nicht. Seine eigene Entwicklung vor 
und während dieses Zeitraumes zerfiel in kaum weniger Einzelabschnitte als die 
der Unternehmer, wenn sie auch in der entgegengesetzten Richtung lief. Während 
einige wichtige Gruppen von Unternehmern — wenn auch bei weitem nicht die 
gesamte Industrie — mit der Zeit ihre Zurückhaltung ihm gegenüber preisgaben 
und im Jahre 1933 schließlich seinen Erfolg herbeiwünschten, setzte sich bei dem 
Führer der Nazis, der Jahrzehnte in der stillen Hoffnung verbracht hatte, „oben“ 
anerkannt zu werden, im Laufe der Zeit ein Haß gegen die gute Gesellschaft, 
Industrie, Junker, Bureaukraten und ihresgleichen fest, der ihn gegen Ende seines 
Lebens zum Henker derer machen sollte, die er einst bewundert hatte. Gar 
manche Faschistenführer haben etwas von wagnerschen Bühnenhelden; in ihrer 
Jugend voll Sehnsucht nach Rettung durch höhere Mächte rufend, wie der 
Fliegende Holländer oder Tannhäuser, werden sie schließlich zum triumphieren- 
den Parsifal, „Retter“ der Edien und Ritter, aber von diesen tief gehaßt, wie 
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Lohengrin oder Siegfried. In der Figur Lohengrins, des miBverstandenen Retters 
unbekannter Herkunft, dessen Sendung an einer adeligen Intrige scheitert, fand 
Hitler ein Bild seiner eigenen Laufbahn [13]. Seine heimliche Adelsbewunderung, 
die sich in Äußerungen während seiner Männerasyl-Periode sowie in seiner fana- 
tischen Preußenanbetung zeigt und später wütender Erbitterung Platz machte, 
gehört zu den stärksten Zügen seiner politischen Physiognomie und übertraf selbst 
seine entsprechenden Gefühle gegenüber den Industrieführern. Verglichen mit 
Grafen, Baronen und Junkern, gehörten Hitler und die Industriekapitäne zu- 
sammen, denn keiner von ihnen war adelig. Hitler war weit eher bereit, mit dem 
Unternehmertum zusammenzuarbeiten als mit den Adeligen, denen er sich ge- 
sellschaftlich mehr unterlegen fühlte als irgendeiner anderen Schicht. Diese seine 
Haltung wurde freilich nicht selten durch die Herablassung erschwert, mit der die 
Industrieführer vielfach auf sein kleinbürgerliches Wesen, seine verkrampfte Mili- 
tär- und Heldenanbetung hinunterblickten, die von seinem Wunsch zeugte, die 
Junker auszustechen. Die Industrieführer hießen den Militarismus willkommen, 
wenn er ihr Geschäft förderte, sonst kaum. Sie bezeigten Hitler wachsendes Ver- 
ständnis, als seine Aufrüstungspolitik die Industrie aus der Krise rettete; allein 
sie wurden zurückhaltender, als es Opfer zu bringen galt. Einzelne von ihnen, wie 
Fritz Thyssen, überwarfen sich ganz mit ihm. Dies waren freilich Ausnahmen. 
Weniger heldenhaft als die Junker und weit weniger in ihren Rechten bedroht, 
warteten die meisten von ihnen ruhig ab, bis sie den Mann loswurden, der dem 
einen oder anderen von ihnen bereits damals als das Ungeheuer erschien, das er war. 
So wenig wie ihre italienischen Fachgenossen waren sie bereit zuzugeben, daß sie 
selbst einen Teil der Verantwortung dafür trugen, dem „starken Mann“ zur 
Macht verholfen zu haben. 


Von der deutschen Revolution bis zum Ende der Locarno-Zeit 


Hitler verdankte seinen Aufstieg letzten Endes der Kette europäischer Umwäl- 
zungen gegen Ende des ersten Weltkriegs, die ihm und anderen Gelegenheit 
gaben, den Retter der Gesellschaft zu spielen. Zu Beginn jener Vorgänge war 
jedoch der spätere Führer noch nichts weiter als der „unbekannte Soldat“, ein zeit- 
weise erblindeter kleiner Gefreiter in einem Militärlazarett, den nichts ans Leben 
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ketiete, als die recht primitive Welt seiner Wachtraume. Die Rolle des Retters 
der Gesellschaft fiel in den dunklen Wochen des November 1918 — dunkel für 
das kaiserliche Deutschland — nicht dem noch gänzlich vereinzelten Hitler zu, 
sondern einem anderen erbitterten Demagogen aus einem Grenzgebiet des Reichs 
und Unteroffizier in der Kaiserlich Deutschen Armee. Dieser Mann, Dr. Eduard 
Stadtler, ein gewitzter Elsässer, gewann die Unterstützung derselben industriel- 
len Kreise, die sich später hinter Hitler stellten, und leitete mit ihrer Hilfe die 
ersten gegenrevolutionären Maßnahmen ein [14]. Bereits am 7. Dezember 1918, 
inmitten der deutschen Revolution und viele Monate, ehe Hitler seine ersten 
politischen Gehversuche unternahm, verlangte Stadtler öffentlich die Errichtung 
eines nationalsozialistischen Systems unter einem Diktator, gegründet auf nationale 
Solidarität und Zusammenarbeit und unter Beseitigung von Klassenkampf und 
Pazifismus. In seinen Erinnerungen enthüllt er die Tatsache, daß diese anti- 
sozialistische Agitation bereits im Januar 1919 die politische und finanzielle Unter- 
stützung der leitenden deutschen Industrie- und Wirtschaftsführer fand, darunter 
Hugo Stinnes, der in jenen Jahren zu einem der größten Privatunternehmer aller 
Zeiten wurde, Albert Vögler, Direktor der Gelsenkirchener Bergwerks AG. des 
führenden Kohlenbergwerkkonzerns der Ruhr, Karl Friedrich v. Siemens, das 
Haupt des Siemenskonzerns, Felix Deutsch, der leitende Kopf der AEG, Direktor 
Mankiewitz von der Deutschen Bank und Direktor Salomonsohn von der Dis- 
kontogesellschaft [15]. 

Stinnes nannte die Hilfe, die er Stadtler zu geben vorschlug, die „Bezahlung 
seiner sozialen Versicherungsprämie gegen Aufstände“. Es war nicht die erste 
Prämie dieser Art, die er zeichnete. Wenige Monate früher, vor dem Ausbruch 
der deutschen Revolution, hatte er eine Versammlung von Stahlindustriellen ge- 
leitet, die die sozialen Rückwirkungen des deutschen Waffenstillstandsangebotes 
erörterten, das eine Woche vorher hinausgesandt worden war [16]. Um die heran- 
rollende soziale Woge zu bannen, ermunterte Stinnes seine Kollegen, „die feind- 
liche Haltung der Industrie gegenüber den Gewerkschaften aufzugeben ... und 
ihnen Anerkennung zu gewähren“. Ungeachtet der Tatsache, daß die Gewerk- 
schaften, wie er ausführte, kaum 25°/o der Arbeiter hinter sich hatten, regte er an, 
ihnen den Achtstundentag zu bewilligen und Arbeitsräte zu errichten [17], in 
denen Arbeiter und Unternehmer gleichberechtigt nebeneinandersitzen und sämt- 
liche sie angehenden Fragen, also nicht nur das Gebiet der sozialen Fürsorge, 
sondern auch industrielle Probleme gemeinsam erörtern würden. Von Stinnes als 
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die Magna Charta des Arbeitsfriedens bezeichnet, wurde dieser Plan die Grund- 
lage für den später in der Weimarer Verfassung verankerten Reichswirtschaftsrat. 
Gemeinsam mit den örtlichen Wirtschaftsräten schuf Stinnes darüber hinaus eine 
zentrale Organisation für die laufende praktische Zusammenarbeit zwischen 
Arbeitern und Unternehmern, die eine Reihe von Jahren in Kraft blieb. 

Ganz offenbar unterschieden sich die beiden Formen der von Stinnes und 
seinen Freunden ins Auge gefaßten „sozialen Versicherungsprämie gegen Auf- 
stände“ wie Tag und Nacht, da die erste eine faschistische, die zweite hingegen 
eine demokratische Lösung vorsah. Gleichwohl waren sie nicht ganz unvereinbar. 
Mit der gleichgültigen Kälte des Geschäftsmannes für verschiedene Arten von 
Waren, wählten diese Kreise einfach die Methode, die zur gegebenen Zeit die 
wirksamste schien. Im Herbst 1918, als das Reich seine Niederlage im Felde zu- 
gestand und der Ruf nach Demokratie die Welt erfüllte, verdiente das Aus- 
spielen der sozialistisch gesinnten Arbeitergewerkschaften gegen die Arbeitslosen 
und die Kommunistengefahr in ihren Augen den Vorzug. Im Januar darauf, als 
die Großindustrie mit Stadtler verhandelte, schienen Gewaltmethoden am Platz, 
um die Massen von der Straße zu fegen, die sie seit dem November besetzt 
hatten. Allein in jenen Tagen, als die deutsche Arbeiterschaft im ganzen noch die 
Macht besaß, als es kaum Arbeitslose gab, und als die Idee der Diktatur mehr im 
kommunistischen als im Rechts-Lager zu Hause war, schienen faschistische Metho- 
den noch verfrüht, wenn es galt, die Arbeiterschaft in Schach zu halten. Nicht 
lange nach den Berliner Straßenkämpfen vom Januar 1919 und der Ermordung 
der Spartakusführer Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, die Stadtler in vollem 
Umfang auf sein persönliches Konto nimmt, wurden seine Dienste als politischer 
Agitator beendet, und er erhielt sein Ruhegehalt in der Form einer guten Stellung 
bei Stinnes. Gleichzeitig kehrte die Politik der Großindustrie in vollem Umfang 
zu den anscheinend mehr demokratischen Methoden zurück, die sie im vergange- 
nen Oktober zum erstenmal verwandt und nie völlig preisgegeben hatte. An 
diesen Methoden hielt die Industrie mit nur zeitweisen Unterbrechungen bis in 
die Zeit hinein fest, wo die große Wirtschaftskrise nach 1929 die Gewerkschaften 
der Massengrundlage beraubte, welche sie trotz aller Lohnkämpfe den Unter- 
nehmern so wertvoll gemacht hatte [18]. Und selbst dann, in jenem für die ge- 
samte Wirtschaft so kritischen Moment, war die Industrie, wie hier gezeigt werden 
wird, in der Frage gespalten, ob sie den Nationalsozialismus unterstützen solle. 
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Unter diesen Umständen konnte Adolf Hitler nach Antritt seiner politischen 
Laufbahn kaum auf Unterstützung von industrieller Seite hoffen, falls er sich 
nicht den Unternehmern unentbehrlicher machte, als Eduard Stadtler und Dutzen- 
de anderer deutscher Diktator-Kandidaten aus dem Umkreis der Reichswehr und 
der einzelnen Wehr- und völkischen Verbände es gewesen waren. An und für sich 
betrachtet war der spätere Führer, trotz seiner sozialistisch klingenden Lehren, 
kaum weniger geneigt, den Wünschen der Unternehmer nachzukommen als die 
übrigen Diktator-Aspiranten. Die nicht allzu zahlreichen antikapitalistischen 
Punkte seiner Lehre und seines Programmes entsprangen, wie schon angedeutet, 
weniger modernen Kampfideen als der Sozialphilosophie des Mittelalters, welche 
Ritter, Bürger und Bauern gegen jüdische Geldwucherer schützte und weder eine 
Industriearbeiterschaft noch einen proletarischen Sozialismus kannte. Die Angriffe 
Gottfried Feders, Hitlers frühesten Beraters in Wirtschaftsfragen, gegen die so- 
genannte Zinsknechtschaft erinnern an das Zinsverbot des kanonischen Gesetzes 
der römischen Kirche, und ähnlich ist es mit der in der Frühzeit der Nazis so be- 
liebten Unterscheidung zwischen schaffendem und raffendem Kapital, die später 
zur Rechtfertigung der Begünstigung der Industrie auf Kosten der Bankwelt und 
teilweise auch der Arisierungspolitik im Geschäftsleben herhielt. 

Um freilich den vollen Wert der Nazis vom Standpunkt industrieller Konzerne 
zu beweisen, bedurfte es einer akuten Gesellschaftskrise von tieferer und dauer- 
hafterer Art als die, die Dr. Stadtlers kurzlebige Laufbahn begünstigt hatte. Eine 
erste solche Krise schien mit dem Ruhrkampf von 1929 heranzunahen, der an 
anderer Stelle beschrieben ist$49a}Der Wunsch der Schwerindustrie, in dieser von 
ihr selbst mit heraufbeschworenen internationalen Auseinandersetzung eine Ein- 
heitsfront zwischen der Reichswehr und sämtlichen Wehrverbänden mit Einschluß 
der Nationalsozialisten zu bilden, zwang sie, wie dort gezeigt, im Februar und 
März 1929 mittels des Generals Ludendorff auf Hitler einzuwirken, wenn auch 
ohne rechten Erfolg. Sich als erwählten Retter Deutschlands betrachtend, blickte 
Hitler mit Bitterkeit auf jede Bewegung, die ihm den Wind aus den Segeln neh- 
men konnte. Einige Beobachter haben französische und auswärtige Gelder für die 
Extratour verantwortlich machen wollen, die er während der Ruhrbesetzung 
tanzte [19]. Die Annahme von Mitteln aus solcher Quelle, selbst wenn sie sich 
bestätigen sollte, beweist jedoch bei einem Mann seines Schlages nichts. Aus- 
schlaggebend war sein Drang, um jeden Preis die erste Geige zu spielen, ein Beweg- 
grund, der auch seine Haltung im Herbst jenes Jahres bestimmte, als er zum 
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zweitenmal in den Interessenkreis der großen Konzerne trat. Wieder ging es der 
Schwerindustrie um die Herstellung der Einheitsfront, diesmal gegen die Republik, 
und wieder hing das Gelingen großenteils von seiner Haltung ab. Wieder suchte 
die Ruhrindustrie — Stinnes sowohl wie Thyssen — Hitler mittels des Generals 
Ludendorff bei der Stange zu halten, und zwar diesmal unter Aufwendung er- 
heblicher Geldmittel [20], da ihr der Nationalsozialismus als Prellbock der anti- 
republikanischen Einheitsfront willkommen war. und sie seinen Führer als Tromm- 
ler zu verwenden wünschte. Ihn zum alleinigen Diktator des Reichs zu machen, 
konnte selbst Stinnes, der mit dem Gedanken einer Nazi-Diktatur geliebäugelt zu 
haben scheint, kaum hoffen — dazu lagen die Machtverhältnisse doch für Hitler 
zu ungünstig. Wieder aber bereitete Hitler seinen vermeintlichen Freunden von 
der Industrie und dem sonstigen Konservativismus eine grimmige Enttäuschung, 
die sie um so härter traf, als sein Putsch und das Scheitern des Gedankens einer 
republikfeindlichen Diktatur. sie, wie früher dargestellt, ohne Schutz der drohen- 
den Deflationskrise auslieferten. 

Unter diesen Umständen sahen sich Stinnes und Thyssen — nicht unähnlich 
der Situation nach dem Intermezzo Dr. Stadtler — gezwungen, auf den friedlich 
demokratischen Weg einzubiegen, den die meisten übrigen großen Konzerne auch 
diesmal nicht verlassen zu haben scheinen, und der für die gesamte Ruhrindustrie 
die Aufgabe aller Hoffnungen bedeutete, die drohende Deflationskrise durch Auf- 
rüstung und Unterdrückung der Arbeiter zu meistern. Statt solche Auskunftsmittel 
anzuwenden, sahen sie sich veranlaßt, wieder mit den Gewerkschaften zu arbei- 
ten, wie sie dies im Herbst 1918 begonnen hatten. Ja, die Industriellen gingen 
sogar einen Schritt weiter und sprachen sich für eine Politik des Friedens aus, mit 
dem Hintergedanken, amerikanische Kredite zu ergattern. Verhaftet und nach 
seinem Putsch zu längerer Festungshaft verurteilt, sah Hitler mit Erbitterung 
und Befremden, wie das Reich unter die Herrschaft fremder Bankiers oder, wie 
er sagte, „ausländischer jüdischer Wucherer“ zu geraten drohte. Die Stellen über 
den intemationalen Kapitalismus in seinem Buch „Mein Kampf“, das in jenen 
Jahren geschrieben wurde, spiegeln seinen glühenden Wunsch wieder, die Unter- 
nehmer von einer politischen Linie wegzulocken, deren Erfolg ihn für immer 
daran gehindert haben würde, den Retter aus deutscher Not zu spielen. 

Hitler wußte nur zu wohl, daß seine Bewegung nur in Zeiten der Arbeitslosig- 
keit und "rees Ih AP konnte. In der etwa zweijährigen Defla 
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Richtung über Nacht 92 Sitze im Reichstag, allein in den Folgejahren, als ameri- 
kanische Kredite nach Deutschland hineinrollten, ging sie schnell bergab. Zum 
Glück für ihn ruhte der Neubau der deutschen Wirtschaft auf ténernen Füßen. 
Nach dem Mai 1927, als Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht ganz plötzlich den 
deutschen Diskontsatz erhöhte, zeigten sich Symptome des kommenden Sturms, 
und nach dem New Yorker Börsenkrach vom Oktober 1929 begann eine zweite 
Wirtschaftskrise, härter und weit nachhaltiger als die von 1924—25. Die neue 
Krise trieb, zum erstenmal in Hitlers Laufbahn, ihm führende Unternehmer in die 
Arıne und bewog einen Teil der Großindustrie, auf ihn und seine Pläne zu hören. 
Auf der anderen Seite beeinflußte diese Entwicklung auch ihn selbst und seine 
Partei. 

Bis zum Jahre 1929 scheint seine Bewegung in der Hauptsache von Mitglieds- 
beiträgen und privaten Spenden gelebt zu haben [21]. Finanzielle Zuwendungen 
durch Personen und Gruppen mit industriellem Hintergrund wie Geheimrat Aust 
vom Bayerischen Industriellenverband, Ernst von Borsig, Vorsitzenden der Ver- 
einigung deutscher Arbeitgeber, den Industriellen Grandel aus Augsburg, Becker 
aus Geislingen, den Klavierfabrikanten Bechstein und den Münchener Verleger 
Hugo Bruckmann, Gemahl einer geborenen Prinzessin Kantakuzene, einer wüten- 
den Judenhasserin, blieben vereinzelt [22]. Dasselbe gilt von der Hilfe, die Hitler 
seitens einiger russenfeindlicher Kreise aus dem Baltikum und von fremden 
Kommunistenfeinden [23] sowie anscheinend von den Franzosen erhielt [24]. 
Allein mit dem Herannahen der Krise veränderte sich das Bild. 1927—28 veran- 
staltete der spätere Führer Vorträge vor den Industriellen der Ruhr, sprach jedoch 
anfangs vor leeren Bänken. Der Wechsel kündigte sich an durch Hitlers Verbindung 
mit Otto Dietrich, einem jungen Handelsredakteur, der seit 1928 dem Stab der 
deutschnationalen München-Augsburger Abendzeitung angehörte, und der heim- 
lich der NSDAP beitrat. Als Schwiegersohn von Dr. Reismann-Grone, des Her- 
ausgebers der schwerindustriellen Rheinisch-Westfälischen Zeitung, des politischen 
Sprachrohrs des Ruhrbergbaues und früheren Führers im Alldeutschen Verband, 
verkörperte Dietrich die Verstärkung der Beziehungen zwischen den Nazis und der 
etwas mehr bürgerlichen alldeutschen Bewegung, von der die Partei eigentlich 
abstammte [25]. 

Ein Kind des Imperialismus der wilhelminischen Zeit, war das Alldeutschtum 
besonders unter den Anhängern der deutschen Kolonialbewegung zu Hause ge- 
wesen, wie Ingenieuren, Geographen, Forschungsreisenden und Sprachforschern. 
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Es war ferner von einzelnen Industriekapitänen gefördert worden, darunter dem 
mächtigen Emil Kirdorf, dem langjährigen Generaldirektor und Beherrscher der 
Gelsenkirchener Bergwerks AG. und Gründer des deutschen Kohlensyndikats. Der 
alte Kirdorf, der Wotan der deutschen Schwerindustrie, war seit seinem Aufstieg 
in der großen Krise der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts von der Meinung 
durchdrungen, daß alle Sozialfragen in der Art Bismarcks gelöst werden müßten, 
d. h., durch eine Mischung von sozialem Patriarchentum mit brutaler Energie 
gegenüber der organisierten Arbeiterschaft. Dauernd auf der Suche nach Ge- 
legenheiten zur Fortführung dieser Linie und zur Bändigung sowohl der Arbeiter 
wie des ihm wiederspenstigen Flügels der deutschen Großindustrie, muß Kirdorf 
in der keimenden Hitlerpartei eine Neuauflage der krisenbedingten kleinbürger- 
lichen Bewegung der Bismarckzeit gesehen haben, die von dem kaiserlichen Hof- 
prediger Adolf Stöcker geführt wurde und die sowohl gegen das liberale Bürger- 
tum als auch gegen die Sozialdemokraten focht [26]. In den Augen Kirdorfs, eines 
überzeugten Feindes des Christentums, der seinem Landgut den Namen Streithof 
gab, sah eine neuheidnische Gestalt wie Hitler vermutlich noch anziehender aus 
als ein Pastor wie Stöcker, auch wenn ihm beide noch eine Schattierung zu sozia- 
listisch waren. Für Hitler hinwieder eröffnete seine Verbindung mit dem bärtigen 
alten Teutonen, dem er durch Otto Dietrich und Reismann-Grone vorgestellt 
wurde, Zugang zu den politischen Fonds der Ruhrindustrie [27]. 

Fritz Thyssen berichtet, daß Kirdorf im Jahre 1928 Rudolf Heß zu ihm sandte, 
um Gelder für den Bau des Braunen Hauses aufzutreiben [28]. Nach Heiden ge- 
staltete der Führer der Nazis noch im Oktober jenes Jahres die örtliche Organisation 
der Partei in einer den Wünschen der Ruhrindustriellen zusagenden Weise um. 
[29]. Die Parteileiter in der Ruhr, Karl Kaufmann und Erich Koch, die als zu 
radikal galten, wurden durch die mehr gefügigen Florian und Terboven ersetzt 
und der ganze Kreis, der von unruhigen Köpfen wimmelte, in zwei Teile zerlegt. 
Heidens Darstellung ist inzwischen durch das Zeugnis von Wilhelm Keppler im 
Prozeß gegen Flick bestätigt worden, der erklärte, daß ihn Hitler nach den er- 
folglosen Nazi-Versammlungen in der Ruhr von 1927—28 damit beauftragte, das 
Wirtschaftsprogramm der Partei in Zusammenarbeit mit den großen Unterneh- 
mern umzugestalten, was den letzteren „ein Gefühl der Erleichterung“ gegeben 
habe [80]. ; 

Man darf freilich nicht annehmen, daß diese Schritte der Nazis die Schwer- 
industrie als ganzes. oder selbst ihre führenden Kreise für sie eingenommen hätten. 
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Wilhelm Jakob Reichert, für Jahrzehnte der führende politische Interessenvertreter 
der deutschen Stahlindustrie, stellte in derselben Verhandlung die ungemein 
wichtige Tatsache fest, daß Kepplers Wirtschaftspolitik im ganzen die Haltung des 
kleinen Geschäftsmannes widergespiegelt habe, der sich gestatten konnte, die 
Gewerkschaften vor den Kopf zu stoßen [31], während die großen Konzerne völlig 
von ihnen abhängig gewesen seien. Ganz augenscheinlich paßte die Kirdorfsche 
Art der Behandlung der Arbeiterfrage, ein Kind des Bismarckschen Polizeisozialis- 
mus und praktisch noch immer verwandt, durch kleine Leute wie Keppler nicht 
recht zu den Methoden, zu denen sich das deutsche Großuntermehmertum unter 
dem Zwang der Niederlage von 1918 bekannt hatte und an denen es mit geringen 
Unterbrechungen bis in die Zeit der großen Krise und zum großen Teil noch länger 
festhielt. Kirdorfs offenes Bekenntnis zum Nationalsozialismus (ausgelöst durch 
seine Abneigung gegen die Friedenspolitik Gustav Stresemanns), sein Besuch des 
NSDAP-Parteitages in Nürnberg im Jahre 1929, sein offener Brief, in dem er 
Hitler seine Anerkennung aussprach, und selbst die Hilfsgelder aus dem Ruhr- 
schatz, die er als erster der Partei zugänglich machte, reichten nicht hin, die Lage 
zu ändern und Nazi und Unternehmer unter einen Hut zu bringen. 


Die große Wirtschaftskrise 


Die entscheidende Wendung kam von außen, durch den Wirtschaftskrach von 
1929, und auch dann nur allmählich, in einzelnen Schritten. Der Krach auf der 
New-Yorker Börse im Oktober fiel zusammen mit dem Tod des Außenministers 
Stresemann, des Verteidigers der Friedenspolitik von Locarno sowie der Dawes- 
und Young-Pläne, die die Reparationsfrage regelten. Infolge der Verdunkelung 
der wirtschaftlichen Aussichten waren die deutschen Unternehmer, die sich 1924 
aus Sehnsucht nach amerikanischen Krediten hinter den Dawes-Plan gestellt hatten, 
weit weniger bereit, den Young-Plan anzunehmen, obgleich er eine erhebliche 
Herabsetzung der alliierten Zahlungsansprüche und bedeutende technische Zah- 
lungserleichterungen vorsah. Mit dem Schwinden der Aussicht auf weitere ameri- 
kanische Gelder hielten sie es nun nicht mehr für nötig, der Welt weiter die Absicht 
auf Erfüllung ihrer privaten wie der öffentlichen internationalen Zahlungsver- 
pflichtungen vorzugaukein, und steuerten einen politischen Kurs, der sie von beiden 
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zu befreien bestimmt war [32]. Unter der Leitung von Alfred Hugenberg, einem 
ehrgeizigen früheren preußischen Beamten, Mitgriinder des Alldeutschen Ver- 
bands, später langjährigen Kruppdirektor, Erbauer eines privaten Riesen- 
konzerns in der Welt des Films und der Presse, und schließlich Vorsitzendem der 
Deutschnationalen Partei im Reichstag, seines Aussehens und seiner Schläue 
halber als „Der Silberfuchs“ bekannt, organisierte sich ein politischer Ausschuß 
zur Bekämpfung des Young-Plans, der das Volk aufzupeitschen versuchte. Hier 
war Hitlers erste große Chance, und er erfaßte sie rasch. Auf Veranlassung des 
Oberfinanzrates Bang, wie Hugenberg ein früherer hoher Beamter, prominenter 
Alldeutscher und reicher Finanzier, der das Unternehmertum von der Partei Strese- 
manns loszulösen suchte, erklärte sich Hitler zu einem Treffen mit Hugenberg in 
Berlin bereit. Laut Heiden versprach Hitler seinem Verhandlungspartner, die 
Nazipropaganda gegen das Großunternehmertum völlig einzustellen, während 
ihm Hugenberg auf der anderen Seite finanzielle Unterstützung der NSDAP sowie 
politisch völlig freie Hand zusagte [33]. Es war ein voller Triumph für den späteren 
Führer. Da die Nazi-Lehren sowohl gegen die Hochfinanz wie gegen den Marxis- 
mus gerichtet waren, ließen sie sich in jeder Richtung verwenden, die Hitler 
gerade genehm war, ohne ihm Verlegenheiten zu bereiten. Der ihm durch Hugen- 
berg auferlegte Kurs erlaubte ihm, sich von halb-sozialistischen Unterführern wie 
Otto Strasser zu trennen, deren wachsender Einfluß in der Partei ihm ohnehin 
unbequem wurde. Im Austausch für diese scheinbaren Zugeständnisse erhielt 
Hitler von nun an regelmäßige finanzielle Zuwendungen aus den von Hugenberg 
verwalteten politischen Fonds der Industrie und damit die propagandistischen 
Möglichkeiten, die er zur vollen politischen Ausnutzung der Wirtschaftskrise be- 
nötigte. 

Thyssen schätzt, daß Hugenberg in den letzten Jahren vor 1933 Hitler etwa 
ein Fünftel der ihm jährlich von seiten der industriellen Konzerne zufließenden 
Mittel zur Verfügung stellte, was etwa zwei Millionen pro Jahr ausgemacht habe 
[34]. Thyssen persönlich knüpfte damals freundschaftliche Beziehungen mit Her- 
mann Göring an, dem er durch den Sohn Walter eines seiner Kohlenbergwerks- 
direktoren, Ernst Tengelmann, vorgestellt wurde, und dessen erste, noch ver- 
hältnismäßig schüchternen Schritte auf seiner Bahn vom bescheidenen Partei- 
mitglied in einer kleinen Berliner Wohnung zur Lebenshaltung eines modernen 
Über-Nero er willig finanzierte [35]. In der Wohnung von Göring, den er „in 
politischen Dingen sehr verständig“ und als „höchst angenehme Persönlichkeit“ 
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empfand, traf Thyssen gelegentlich mit Hitler zusammen, dessen Bekanntschaft 
er bereits 1923 im Hause des wenig später im Hitlerputsch getöteten Balten von 
Scheubner-Richter gemacht hatte, und dem er zum zweitenmal im Herbst 1929 
begegnete, als das Volksbegehren gegen den Young-Plan vorbereitet wurde. Das 
Scheitern des Volksbegehrens im November jenes Jahres tat Hitler keinen Ab- 
bruch. Begünstigt von der steigenden Wirtschaftskrise und den Fonds aus den 
Kassen von Hugenberg, wußte der Führer der NSDAP die Anzahl der Nazi- 
stimmen binnen zwei Jahren von rund 800 000 auf weit über sechs Millionen zu 
zu erhöhen. Die Reichstagswahlen vom 14. September 1930 gaben den Nazis 107 
Sitze und machten sie zur zweitgrößten Partei. Das Folgejahr mit seiner Kette von 
Bank-Zusammenbrüchen und öffentlichen Skandalen, die im Sommer zur Schlie- 
Bung der deutschen Börsen und zur Einführung der Währungskontrolle führte, 

Im Frühjahr 1931 besprach sich der stellvertretende Leiter der Parteiorganisation 
Paul Schulz, anscheinend unter Ausnutzung der von Kirdorf getroffenen Vor- 
bereitungen, in Essen mit den Bergwerksbesitzern, die von nun an die Partei 
regelmäßig subventionierten [36]. Nach Otto Dietrich entschloß sich der spätere 
Führer im Sommer 1931 während eines Aufenthaltes in München, mit allen maß- 
gebenden Vertretern des deutschen Unternehmertums und der bürgerlichen Par- 
teien persönlich in Fühlung zu treten. In den folgenden Monaten bereiste er das 
gesamte Reich und hatte Dutzende solcher Zusammenkünfte, oft an abgelegenen 
Stellen, in Waldlichtungen oder auch ganz offen im Hotel Kaiserhof in Berlin [37]. 
Um die gleiche Zeit erreichte der Bau des Braunen Hauses in München, der seit 
Jahren zur Debatte stand, eine Stufe, die unmittelbares finanzielles Eingreifen 
erforderte [38]. Während eines Aufenthaltes in Düsseldorf in jenem Sommer 
erörterte der spätere Führer diese Frage mit Albert Vögler, dem leitenden Mann 
des größten Trusts der Ruhr, der Vereinigten Stahlwerke, sowie mit Ernst Brandi 
und Fritz Springorum vom Stahlwerk Hoesch und erbat einen Beitrag von 300 000 
RM. Jedoch infolge der immer noch herrschenden völligen Uneinigkeit der füh- 
renden Unternehmer in der Frage des Nationalsozialismus weigerten sich die Teil- 
nehmer an dieser Sitzung — obwohl später zum Teil führend bei der Unter- 
stützung der Bewegung — irgendwelche Maßnahmen gutzuheißen, die über 
die bereits eingeleiteten regelmäßigen Leistungen des Bergbaues und gewisse 
Presseunterstützungen hinausgingen [38]. Dies zwang Thyssen, die Errichtung 
des Braunen Hauses, wie schon gesagt [39], größtenteils auf seine eigenen Schul- 
tern zu nehmen. In denselben Tagen — August oder Anfang September 1931 — 
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sprach Hitler in Kirdorfs Besitzung ‚Der Streithof‘ zu dreißig bis vierzig führenden 
Stahl- und Kohlenproduzenten und verlangte, sie sollten ihre politische Unter- 
stützung von dem Reichskanzler Dr. Brüning zurückziehen, dem Mann, der die 
Weimarer Republik durch eine Art legale Diktatur zu retten suchte, gestützt auf 
den Artikel 48 der Reichsverfassung und auf Notverordnungen, die er im Namen 
des alten Reichspräsidenten von Hindenburg erließ. Am 11. September traf der 
spätere Führer dieselben Unternehmer nochmals in einer Konferenz in Berlin. 
Nach dem Zeugnis von Ernst Pönsgen, der gemeinsam mit Vögler, Thyssen und 
Gustav Knepper zu den leitenden Männern der Vereinigten Stahlwerke gehörte, 
derem Aufsichtsrat er vorsaß, blieb Hitler in beiden Fällen ohne Erfolg [40]. Bald 
aber wandte sich die Lage und zwang die Unternehmer, ihre Stellung zu den 
Nazis zu überprüfen. 

Die Abwertung der britischen Währung am 20. September 1931 machte die Lage 
des deutschen Exports verzweifelt und veranlaßte die Schwerindustrie dazu, ein 
Programm gegen die Krise auszuarbeiten, das sie kaum hoffen konnten, ohne eine 
gewisse Hilfe der Nazis durchzuführen. Im Namen aller deutschen Unter- 
nehmerorganisationen forderte der Reichsverband der Deutschen Industrie, daß 
die Öffentlichen Ausgaben gekürzt, die Gehälter und Löhne entsprechend den 
internationalen Marktverhältnissen gesenkt, die Sozialversicherungsausgaben ein- 
schließlich der Arbeitslosenunterstützung zusammengestrichen und Post- sowie 
Frachttarife verringert werden sollten [41]. In den nächsten Wochen startete die 
Schwerindustrie einen Generalangriff auf das schwache Kabinett Brüning. Das 
nationalistische Treffen in Bad Harzburg im Oktober, an dem Hugenberg und 
Hitler teilnahmen, wurde nebenher zu einem Versammlungszentrum der Industrie- 
führer, mit Männern wie Dr. Hjalmar Schacht, dem Hamburger Schiffsbauer 
Blohm, dem Stahlkaufmann Ravene, dem Haupt der Vereinigten Stahlwerke AG, 
Ernst Pönsgen, und einem vertrauten Agenten der Stahlleute, Schlenker, als Teil- 
nehmern. Die Debatten drehten sich vor allem um die Währungsfrage. Nach 
langem internem Kampfe nahm die Schwerindustrie in Anbetracht ihres Interesses, 
Rohstoffe billig kaufen zu können und die Kaufkraft des Reiches zu retten, davon 
Abstand, eine Geldabwertung in Deutschland zu fordern, die Dr. Schacht verlangt 
zu haben scheint. Aber in anderer Hinsicht war Schacht erfolgreich. Seit Ende 1930 
eine offene Stütze Hitlers, öffnete der ehemalige Präsident der Deutschen Reichs- 
bank, die Wetterfahne der deutschen Wirtschaftspolitik, Hitler den Weg zu den 
großen Banken [42]. Um sich erkenntlich zu zeigen, zerschnitt Hitler das letzte 
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Band, das ihn noch mit Gottfried Feder verknüpfte, dem ökonomischen Quack- 
salber, der ihn in vergangenen Tagen stark beeindruckt hatte, dessen Agitation 
gegen die „Zinsknechtschaft“ aber nicht zu dem Geist dieser Tage paßte. Schacht 
achtete darauf, daß Feder als Berater Hitlers in Wirtschaftsfragen einen Nachfolger 
erhielt, der mit den Wünschen der Industriellen besser übereinstimmte: Dr. 
Walther Funk, einen Wirtschaftsjournalisten, der später Wirtschaftsminister und 
dann in Nürnberg zu lebenslänglicher Haft verurteilt wurde [43]. 

Funks Ernennung, die mit Hilfe Gregor Straßers erreicht wurde, war ein Symbol 
für das wachsende Interesse der Führer der Schwerindustrie an der Partei [44]. 
Die Bergbauindustrie unterstützte Funks Orientierungsberichte, den „Wirtschafts- 
politischen Dienst“, mit mehreren tausend Reichsmark monatlich. In der Erfüllung 
seiner neuen Pflichten arbeitete Funk eng zusammen mit Schacht, Dr. von Stauß 
von der Deutschen Bank- und Diskontogesellschaft, Hermann Göring und Görings 
Helfern und Genossen auf diesem Gebiet, den Direktoren Hilgard von der 
Allianz-Versicherungsgesellschaft und Curt Schmitt von der Münchener Rückver- 
sicherungsgesellschaft, sowie mit Dr. Lubert von der Verkehrswesen GmbH und 
der großen Baufirma Lenz & Co., die er alle bei Hitler einführte. Schmitt wurde 
später Hitlers Wirtschaftsminister. 

Hitler war freilich ein zu guter Politiker, um die Gefahren zu übersehen, die 
seine Verbindungen mit den großen Konzemen für ihn und seine Bewegung be- 
deuteten. Gewiß hatte er nichts dagegen, daß kapitalistische Produzenten Profite 
machten, solange ihre Wege nicht die seinen kreuzten. Er war sich aber trotzdem 
klar darüber, daß die von ihm erstrebte Diktatur die Zerstörung aller Elemente 
der bestehenden Gesellschaft forderte, die seine Herrschaft hemmen konnten. Dazu 
gehörten sowohl die Gewerkschaften als auch alle Unternehmer, die die Zusammen- 
arbeit mit ihm verweigerten. Der Gedanke, daß er als Söldling Hugenbergs von 
einem Typ von Geschäftsleuten abhängig werden könnte, der nicht willens war, 
seine Herrschaft und die in ihr eingeschlossene geplante Wirtschaft zu akzeptieren, 
brachte ihn beinahe zu physischer Verzweiflung. Es wird berichtet, daß er bei 
dem Harzburger Treffen im Oktober 1931, als der Geldmangel seiner Bewegung 
ihn zwang, bei einer öffentlichen Demonstration mit Hugenberg zusammen- 
zuarbeiten, Zeichen hysterischer Wut zeigte und sich wie ein Unzurechnungs- 
fähiger benahm [45]. Nicht lange, und er unternahm Schritte, um aus dieser ver- 
zweifelten Situation herauszukommen. „Während einer Unterhaltung, die ich im 
Dezember 1931 mit dem Führer hatte“, berichtet Wilhelm Keppler, „sagte der 
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Führer: ‚Versuchen Sie, ein paar Wirtschaftsführer — es brauchen keine Partei- 
mitglieder zu sein — zu bekommen, die zu unserer Verfiigung stehen, wenn wir 
an die Macht kommen" [46]. Das war der Beginn des sogenannten „Freundes- 
kreises“, der den Nazis als Kei] dienen sollte, um in die Reihen der gesamten 
Schwerindustrie einzudringen. Keppler, ein von der Krise erfaßter kleiner Ge- 
schäftsmann, der Hitlers Wirtschaftsagent geworden war, stellt fest, daß der Führer 
ihm außer Dr. Schacht und wahrscheinlich Albert Vögler, dem Generaldirektor der 
Vereinigten Stahlwerke, keine weiteren Namen nannte und es ihm überließ, auf 
seinen Reisen Mitglieder anzusprechen. Keppler fügt hinzu, daß er (Keppler) sich 
dabei der Dienste eines entfernten Verwandten namens Kranefuß bediente, eines 
Kleinindustriellen, der Heinrich Himmlers persönlicher Adjutant war und ihn 
später von der Führung dieser Gruppe verdrängte. 

Ende 1931 wurden die Früchte dieser Aktivität allmählich sichtbar. In einem 
Neujahrsartikel für 1932 startete Friedrich Reinhardt, Direktor der Commerz- und 
Privatbank und einer der ersten neun im Kepplerkreis, eine Kampagne für 
Deutschlands wirtschaftliche Autarkie. Das bedeutete eine verhängnisvolle Politik 
für die deutschen Verbraucher, Kaufleute und Exporteure, die aber den Stahl- und 
Kohleproduzenten willkommen war und Aufrüstung und Imperialismus forderte, 
als Entschädigung für die Opfer, die sie einschloß [47]. In den gleichen Tagen 
berichtete die Presse, daß Hitler die Unterstützung Ludwig Grauerts gewonnen 
hatte, des Generalsekretärs des wichtigen Deutschen Arbeitgeberverbandes, 
Gruppe Nordwest (Ruhr), der die Haltung der Schwerindustrie in Lohnfragen 
bestimmte. Grauerts Haltung veranlaßte Schlenker, den Exekutivsekretär der 
nordwestdeutschen Stahlindustrie und des sogenannten Langnamvereins (Verein 
zur Wahrung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen in Rheinland und West- 
falen), seinem Beispiel zu folgen [48]. 

Die großen Stahlproduzenten hatten damals eine scharfe Auseinandersetzung 
mit der stahlverarbeitenden Industrie, weil sie zu der üblichen Rückerstattung der 
Preisdifferenz zwischen den internationalen und den deutschen Stahlpreisen für 
exportierte Stahlwaren nicht länger imstande zu sein glaubten. Da die deutschen 
Stahlpreise um 214 Prozent über dem internationalen Niveau lagen, bedeutete 
diese Änderung der Politik einen tödlichen Schlag für die Exporteure. Um das 
Inlandspreisniveau zu halten, begann die Schwerindustrie, die sich einem plötz- 
lichen Bankrott gegenübersah, nach Staatsaufträgen Ausschau zu halten [49]. 
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Diese allgemeine Situation bildete den Hintergrund für ein Ereignis, das Otto 
Dietrich später als entscheidend für die Geschichte der Bewegung bezeichnete: 
Hitlers Rede im Industrieklub in Düsseldorf am 27. Januar 1932. Initiator dieses 
Treffens war Fritz Thyssen, nach Kirdorf der prominenteste von Hitlers Anhängern 
in den Reihen der Industriellen. Als Sohn eines strengen, hart arbeitenden Vaters, 
der eines der drei größten in Privatbesitz befindlichen Industriereiche an der 
Ruhr gegründet hatte, war Fritz Thyssen, unterdrückt, unstet und schwankend, 
das problematische Kind des Reichsverbandes der Schwerindustrie und die Ziel- 
scheibe für den Zom seiner Arbeiter, die die feudalen Manieren dieses anmaßen- 
den, genußliebenden Magnaten haßten [50]. Einige Jahrzehnte jünger als Kirdorf, 
der immer ein Bewunderer Bismarcks blieb, bewunderte Thyssen den letzten 
Kaiser. Er hoffte, daß Hitler den Industriellen helfen würde, das Wilhelminische 
Regime wieder aufzurichten. Unter diesen Umständen war Thyssen nicht ohne 
Stolz, als er Hitler der größten Versammlung von Industriellen vorstellte, die der 
spätere Führer je getroffen hatte. 

In seiner Rede betonte Hitler mit seinem gewohnten Gefühl für das taktisch 
wirksame, daß die Industrie als Anhängerin des Privateigentums, welches auf der 
Verschiedenheit der Leistung beruhe, doch sicher eine Partei wie die seine ver- 
stehen könne, die die Verschiedenheit der Leistung auf politischem Gebiet zur 
Grundlage ihres Handelns mache. Industrie wie NSDAP hätten daher gemeinsame 
Feinde: demokratische Gleichmacherei und Pazifismus. Die Wirtschaft brauche 
den Machtstaat zu ihrer Blüte. Wenn es in Deutschland keine Nationalsozialisten 
gäbe, gäbe es auch kein Bürgertum mehr. „Es kann in Deutschland“, so rief er 
unter großem Beifall der Versammelten aus, „keine Wirtschaft geben, denn, 
daß hinter dieser Wirtschaft der absolut schlagkräftige, entschlossene politische 
Wille der Nation steht . . .“ Seine Rede nahm den Wirtschaftsführern allen Zweifel, 
daß sein Programm die Wiederaufrüstung des Reiches sei [51]. Otto Dietrich 
sagt, daß es Hitler mit dieser Rede gelang, die Reserviertheit der westdeutschen 
Industriekapitäne zu durchbrechen [52], und Thyssen äußert die Ansicht, daß die 
„Rede einen tiefen Eindruck auf die versammelten Industriellen machte und in 
der Folge eine Anzahl reicher Beiträge aus den Quellen der Schwerindustrie 
Aoß“ [53], eine Feststellung, die etwas übertrieben scheint. Entscheidend für 


„Hitlers Durchbruch bei den Industriekapitänen“ war nicht so sehr sein Auftreten, 
als was darauf folgte. 
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Am Tage nach der Veranstaltung im Industrieklub trafen Ernst Pönsgen und 
Albert Vögler auf Thyssens Schloß Landsberg Hitler, Göring und Röhm. Der 
Inhalt ihrer Besprechungen ist unbekannt. Pönsgen gibt immerhin an, daß Göring 
die Industriellen fragte, ob sie einverstanden wären, wenn Hitlers neugewonnener 
Anhänger und Vorsitzender der Arbeitgeberorganisation Nordwest, Ludwig 
Grauert, Arbeitsminister in einem Hitlerkabinett würde [54]. 

In der Person Albert Vöglers, des Amtsgenossen Kirdorfs als Vorsitzender des 
Gelsenkirchen-Aufsichtsrates, Vorsitzender des Verbandes deutscher Stahlindu- 
strieller und Direktor des bei weitem größten deutschen Stahlkonzerns, der Ver- 
einigten Stahlwerke AG, traf Hitler — wie gezeigt nicht zum erstenmal — den 
Mann, der nach Kirdorf die repräsentativste Figur der deutschen Stahlindustrie 
von damals darstellte und dem auch die Erfahrung eines Thyssen nicht gewachsen 
war. Ein brennender Nationalist und Imperialist, der im ersten Weltkrieg an der 
Spitze der Bewegung für die Eingliederung des französischen Erzbeckens von 
Briey und Longwy in das Reich gestanden [55] und später Dr. Stadtler finanziert 
hatte, unterstützte Vögler die Nazis in der deutlichen Hoffnung, seinen Konzern 
durch eine Politik der Lohnherabsetzung, der Forderung nach Regierungsaufträgen 
und des Eintretens für eine allgemeine Aufrüstung vor dem Untergang zu retten. 
Wie schon gesagt, war er einer der beiden, die Hitler namentlich nannte, als er 
Ende 1931 Keppler aufforderte, den Freundeskreis zu organisieren. Der andere 
war Dr. Schacht, der enge Freund von Dr. von Stauß von der Deutschen Bank 
und Diskontogesellschaft. Was Hitler vermutlich noch nicht wußte, war die Tat- 
sache, daß Vöglers Industriekonzern, die Vereinigten Stahlwerke, von einem ähn- 
lichen Unheil bedroht war wie dem, das im Sommer dieses Jahres die deutschen 
Banken überwältigt und das Reich zum Eingreifen und zur Übernahme einiger 
ihrer Funktionen gezwungen hatte. 

Zum guten ‘Teil Opfer ihrer eigenen Rationalisierungs- und Preispolitik, die 
Arbeitslosigkeit schufen und eine Erholung verhinderten, erwarteten die Vögler 
und Stauß die Rettung, wenn sie eine Diktatur unterstützten, die Rüstungsaus- 
gaben machen würde. Dadurch riefen sie unvermeidlich den Zorn und die erbitterte 
Kritik von Dutzenden anderer Geschäftsleute und Produzenten hervor, die mit 
den großen Konzernen nicht gut standen und ihnen ihren Nazismus übelnahmen. 
Diese Art der Kritik bildete später eine der Grundlagen für die vielen unrichtigen 
Behauptungen und Übertreibungen der Verteidigung in Nürnberg, als sie zu be- 
weisen suchte, die gesamte Großindustrie habe Hitler gehaßt. Im Januar und 
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Februar 1932, während Pönsgen, Vögler und die drei Obernazis berieten, gab 
Vögler, wie gleich gezeigt werden soll, insgeheim der Bürokratie des Reiches zu 
wissen, daß der große Stahlkonzern, an dessen Spitze er stand, sich dem Unter- 
gang gegenübersehe, wenn er nicht aus öffentlichen Mitteln unterstützt würde [56]. 
Seine Feststellungen erfolgten gemeinsam mit einem Manne, der in dieser Zeit 
aus der Position eines verhältnismäßig unbekannten kleinen Industriellen zu 
einer sehr einflußreichen Stellung in der deutschen Schwerindustrie aufgestiegen 
war: Friedrich Flick, den der Nürnberger Gerichtshof später für Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit zu sieben Jahren Gefängnis verurteilte. Wie Vögler hielt auch 
Flik Zusammenarbeit mit den Nazis für einen der vielen Wege, die ihn aus dem 
Unheil herausführen konnten, das ihn und all seine Verbündeten bedrohte. Auf 
die Initiative von Walther Funk hin hatte er im Februar 1932 eine erste Be- 
sprechung mit Hitler [57]. Keiner dieser Schritte hatte freilich unmittelbaren 
Erfolg. Hitler ließ, wie es seine Gewohnheit war, seinen Besucher in einer Flut 
von Worten untergehen, die Flick hinderte, das zu sagen, was er wollte. Ganz 
abgesehen davon, daß Hitler damals kaum imstande war, feste Versprechungen 
zu machen, die die Stahlmagnaten vor dem Untergang hätten retten können. 

Als er sich entschloß, bei den Reichspräsidentenwahlen gegen den greisen Präsi- 
denten von Hindenburg zu kandidieren, spielte Hitler in kaum geringerem Maße 
va banque als ein Mann wie Flick. Während des Wahlkampfes sah er mit Be- 
stürzung, daß der Hauptteil der deutschen Industrie noch immer die Deutsche 
Volkspartei unterstützte, die relativ gemäßigte, früher von dem inzwischen ver- 
storbenen Stresemann geführte Gruppe, die sich mit den Parteien der Weimarer 
Koalition zur Unterstützung der Kandidatur von Hindenburgs vereinte. Zu 
Hitlers Ärger kontrollierten die Gegner seiner Herrschaft und Befürworter der Zu- 
sammenarbeit mit den Gewerkschaften noch immer die Kommandostellen der 
deutschen Republik und der deutschen Industrie. Diese Grundsituation änderte 
sich auch nicht, als Reichspräsident von Hindenburg, nach einem harten Kampf 
mit dem von sich selbst ernannten Führer, am 10. April 1932 wiedergewählt, seinen 
Wählern, den Weimarer Parteien und anderen, den Rücken wandte, den Reichs- 
kanzler Dr. Brüning entließ und mit Zustimmung der Reichswehr und der Nazis 
ein von Junkern kontrolliertes Kabinett unter Franz von Papen ernannte. Während 
die meisten der von dem neuen Kabinett ins Auge gefaßten Maßnahmen, wie 
die Beschränkung der demokratischen Freiheiten, die Aufsaugung der Arbeitslosen 
durch öffentliche Arbeiten und die Unterdrückung des Weimarer Regimes in 
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PreuBen, Vorstellungen der Nazis entsprachen, sah Hitler mit steigender Wut, daB 
das Verdienst für seine Politik Männern zugute kam, die darauf aus waren, ihn 
zu vernichten [58]. i 
Das ganze Jahr 1932 ist durch eine Reihe von Versuchen gekennzeichnet, sein 
Programm auszuführen, ohne ihm persönliche Macht zu geben, und seine Partei 
als eine Art Polizei im Dienste anderer zu benutzen. Die Vorkämpfer in diesem 
Spiele waren zuerst Reichskanzler von Papen und sein Junkerkabinett, und nach 
von Papens Rücktritt im November, der Führer der Reichswehr, General Kurt von 
Schleicher. Da diese Männer es nicht wagten, offen die Verfassung zu verletzen, 
und statt ohne Parlament zu regieren, zu dem Mittel der Reichstagsauflösung 
ihre Zuflucht nahmen, mußte der Tag der parlamentarischen Abrechnung früher 
oder später kommen. Aber Hitlers erfolglose Reichspräsidentenkandidatur im 
Frühling des Jahres und die beiden aufeinander folgenden Reichstagsauflösungen, 
die sich anschlossen, beugten seine Partei unter die Last schwerer Schulden, die 
sich auf] 70 bis 90 Millionen Goldmark beliefen [59], und machten es höchst un- 
wahrscheinlich, daß er im entscheidenden Augenblick noch ein politischer Faktor 
sein würde, mit dem man rechnen mußte. In Erkenntnis der Absichten des Papen- 
kabinettes, ihn abzunützen und die Junker zusammen mit der Schwerindustrie 
zu den alleinigen Herren des Reiches zu machen, kämpfte Hitler dieses ganze er- 
eignisreiche Jahr hindurch wie ein Rasender gegen die Zeit. Es gab nur ein 
Element, das ihn und seine Partei retten konnte: das Widerstreben vieler Junker 
und Industrieller, ohne einen schützenden Schirm von Braunhemden einer Reichs- 
tagsuntersuchung ihrer persönlichen Angelegenheiten und verschiedener Geschäfte, 
die unter den Regierungen Brüning und von Papen gemacht worden waren, ins 
Auge zu sehen. Darin beruht die eigentliche Bedeutung der beiden causes célébres 
dieses Jahres, des Osthilfeskandals und des Falles Gelsenkirchen. Der Osthilfe- 
skandal, der darauf zurückging, daß das Reich Beihilfen ohne Bürgschaften an 
Junker und Großgrundbesitzer auszahlte unter dem Vorwand der Hilfe für den 
deutschen Osten, ist oft behandelt worden [60], aber die Bedeutung der Gelsen- 
kirchen-Affäre sowohl für die Geschichte von Hitlers Verbindungen mit der 
deutschen Industrie als auch für die allgemeine Geschichte des Reiches ist erst 
kürzlich durch die Protokolle der Nürnberger Prozesse ans Licht gekommen. 
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Der Fall Gelsenkirchen 


Die Gelsenkirchen-Affare ist die unmittelbare Folge der verzweifelten Ver- 
suche Vöglers und Flicks, ihr sinkendes Schiff vor dem Untergang zu retten. Für 
Flick bedeutete diese sehr dringende Lage beinahe das plötzliche Ende einer sonst 
außerordentlich erfolgreichen Karriere. Sproß einer Familie kleiner Eisenindustriel- 
ler aus dem Siegerland, wo sich einige der besten deutschen geringen Vorkonımen 
hochwertigen Eisenerzes in Deutschland finden, war Flick um 1915 als eine der 
kleineren Mächte in der Welt des Eisens und des Stahls aufgetaucht und bald 
bekanntgeworden als Direktor der Charlottenhütte GmbH, die zwar keine Kohlen- 
gruben, aber Erzminen, Hochöfen, Umformer und Walzwerke besaß und Eisen- 
bahnmaterial herstellte [61]. 1923 dehnte sich Flick, der eher ein Spekulant mit 
dem Geschick eines Industriellen als ein eigentlicher Produzent war, nach Ober- 
schlesien aus, übertrug aber seine schlesischen Interessen bald an Hugo Stinnes, 
der ihm einen Anteil an dem gab, was später der Kern der beabsichtigten, alles 
umfassenden Stahlfusionierung, der Vereinigten Stahlwerke, wurde, indem er 
ihm ein Paket Anteile der Rhein-Elbe-Union überließ [62]. 

Als eifriger Schüler von Stinnes’ Methoden beschloß Flick, diesen großen Indu- 
striellen und Spekulanten noch zu übertreffen und diese Aktien als Grundlage 
zu benutzen, um die Kontrolle über die Vereinigten Stahlwerke und damit die 
deutsche Schwerindustrie als Ganzes zu gewinnen. Trotz seinen kleinen Anfängen 
und seinem ursprünglichen Kapitalmangel hätte er beinahe Erfolg gehabt. Mit 
Hilfe großzügiger Kredite, die er im Namen der Charlottenhütte und mit Hilfe 
seiner Anteile der Rhein-Elbe-Union aufnahm, brachte er es fertig, die Kontrolle 
über Rhein-Elbe zu gewinnen, die sich 1926 mit einer ihrer Untergesellschaften, 
der alten und angesehenen Gelsenkirchener Bergwerks-AG, vereinigte und den 
Namen der letzteren annahm. Indem er diese Anleihetechnik zur Ausbreitung 
seiner Herrschaft wiederholte, ließ er einige Jahre später die Gelsenkirchener 
Bergwerks-AG die Aktien der Vereinigten Stahlwerke aufkaufen, zu deren Mit- 
begründern und Besitzern einer Aktienminderheit die Gelsenkirchener Bergwerks- 
AG gehört hatte. 

Hätte die große Krise von 1930 sein spekulatives Spiel um die Macht nicht 
unterbrochen, so wäre es Flick vielleicht gelungen, seine Stellung zu festigen und 
Fritz Thyssen als beherrschende Kraft des Stahlvereins zu ersetzen. Aber er hatte 
durch seine Anleihen seine Kräfte überspannt und zu Beginn des Jahres 1932 war 
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der Stahlverein schwach, Gelsenkirchen-Aktien wurden auf dem Markt zu 22% 
ihres Wertes verkauft, und Flicks Stellung war unsicher. Er beschloß, sich zu ver- 
schanzen und seinen Gelsenkirchenbesitz zu verkaufen. Kurz nach Beginn des 
neuen Jahres wandten sich Flick und Vögler, der Generaldirektor des Stahlvereins 
und Aufsichtsratsvorsitzende sowohl der Gelsenkirchen als auch von Flicks Char- 
lottenhütte, an das Reich und erklärten, Charlottenhütte stehe vor dem Bankrott, 
wenn die Regierung nicht eingreife [63]. Das Reich wurde hierbei von Max von 
der Porten vertreten, der die Hauptfigur in allen reichseigenen Betrieben und 
sehr erfahren in der „Sanierung“ bankrotter Unternehmer durch die Unterstellung 
ihrer Betriebe unter die Vormundschaft der Bürokratie des Reiches war. Umsonst 
versuchte Fritz Thyssen, der frühere Herr des Stahlvereins, diese Entwicklung 
aufzuhalten, indem er anbot, die Gelsenkirchen-Aktien für eine Gruppe zu kaufen, 
an deren Spitze er stand. Die Entdeckung, daß diese Gruppe von dem Amster- 
damer Mitarbeiter der Mendelssohn-Bank, Mannheimer, gestützt wurde, der in 
diesem Geschäft mit der Luxemburger Stahlfirma Arbed und der französischen 
Rüstungsfirma Schneider-Creusot zusammenarbeitete, wurde von Flick und Vögler 
benutzt, um ihren Druck auf das Reich zum Kauf der Anteile zu verstärken [64]. 
Nachdem er sich versichert hatte, daß das Reich seinen Wünschen willfahren würde, 
wies Flick in einem Brief vom 18. März, der später veröffentlicht wurde, Thyssens 
Angebot zurück, wie er angab, aus patriotischen Gründen. Schon ein paar Tage 
später begannen die Gelsenkirchen-Aktien zu steigen, ein Zeichen, daß zwischen 
Flick und dem Reich eine vorläufige Einigung erzielt worden war. Mit Wissen des 
Reichskanzlers Dr. Brüning und des Wirtschaftsministers Hermann Warmboldt 
willigte Reichsfinanzminister Dietrich, der das Geschäft abschloß, ein, Flick 90 
Prozent des Pariwertes für die Gelsenkirchen-Aktien zu zahlen, obwohl ihr Markt- 
wert damals nur 22 Prozent betrug. Diese Abmachung gab Flick die nötigen Mittel, 
um seine Verpflichtungen zu erfüllen und seine Existenz als unabhängiger Stahl- 
magnat in Mitteldeutschland wieder herzustellen. 

Das war ein ganz außerordentlicher Fall. Da Reichskanzler Brüning, der letzte 
Führer der Weimarer Republik vor den halbfaschistischen und faschistischen Kabi- 
netten, die auf ihn folgten, ein peinlich korrekter Beamter und gläubiger Katholik 
war, traute das deutsche Publikum kaum seinen Ohren, als bekannt wurde, daß das 
Brüningkabinett die Transaktionen eines tollkühnen Spekulanten dadurch unter- 
stützte, daß es große Aktienpakete von ihm für über 300 Prozent des Marktwertes 
kaufte. Flick versuchte später, dieses phantastische Ereignis durch den Hinweis 
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zu erklären, daß das Reichskabinett ihn hindern wollte, an die Franzosen zu ver- 
kaufen. „Das Programm bestand darin“, betonte er, „den Franzosen ein Interesse 
an der Ruhr zu geben und umgekehrt der Ruhr an der französischen Minette, also 
dem lothringischen Erz“ [65]. Wenn das die volle Geschichte seiner Absichten 
wäre, so würde das an sich ganz vernünftig klingen; in diesem Fall jedoch könnte 
niemand verstehen, warum das Kabinett in diese Transaktion eingriff, auf die 
Gefahr eines gewaltigen öffentlichen Widerstandes hin und zu einem derart über- 
triebenen Preis. Man nahm allerdings von vornherein an, daß die vielbehandelte 
Angelegenheit einen besonderen Hintergrund habe, tief verborgen und, wie man 
glaubte, von noch dramatischerer Natur als der berühmte „Fall Putilow“ vom 
Januar 1914, dem sie im übrigen stark ähnelte [66]. Die Verhandlungen des Flick- 
prozesses haben den Schleier, der die Affäre verhüllte, zum großen Teil entfernt. 
Nach dem übereinstimmenden Zeugnis von drei Angeklagten, Flick selbst, seinem 
Vetter Conrad Kaletsch und seiner rechten Hand Otto Steinbrinck (einem frühe- 
ren Seehelden, der später mit seinem Arbeitgeber brach), war Flick 1926 und 
später als geheimer Sachwalter des Reiches in einer delikaten Angelegenheit tätig. 
Auf Ersuchen des Reiches erwarb er die Kontrolle über die Vereinigte Königs- 
und Laura-Bergwerksgesellschaft, die Bismarckgrube und andere bedeutende Fir- 
men in Oberschlesien, der vielerörterten Provinz, deren größter Teil an Polen ver- 
lorengegangen war, die das Reich aber weiter unter seiner Kontrolle zu halten 
suchte [67]. 

Um diese Transaktion vor der polnischen Regierung zu verbergen, befanden 
sich die Aktien scheinbar im Besitz einer Schweizer Gesellschaft und später einer 
amerikanischen, von der „Harriman-Gruppe“ gegründeten Gesellschaft [68]. Das 
Gebäude war überaus kompliziert, aber Flick und durch ihn das Reich hielten ihre 
Eigentumsrechte aufrecht. 1929 verkaufte Flick, der seine Mittel auf seine haupt- 
sächlichen Ziele zu konzentrieren wünschte, diese seine schlesischen Interessen an 
die Vereinigten Stahlwerke, die er über Gelsenkirchen zu kontrollieren im Begriff 
war. Das Reich besaß immer noch etwa 80 Prozent dieser Aktien. 1931 und 1932 
wurden die zur Unterstützung dieser Unternehmen benötigten Kredite vom Reich 
gegeben oder wenigstens von ihm garantiert. Aber die Tatsache, daß das Reich 
praktisch Besitzer dieser Gesellschaften war, durfte in Polen nicht bekannt werden, 
da sie sowohl den Buchstaben als auch den Geist des Versailler Vertrages verletzte 
und den Polen einen ausgezeichneten Vorwand geliefert haben würde, dieses 
Eigentum an sich zu ziehen, wie sie es später tatsächlich getan haben. Unter diesen 
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Umständen beging Flick mit der Drohung, seine Stahlinteressen an die Franzosen 
zu verkaufen, tatsächlich einen Akt politischer Erpressung. Die Gelsenkirchen- 
Affäre war die erste in einer Reihe ähnlicher politisch-finanzieller Manöver, die 
über die Übernahme des Petschek-Braunkohlenreiches durch Flick zur Zeit, als die 
Nazis Prag nahmen, schließlich dazu führten, daß es nach Hitlers Einmarsch in 
Frankreich den französischen Industriellen Theodore Laurent aus den Rombas- 
Stahlwerken verdrängte, und damit endeten, daß ihn der Nürnberger Gerichtshof 
ins Gefängnis schickte. 

Immerhin führte das Bekanntwerden dieser Transaktion zu einem solchen Auf- 
ruhr, daß Flick und seine Freunde von einer Krise betroffen wurden, die beinahe 
noch schlimmer war als die, der sie gerade entronnen waren. Es gab einen Aufruhr 
im Reichstag und Forderungen nach Aufklärung der Angelegenheit wurden von 
allen Seiten erhoben. Während die Kritiker von Korruption sprachen und eine 
öffentliche Untersuchung verlangten, zeigten die Industriellen, mit Ausnahme 
derer, die an dem Unternhmen beteiligt waren, Bestürzung und Verwirrung und 
fürchteten das Herannahen allgemeiner Sozialisierung [69]. Die westdeutschen 
Zeitungen forderten sofort, daß die Aktien in Privathände zurückkommen müß- 
ten [70]. Paul Reusch, der Bevollmächtigte der Haniel-Geschäftsinteressen, brachte 
die allgemeine Erregung zum Ausdruck, als er öffentlich erklärte, das Prinzip der 
freien Wirtschaft müsse um jeden Preis verteidigt werden, und das Reich solle, 
statt eine Art Staatskapitalismus zu begünstigen, sich von seiner Kontrollposition 
in der Gelsenkirchen zurückziehen. Reuschs Erklärung wurde öffentlich von Fritz 
Springorum, dem Vertreter der Hoesch-Interessen, in Namen des „Langnam- 
vereins“ [71], dessen Vorsitzender er war, unterstützt. Anfang Juli versuchte der 
innere Kreis der Ruhrmagnaten, als „Ruhrlade“ bekannt, die Aktien dem Reich 
wieder abzukaufen, war aber zu verschuldet, um Erfolg zu haben [72]. 

Um sich vor diesen Angriffen, die besonders von den empörten Linksparteien 
kamen, zu schützen, gab der beunruhigte Flick freigebig von dem reichlichen 
Geldvorrat, den er gerade vom Reich erhalten hatte [73]. Daß das Kabinett Brü- 
ning, von dem der Handel abgeschlossen worden war, von diesem Geld 450 000 
Reichsmark [74] als Fonds für die Wiederwahl Hindenburgs erhielt, zeigt, wie 
weit die Dinge gediehen waren. Unfähig, sich in der großen Depression zu be- 
haupten, retteten die großen Konzerne und ihr Bundesgenosse, die Reichsver- 
waltung, ihre wirtschaftliche und politische Existenz, indem sie nun beim Geld 
der Steuerzahler zugriffen. Nach Brünings Rücktritt Ende Mai unterstützte Flick 
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das Kabinett von Papen, da er wie die meisten Produzenten annahm, daß von 
Papen die Nazis bändigen und den Junkern sowie der Geschäftswelt gestatten 
würde, das Reich uneingeschränkt zu regieren [75]. Freilich konnten infolge der 
Tatsache, daß von Papen nur über eine kleine Minderheit im Reichstag verfügte, 
weder Flick noch die anderen in das Geschäft verwickelten Stahlproduzenten 
hoffen, den Angriff der Linken abzuwehren, wenn sie nicht eine gewisse Unter- 
stützung von seiten der Nazis erhielten. 

Die Nazis erkannten die Gelegenheit, die sich ihnen so bot, rasch. Sie benutzten 
eine taktische Waffe aus dem politischen Arsenal der Demokratie und sandten im 
Juni Hermann Göring zu Flick, in seiner Eigenschaft als Mitglied des Reichstages, 
das seine Pficht ausübte, die Abmachung mit der Gelsenkirchen zu untersuchen 
[76]. Die Wahl dieses Boten war vom Gesichtswinkel ihrer Interessen aus ge- 
sehen glücklich. Göring, der Verehrer und Nachahmer der Reichen und Edel- 
geborenen, dick, jovial, nicht ohne Humor und mit einem scharfen Verstand aus- 
gerüstet, war gerade der richtige Mann, um Thyssen, Kirdorf und Flick Nazi- 
unterstützung zuzusichern. Während Flick von Hitler abgestoßen worden war, 
scheinen er und Göring von Anbeginn an einig gewesen zu sein [77]. 

Nach mehrere Tage dauernden Erörterungen stimmten sowohl Göring wie 
Hitler der Gelsenkirchen-Abmachung zu. Nach Flick war einer der Hauptgründe 
der Nazis dafür das große Interesse, das sie an der Person und dem Werk Emil 
Kirdorfs nahmen [78], des Gründervaters der Gesellschaft, der zur Zeit dieser 
"Transaktion noch einer ihrer beiden Aufsichtsratsvorsitzenden war. Der andere 
war Albert Vögler, Generaldirektor des Stahlvereins und Aufsichtsratsvorsitzen- 
.der von Flicks Charlottenhütte. Das Interesse der Nazis an Kirdorf und seinen 
Freunden war natürlich nicht nur gefühlsbedingt. Wenn sie dem führenden 
deutschen Stahlkonzern Schutz garantierten, konnten sie auf finanzielle und poli- 
tische Belohnung zählen. Von dem Augenblick, in dem die Gelsenkirchen vom 
Reich übernommen wurde, waren die führenden Männer vom Stahlverein mehr 
als jemals zuvor daran interessiert, die Machtergreifung einer Partei sicherzu- 
stellen, die hindern würde, daß die Kontrolle des Reichs über diese Anteile in 
einem sozialistischen Sinne gebraucht würde, und die durch ihre allgemeine po- 
litische Linie dem großen Stahlkartell wirtschaftliche Genesung garantierte. Ob- 

wohl weder Vögler noch Kirdorf und sogar Thyssen, der andere Pläne hatte, eine 
Abmachung mißbilligt zu haben scheinen, die den ganzen Stahlkonzern vor dem 
"Bankrott rettete, hatten sie doch alle gute Gründe für den Wunsch, daß die in 
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ihr enthaltene Reichskontrolle über die Stahlindustrie sobald wie möglich ein 
Ende finde. Sogar Flick hatte, obwohl er die Gelsenkirchen als Holdinggesellschaft 
des Konzerns verkauft hatte, immer noch genügend Anteile an einzelnen Ab- 
teilungen, wie etwa dem Stahlverein, zurückbehalten, um sich Vögler, Kirdorf 
und Thyssen in dieser allgemeinen Linie ihrer Politik anzuschließen, So wurden 
die Bindungen zwischen dem führenden Teil der Stahlindustrie und den Nazis 
im Sommer 1932 noch stärker als vorher [79]. 

Nach der Gelsenkirchen-Abmachung und dem Osthilfeskandal, der ihr parallel 
läuft, hielt Hitler wertvolle Trümpfe in den Händen, trotz aller Bemühungen 
der Kabinette von Papens und von Schleichers, ihn zu benutzen aber gleichzeitig 
von der Macht fernzuhalten, und trotz der vielen politischen Fehlschläge, die 
er in diesem Jahre erlitt. Alles was er tun mußte, war, sowohl Junker wie Industrie- 
kapitäne davon zu überzeugen, daß er besser als sein Ruf sei und willens, ihnen 
gemeinsam zu dienen. „Ich dachte damals“, berichtet Fritz Thyssen, „daß Hitlers 
Amtsübernahme als Kanzler nur ein Übergangsstadium sei, das zur Wieder- 
einführung der deutschen Monarchie führen würde. Im September 1932 lud ich 
eine Reihe von Herren in mein Haus ein, damit sie Hitler ihre Fragen stellen 
könnten. Hitler beantwortete alle ihm gestellten Fragen zur vollsten Befriedigung 
aller Anwesenden. Bei dieser Gelegenheit sagte er in deutlichen und eindeutigen 
Ausdrücken, daß er lediglich der Schrittmacher der Monarchie sei.“ Kirdorf und 
Vögler, fährt Thyssen fort, waren bei diesem Treffen zugegen, und Hitlers da- 
malige monarchistische Haltung brachte Hitler eine große Anhängerschaft unter 
den Industrieführern. „Ich möchte auch daran erinnern“, beendet Thyssen diesen 
Absatz, „daß Göring im Herbst 1932 eine volle Woche lang den ehemaligen Kaiser 
Wilhelm II. in Doom besuchte“ [80]. Die Tatsache, daß Hitler und Göring außer- 
dem zum Diner bei dem ehemaligen Kronprinzen eingeladen wurden, bestätigte 
die Meinung der Industriellen über seine letzten Ziele. 


Die Industrie und der 30. Januar 
Das Interesse, das die Vereinigte Stahl-Gruppe an seiner Sache nahm, setzte 
Hitler instand, die Krise der Partei im Herbst 1932 zu überwinden, als die Nazis 


beinahe von Papens Politik unterlegen wären, sie durch eine Serie von kost- 
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spieligen Wahlkämpfen zu erschöpfen. Die Parteikrise führte sogar zu einer Steige- 
rung der Hilfe, die die Nazis von der Stahlgruppe erhielten, denn sie fiel mit einer 
Entwicklung zusammen, durch die sie den Stahlleuten unentbehrlich wurden. Bis 
November unterstützten die meisten Produzenten einschließlich vieler, die auf 
Naziunterstützung hofften, das Kabinett von Papen, das sowohl Junker wie In- 
dustrielle vertrat und die Nazi lediglich als Frankenstein-Ungeheuer zu benutzen 
suchte, um die Linken im Reichstag zu schrecken. Glücklicherweise für die Nazis 
besaß der Kanzler seit dem Herbst 1932 nicht mehr die Unterstützung des Reichs- 
wehrministers Genera] von Schleicher, dessen Intrigen zu Beginn des Frühjahrs 
sein Kabinett an die Macht gebracht hatten. Im November trat von Papen zurück 
und von Schleicher übernahm das Amt des Kanzlers. Anders als von Papen war 
der General mehr darum besorgt, eine Massenbasis für die Vergrößerung der 
Armee zu finden, als unsichere Klassenprivilegien aufrechtzuerhalten [81]. Mit 
schwerer Beunruhigung sahen Junker und Schwerindustrie von Schleichers Be- 
mühungen, zu einer Verständigung mit den Gewerkschaften und dem linken 
Flügel der Nazis zu kommen und ein Programm gegen die Krise zu entwerfen, das 
in jeder Beziehung ihren Wünschen widersprach. Obwohl Papen und Schleicher 
einig waren, daß die Krise mit öffentlichen Ausgaben und einem Rüstungspro- 
gramm bekämpft werden müsse, wäre doch der General, der dem militärischen 
Ehrgeiz der führenden Nazi nicht traute, glücklich gewesen, wenn ihm die 
Unterstützung der Sozialisten im Reichstag sicher gewesen wäre [82]. Dieses Er- 
gebnis hätte sowohl die Junker wie die Industrie des Gewinnes beraubt, den sie 
durch die Militarisierung einzuheimsen hofften, ganz abgesehen von der Gefahr, 
die viele von ihnen durch eine Reichstagsuntersuchung der Osthilfeangelegenheit 
oder eine auf den Besitz des Reiches an Gelsenkirchenaktien begründete Soziali- 
sierung der Schwerindustrie gelaufen wären. So erhielt Hitler im allerletzten 
Augenblick, als seine von drei großen Wahlkämpfen innerhalb von acht Monaten 
geschwächte Partei zugleich vor dem Bankrott und einem katastrophalen Stim- 
menverlust stand, die langerwartete Chance, sich selbst als Retter der Gesellschaft 
zu präsentieren. Er wurde von den gleichen Kreisen aus finanzieller Not errettet, 
die von ihm die politische Rettung erwarteten. 

Aber immer noch war die Schwerindustrie weit davon entfernt, den Nazis ihre 
einstimmige und uneingeschränkte Unterstützung zu geben. Obwohl die unab- 
hängigen Produzenten sehr bekümmert über Schleichers Kurs waren, fürchteten 
sie doch die wirtschaftliche Diktatur der Männer um den Stahlverein viel zu sehr, 
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um mit ihren politischen Wiinschen einverstanden zu sein. Walter Funks Reise 
durch die Ruhr Ende 1932, um Geld für die Partei zu sammeln, wurde ein arger 
Fehlschlag, denn der einzige größere Beitrag waren 20 000 bis 30 000 Reichsmark, 
die Steinbrinck ihm für Flick gab [83]. Kaum glücklicher als Funk in seinen Be- 
mühungen um Hilfe für die Nazis war Otto Prinz zu Salm-Horstmar, einer der 
alten Drahtzieher des deutschen Wirtschaftsimperialismus [84], der Mitte Ok- 
tober Gustav Krupp drängte, einen Aufruf zu unterzeichnen — wie es scheint zu- 
gunsten der Aufnahme der Nazis in die Regierung — der am Tag vorher von 
einem kleinen Komitee beschlossen worden war [85]. Nach den Novemberwahlen, 
in denen die Nazistimmen auf 38,1 Prozent der Gesamtstimmenzahl sanken im 
Vergleich zu 37,4 Prozent in den Wahlen vom 31. Juli, wandten sich Curt von 
Schröder, Bankier der Vereinigte-Stahl-Gruppe, Albert Vögler, ihr Direktor, und 
Dr. Hjalmar Schacht an die führenden Industriekreise mit der Bitte, eine Petition 
zu unterzeichnen, in der Präsident von Hindenburg gebeten wurde, Hitler zum 
Kanzler zu machen [86]. Die Antwort, die sie außerhalb des Kreises der Ver- 
einigte-Stahl-Gruppe fanden, war nicht ermutigend. Paul Reusch und Fritz Sprin- 
gorum von der Hoesch-Stahl-Gruppe teilten Vögler mit, daß sie der Petition zu- 
stimmten, aber nicht wünschten, ihre Unterschriften hinzuzufügen [87]. Die 
gleiche Antwort gaben die Direktoren Kiep und Cuno von der Hamburg-Amerika- 
Linie [88]. Dr. Schachts Bericht an Hitler über das Fortschreiten der Kampagne 
war in sehr vorsichtige Ausdrücke gekleidet. „Erlauben Sie mir, Ihnen zu dem 
starken Widerstand, den Sie geleistet haben, zu gratulieren“, schrieb er unmittel- 
bar nach den Wahlen. „Ich zweifle nicht daran, daß die gegenwärtige Entwicklung 
der Dinge nur dazu führen kann, daß Sie Kanzler werden. Es scheint, als ob 
unser Versuch, eine Anzahl von Unterschriften aus Geschäftskreisen für diesen 
Zweck zu sammeln, nicht gänzlich umsonst gewesen sei, aber ich glaube, daß die 
Schwerindustrie kaum teilnehmen wird, denn sie trägt ihren Namen ‚Schwer- 
industrie‘ mit Recht, weil sie sich so schwer entschließt“ [89]. (Rückübersetzung 
aus dem Englischen.) 

Die Goebbels-Tagebiicher dieser Wochen zeigen sehr deutlich, wie sowohl die 
Moral als auch die finanzielle Situation der Partei unter diesen Umständen auf 
einen wnerhörten Tiefstand sanken und wie die Partei von einer Spaltung be- 
droht wurde [90]. Zum Glück für Hitler war der gemäßigte Flügel der GroB- 
industrie, der von Papen unterstützte, kaum weniger daran interessiert, einen 
völligen Zusammenbruch der Partei zu verhindern, als die Hitlerenthusiasten um 
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die Vereinigten Stahlwerke. Unter der Gefahr einer Lösung Schleicher, die wahr- 
scheinlich einen Schlag für die Junker und die Großindustrie als Ganzes be- 
deutete, war die Papengruppe mit ihrem Zentrum im Herrenklub bereit, auf 
Kompromißvorschläge ihrer zu Nazis gewordenen Kollegen zu hören. Das ist der 
Hintergrund für das berühmte Treffen zwischen von Papen und Hitler am 4. Ja- 
nuar 19383 im Hause des Kölner Bankiers Curt von Schröder, des Geschäfts- 
freundes und Vertrauten von Vögler, Kirdorf, Thyssen und Flick. „Das allge- 
meine Ziel der Industriellen war damals“, erzählte von Schröder später den alli- 
ierten Untersuchungsbeamten, die ihn wegen der Arrangierung dieses Treffens be- 
fragten, „einen starken Führer in Deutschland an die Macht kommen zu sehen, der 
eine Regierung bilden konnte, die lange an der Macht bleiben würde. Als am 6. No- 
vember 1932 die NSDAP ihren ersten Rückschlag erlitt und so ihren Gipfelpunkt 
überschritten hatte, wurde die Unterstützung der deutschen Schwerindustrie eine 
Sache von besonderer Dringlichkeit“ [91]. 

Über sein persönliches Interesse, einen politischen Umschwung herbeizuführen, 
der die Vereinigten Stahlwerke wieder zu einem flotten Unternehmen machen 
und die Sozialisierung der deutschen Stahlindustrie verhindern würde, hat von 
Schröder in seinen verschiedenen Aussagen nichts erklärt. Das allgemeine Bild ist 
freilich augenfällig genug. Unmittelbar nach dem Treffen Hitlers und von Papens, 
das noch vor dem Ende des Monats dazu führte, daß von Hindenburg Hitler zum 
Reichskanzler ernannte mit von Papen als Vizekanzler, gab ein Konsortium von 
Industriellen, an deren Spitze Vögler und Springorum standen und das Mitglieder 
des Freundeskreises einschloß, der Bank von Schröders, J. H. Stein, eine Million 
Reichsmark zur Verteilung unter die SS. Das Konsortium sorgte auch dafür, daß 
die dringendsten Wahlschulden der Nazipartei bezahlt wurden [92]. Thyssen ist 
allerdings sicherlich über das Kölner Treffen nicht informiert gewesen [93], aber 
er hatte guten Grund, mit dem Ergebnis zufrieden zu sein. Um seine Aktivität 
für die Nazis zu eröffnen, rief Hermann Göring ihn an und erzählte ihm, daß die 
Kommunisten seine Ermordung planten [94]. Für die deutsche Industrie als 
Ganzes hatte das Kölner Treffen weitreichende Konsequenzen, die sogar die den 
Wünschen der Drahtzieher entsprechende Regelung der Gelsenkirchen-Affäre [95] 
als solche übertrafen. 

Hitlers schließlicher Aufstieg zur Macht bedeutete auf industriellem Gebiet 
einen Sieg der Stahl- und Kohleproduzenten — Thyssen, Vögler, die Tengel- 
manns, Springorum, Knepper, Buskühl — und ihrer Bundesgenossen im Ver- 
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sicherungsgewerbe und der Chemischen Industrie, wie Kellermann, von Schnitz- 
ler und Gattineau [96], über die Vertreter der großen unabhängigen Familien- 
unternehmen, wie z. B. Krupp, Peter Klöckner, Paul Reusch von der von Haniel 
kontrollierten Gutehoffnungshütte, Hugo Stinnes jr. und Karl Friedrich von Sie- 
mens, das Haupt der berühmten Siemens-Elektrizitätswerke. Es scheint, daß die 
alten Industriefamilien von der Ruhr Hitlers beginnenden Totalitarismus sehr viel 
mehr fürchteten als die Direktoren der anonymen Gesellschaften, die von hohen 
Gehältern und nicht von persönlichen Gewinnen lebten [97]. 

Das Haus Krupp, das seine Arbeiter nach Art eines wohlwollenden Despoten 
behandelte, war der Meinung, die Hilfe eines „Retters“ wie Hitler entbehren zu 
können, um so mehr, als die Nazipartei mit Radikalen durchsetzt war, die Gustav 
Krupp von Bohlen, das Haupt des Unternehmens, ganz und gar verachtete [98]. 
Krupp von Bohlens Intrigen gegen die Nazis vor Hitlers Machtantritt hinderten 
ihn dennoch nicht, ein glühender Supernazi zu werden, nachdem die Würfel 
einmal zugunsten der Braunhemden gefallen waren. Als Haupt eines Unter- 
nehmens, das von guten Beziehungen zum Staat abhing, versuchte er, Hitler die 
Vergangenheit vergessen zu machen [99]. 

Die taktische Schwäche des nicht-hitlerischen Flügels der deutschen Industrie 
in dem Wettrennen um die Macht besiegelte das Schicksal der Zusammenarbeit 
zwischen Gewerkschaften und Industrie, obwohl sogar die, die mit den Nazi sym- 
pathisierten, Befürchtungen wegen dieser Angelegenheit hatten. Man kann Papen 
ganz gern glauben, daß er immer noch versuchte, Hitler zu überlisten, wie er es 
vorher getan hatte, und einen vollständigen Umsturz der ganzen politischen 
Linie zu verhindern [100]. Da sie jedoch nicht bereit waren, eine weitere Schwä- 
chung der Nazis durch eine neue Reichstagsauflösung vor ihrer Machtergreifung 
hinzunehmen, waren Papen und Hugenberg, Junker und Schwerindustrie ge- 
zwungen, den Köder Hitlers samt Angelhaken, Schnur und Senkblei zu schlucken, 
wenn auch das Angelgerät noch die alten kaiserlichen Farben des Reiches „schwarz- 
weiß-rot“ zeigte, während das Hakenkreuz in diesen Wochen verborgen blieb. 

Als Befehlshaber einer Art Privatarmee hatte Hitler, sobald er einmal an der 
Macht war, keine Schwierigkeiten, den Plänen seiner angeblichen Beschützer, der 
Junker und der Industriellen, Halt zu gebieten und alle Hoffnungen zu vereiteln, 
daß er den Produzenten gestatten würde, Herren in ihrem Hause zu bleiben. 
Hitlers berühmtes Treffen mit den Industriellen in Berlin am 20. Februar 1935, 

zwölf Tage vor der unheilvollen Wahl, die er zur Stabilisierung seiner Macht be- 
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nutzte, bezeichnete das Ende der schwachlichen Versuche einiger Produzenten, der 
Gefahr des Totalitarismus zu entrinnen. Vor einer Versammlung der prominen- 
testen deutschen Industriellen und Bankiers, unter ihnen Schacht, Albert Vogler, 
Friedrich Flick, Krupp von Bohlen, Georg von Schnitzler, Carl Bosch und mehr 
als einem Dutzend anderer verkündete Hitler als sein Ziel, totalitäre Kontrolle 
über das Reich zu gewinnen, das parlamentarische System zu zerstören, jede Oppo- 
sition mit Gewalt niederzuwerfen und die Wehrmacht wiederherzustellen. Nach- 
dem er gegangen war, schlug Dr. Schacht der Versammlung vor, einen Wahlfonds 
von drei Millionen Reichsmark aufzubringen. Das Geld wurde gespendet [101]. 
Von Schnitzler sprach über die Angelegenheit mit Bosch, einem siidwestdeutschen 
Liberalen, der als Gegner der Nazis bekannt war. Bosch machte keinerlei Be- 
merkung, sondern zuckte nur die Schultern [102]. Das war das Ende dessen, was 
überhaupt an schwachem Widerstand gegen Hitler in gewissen Industriekreisen 
bestanden hatte. 


Schlußbetrachtung 


Zusammenfassend mag man sagen, daß die großen Konzeme, die Hitlers Auf- 
stieg zur Macht unterstützten, hauptsächlich aus den Gruppen bestanden, die 
mehr oder weniger aus eigener Schuld am härtesten von der Krise getroffen waren 
und daher auf das Kommen eines Retters hofften. Unter diesen Gruppen spielten 
die großen Banken, von denen einige 1931 zusammengebrochen waren, eine her- 
vorragende Rolle, da sie alle der Gefahr einer Sozialisierung gegenüberstanden. 
Im Freundeskreis und anderen Naziagenturen war diese Gruppe von Männern 
wie Friedrich Reinhardt, Emil Meyer, Emil von Stauß und als ihre treibende 
Kraft Hjalmar Schacht, vertreten. Die andere, in der Industrie führende Gruppe 
bestand aus dem Kreis der Vereinigten Stahlwerke, der hier ausführlich behandelt 
worden ist. Hierzu kam die Kali-Industrie, wie besonders der von General- 
direktor Rästerg geleitete Wintershall-Konzern, dessen Großaktionär, Arnold 
Rechberg, seit Versailles für ein militarisiertes, auf internationaler Vertrustung 
ruhendes Europa mit der Spitze gegen die Sowjet-Union agitierte. Der Rest der 
großen Industriekonzerne hätte es, obwohl er Hitler als Bundesgenossen gegen 
die Arbeiterschaft begrüßte, gern gesehen, wenn er als bloßes Werkzeug in den 
Händen eines von der Industrie und den Junkern kontrollierten Kabinettes gedient 
hätte. Selbst so glühende Unterstützer Hitlers wie Thyssen wären zweifellos 
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glücklicher gewesen, wenn Hitler ihnen auf die Dauer geholfen hätte, die Monar- 
chie wieder zu errichten, statt selber Kaiser zu spielen. Als sich das als undurch- 
führbar erwies, unterstützten sie freilich Hitler als das kleinere von zwei Übeln, 
eifrig bestrebt, das Beste aus seinem Machtantritt zu machen, politisch sowohl wie 
wirtschaftlich. In dieser Hinsicht stimmen die dokumentarischen Quellen überein, 
obwohl viele Lücken noch zu füllen bleiben, da die Protokolle der Nürnberger 
Gerichtsverhandlungen, die die beste verfügbare Materialsammlung darstellen, 
eher für rechtliche als für historische Bedürfnisse gesammelt worden sind. 

Obgleich Hitler durch die Fonds der Industriellen kraftvoll unterstützt wurde, 
kann man nicht sagen, daß sie seine Bewegung „gemacht“ hätten. Eine Bewegung 
von so gewaltigem Umfang wie die seine, die 1932 über 230 Sitze im Reichstag 
verfügte, wird nicht von einer Einzelperson oder einer Gruppe gemacht. Es ist 
vielleicht genauer, wenn man feststellt, daß die Schwerindustrie einfach durch 
ihre Existenz und soziale Natur die Bewegung verursachte oder doch wenigstens 
dazu beitrug, sie zu verursachen, und nachdem sie einmal auf der Welt war, ver- 
suchte, sie für die Zwecke der Industriellen einzuspannen. Rationalisierung und 
wirtschaftliche Konzentration, Aufrechterhaltung von Monopolabsprachen sowie 
der daraus sich ergebende Druck auf kleine Mitbewerber waren der fruchtbare 
Boden, auf dem der Massenfaschismus wuchs. In der Periode von Locamo und 
den folgenden Jahren wurde diese Entwicklung noch ausgeglichen durch die Hoch- 
konjunktur und den hohen Beschäftigungsgrad. Aber in den Krisenjahren nach 
1929 wurde plötzlich deutlich, daß die deutsche Mittelklasse in der Nachkriegs- 
inflation die Reste ihrer wirtschaftlichen Unabhängigkeit verloren hatte. In 
Deutschland, der Nation des militärischen Preußen, war die verfallende Mittel- 
klasse zu stark durch militärische und aristokratische Ideologien bestimmt, um 
sozialistisch zu werden oder sich einem New Deal zuzuwenden oder einen Angriff 
auf die bestehende Gesellschaft mit ihrer ungesunden und veralteten agrarischen 
Struktur und ihren expansionistischen Konzernen zu unternehmen. Auf der ande- 
ren Seite war sie aber auch nicht konservativ. Voll tiefen Mißtrauens gegen die 
Männer, die über die Kommandopositionen der deutschen Wirtschaft verfügten, 
stürzte sie sich in ein waghalsiges Abenteuer und stärkte die Macht eines Führers, 
halb Vagabund und halb Polizist, halb Sklave und halb Herrscher, der wie ein 
Condottiere den herrschenden Klassen „Schutz“ vor Bestrafung und Arbeitswirren 
anbot, und der sich durch eine Mischung von Drohungen und Erpressungen zum 
Herren machte über Reiche und Arme zugleich. 
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Anmerkungen 


[1] Siehe z. B. das Bild von Hitlers Machtantritt in dem Buch von „Ernst Henri“ 
(anscheinend Deckname für mehrere Verfasser mit kommunistischem Einschlag), 
„Hitler over Europe“, London 1934, pp. 4 f. — Beispiele einer mehr wissenschaft- 
lichen Behandlung des Problems von kommunistischer Seite sind die Arbeiten 
von Jürgen Kuczinski, wie seine Schrift „Die Bewegung der deutschen Wirtschaft 
1800—1946“, 16 Vorlesungen, 2. Aufl., Berlin 1947, oder seine im selben Jahr er- 
schienene „Geschichte der Lage der Arbeiter in Deutschland von 1800 bis zur 
Gegenwart“. Die bekannteste sozialistische Darstellung der wirtschaftlichen 
Grundlagen der Hitlerbewegung ist Franz Neumanns „Behemoth“ (New York 
1942). 

[2] Military Tribunal, case No. 5, The United States of America against Fried- 
rich Flick et al., Nuernberg 1947 (als „Flick Trial“ zitiert) S. 4005. Eine Veröffent- 
lichung des Prozeßtextes auf Deutsch scheint nicht zu existieren. Eine stark ver- 
kürzte Fassung des englischen Prozeßtextes ist von dem „Government Printing 
Office“ in Washington gedruckt herausgegeben worden; doch ist man zum wissen- 
schaftlichen Zitieren auf den vollen (nur hektographierten) Text angewiesen, der 
hier zugrunde liegt. Die Sachlage macht es nötig, deutsche Zitate meist aus dem 
Englischen zurückzuübersetzen. 

[3] Flick Trial p. 2940, Kreuzverhör des Zeugen Karl Lindemann, des früheren 
Generaldirektors des Norddeutschen Lloyd und Präsidenten der Internationalen 
Handelskammer. 

[4] Flick Trial S. 10945 f. 

[5] Zur Zeit seines Verhörs als Zeuge im Flickprozeß (1947) bekleidete Kastl 
eine führende Stellung in der München-Augsburger Maschinenfabrik. Sein An- 
sehen in Industriekreisen war so groß, daß die Nazis nicht wagten, ihm persönlich 
einen Harm anzutun. Für sein Zeugnis, siehe Flick Trial S. 5528 ff. (Seine Aus- 
sage ist im folgenden im Auszug zurückübersetzt.) 

[6] Der Angeklagte Steinbrinck betonte im Flickprozeß (Trial record, S. 5082 f.), 
daß SS-Führer wie Kranefuß, der eigentliche Führer von Hitlers sogenanntem 
„Freundekreis“ (aus den Reihen der Wirtschaft), von der übrigen SS wegen zu 
enger Berührung mit der Sphäre der Wirtschaft scheel angesehen wurden. „Die 
SS-Führer“, betonte er, „hatten stets einen eigentümlichen Begriff vom Wesen 
der Wirtschaft. Sie hatten für uns, die Männer der Wirtschaft, weder Verständnis 
noch die rechte Einschätzung.“ Dies ist meiner Meinung nach auch aus der Zeugen- 
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aussage des Brigadeführers Ohlendorff zu ersehen und in noch weit stärkerem 
Grade aus der des früheren Adjutanten von Himmler, Karl Wolff (der folgendes 
über den „Freundeskreis“ sagte): „Dies sind Leute, die das Interesse Deutschlands 
im Auge hatten und die anständig und ehrbar waren, soweit eben ein Wirtschaft- 
ler — ein Mann, der mit Geld handelt — ehrbar im Sinne der SS-Anschauung sein 

[7] Die erste dieser Perioden reichte von diesen Tagen des August 1918, als 
die deutsche Niederlage allmählich deutlich wurde, bis zum Ausbruch der Revo- 
lution zu Anfang November. Während dieser rund drei Monate machte die 
Schwerindustrie den Gewerkschaften nie dagewesene Zugeständnisse, um die 
steigende Flut zu bannen, Sie bereitete so der zweiten Periode den Weg, die 
vom November 1918 bis zum Zusammenbruch der kommunistischen Aufstände 
im Frühjahr des Folgejahres reicht. In diesem Zeitabschnitt unterstützten die 
großen Kartelle, trotz weiterer Verengerung ihrer Beziehungen zu den Gewerk- 
schaften, zum erstenmal die Methoden, die alsbald als faschistisch bekannt- 
werden. Sie gaben diese Methoden jedoch preis, sobald die Kommunisten von der 
Straße gefegt waren, da nach ihrer Meinung der Zug zum Faschismus die Aussicht 
auf „Geschäft wie gewöhnlich“ verdarb, welche den Beginn der dritten Periode 
ankündigt, die durch die Geldinflation bezeichnet ist. Die — wenigstens zeit- 
weise — Unterdrückung der Kommunistengefahr in diesem Zeitabschnitt, die 
Vollbeschäftigung der Fabriken, die die Arbeitslosen von der Straße saugte, die 
Tiefhaltung der Löhne mittels der Inflation und die Möglichkeit eines ständigen 
Ausbaus der Konzerne nahm den deutschen Unternehmern jeden Grund, eine 
politische Bewegung zu unterstützen, die diese Entwicklung zu beeinträchtigen 
vermochte. Selbst am Ende der Inflation, in der das Reich, wie bekannt, an den 
Rand der Diktatur geriet, zeigte die Schwerindustrie keine allzu ausgesprochene 
Neigung für die nationalsozialistische Form des Faschismus. Nach der Stabili- 
sierung der Mark im November 1923 folgte die vierte Periode, die an und für 
sich der Anknüpfung engerer Bande zwischen dem Unternehmertum und dem 
späteren Führer günstig gewesen wäre. Allein Hitler war damals in Haft, und 
die großen Konzerne setzten ihre Hoffnungen mehr auf die New-Yorker Börse 
als auf den Mann, der „die Zinsknechtschaft“ zu brechen versprach. Diese Haltung 
verstärkte sich in dem nächsten Zeitabschnitt — es ist Nummer f ü n f in unserer 
Aufstellung, der mit der Unterzeichnung der Locarno-Verträge im Oktober 1925 
beginnt und von hier zur großen Wirtschaftskrise führt, die genau vier Jahre 
später durch den Krach auf der New-Yorker Börse begann. In diesem Abschnitt 
ging das deutsche Unternehmertum, seine Segel durch amerikanische Kredite ge- 
schwelit, durch eine anscheinende Blüteperiode, die es zur Rationalisierung seiner 
Betriebe, zur Modernisierung seiner Geschäftsmethoden, zur Preissteigerung, 
vermehrten Kartellisierung, Vergrößerung der Ausfuhr und Reparationszahlun- 
gen mittels geborgter Gelder ausnützte, was so den großen Krach vorbereitete. 
Auf diese Weise legte die Locarno-Zeit, in der die Hitlerbewegung sich beinahe 
in Nichts auflöste, den Grund für den meteorartigen Aufstieg der Nazis nach dem 
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Krach von 1929, der den Beginn der sechsten Periode versinnbildlicht. Am 
Ende dieses Zeitabschnittes, etwa Anfang 1932, begann ein großer Teil der deut- 
schen Unternehmer, in ihrer eigenen Falle gefangen, nach einem „Retter“ zu 
rufen und sich für die Nazis zu erwärmen. Diese Strömung dauerte fort in der 
siebenten Periode, die in den Augen der meisten Beobachter organisch mit 
der vorhergehenden Zeitspanne verbunden ist, und die mit Hitlers Machtantritt 
am 30. Januar 1933 endet. Dieser Zeitraum ist bezeichnet durch die Zerstörung 
der Deutschen Republik durch die Kabinette v. Papen und v. Schleicher und durch 
einen scharfen inneren Kampf im Lager der deutschen Rechtsparteien, der die 
großen Konzerne fürchten ließ, eine gute Gelegenheit zu vermissen, falls sie Hitler 
nicht den Weg zur Macht ebneten. 


{7a] Die Angabe beruht offenbarauf einem Mißversfärfdnis; Minoux war bis 
Oktober DEE en Wiedféldt — der deutsche Bot- 
schafter in Washington war Vorstandsmitgljed von Krupp. 


[8] Ein guter Beweis dieses Geistes sind die unter dem Titel „Stresemanns 
Vermächtnis“ (Berlin, zwei Bande, 1930 f.) veröffentlichten Papiere und Schriften 
des führenden deutschen Staatsmannes jener Zeit, die bei ihrem Erscheinen viele 
Leute verstimmten, die geglaubt hatten, daß zum wenigsten der von Stresemann 
geführte liberale Fiügel des deutschen Unternehmertums sich in pazifistischer 
Richtung entwickelt habe. (Etwa gleichzeitig mit dem vorliegenden Band erscheint 
in Amerika ein Buch des Professors an der John-Hopkins-Universität in Balti- 
more, Hans W. Gatzke, über Stresemann und die deutsche Rüstungspolitik, das 
auf Grund des z. Z. in den USA befindlichen vollständigen Stresemann-Nachlasses 
ein erdrückendes Beweismaterial für den Nationalismus und Militarismus dieses 
Kreises gibt. 

[9] In den Jahren 1929—30 hat der Verfasser mit Hilfe des Stabs des damaligen 
Reichsarchivs in Potsdam, in Spandau und an anderen Orten nach den Akten 
dieser Reichsbehörde gefahndet, auf welche die Frankfurter Zeitung und andere 
Blatter während und nach dem Kriege allgemeine Aufmerksamkeit gerichtet hat- 
ten. Er erhielt widerspruchsvolle Auskünfte, Nach der einen Lesart waren die 
Akten im Jahre 1918 von revolutionären Matrosen verbrannt worden; nach 
der anderen erfolgte die Verbrennung durch das WUMBA-Personal, um es vor 
Beschlagnahme durch die alliierte Kontrollkommission zu bewahren, und zwar 
angeblich auf Geheimbefehl „von oben“. Bernhard Menne, der unentwegte Be- 
kämpfer der Rüstungsindustrie, sagt in seiner kleinen Schrift „German Industry 
on the War Path“ (New York 1942), die interessierten Unternehmerkreise hätten 
hierbei ihre Hand im Spiel gehabt. 

[10] Vgl. hierfür die vorausgehende Studie. Die Einwirkung der Industrie auf 
die Inflation erfolgte zum Teil durch Druck auf die Politik der Reichsbank, weit 
mehr jedoch durch Ausnützung der lückenhaften Gesetzgebung über den Ankauf 
auswartiger Zahlungsmittel. Für die Bemerkung über die Haltung der Arbeiter 
vgl. das dort zitierte Buch von M. J. Bonn. 
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[11] Menne in seiner genannten Schrift gibt eine ganze Kette solcher Subsidien, 
die sich die Industriellen zwischen den beiden Weltkriegen zu verschaffen wußten. 

[12] Eine vorzügliche Darstellung all dieser Fragen und der Entwicklung der 
deutschen Großindustrie in der Locarnozeit gibt Robert A. Brady, The Ratio- 
nalization Movement in German Industry, a Study into the Evolution of Economic 
Planning (University of California Press, 1933). 

[13] Diese Gedanken sind näher ausgeführt in Teil 3 des 1954 im Macmillan- 
Verlag (New York) erschienenen Buches „Why Dictators?“ des Verfassers, dessen 
deutsche Ausgabe in Vorbereitung ist. 

[14] Material über Stadtler enthalten seine Lebenserinnerungen (3 Bde., Düssel- 
dorf 1935). Ähnlich wie Hitler aus einer untergehenden Familie, freilich gehobe- 
neren Standes stammend, in der uneheliche Verbindungen nichts Seltenes waren, 
wurde Stadtler ursprünglich aus Mangel an Mitteln in einem französischen 
Priesterseminar aufgebracht. Die Auflösung dieses Klosters durch den franzö- 
sischen Staat erfüllte den jungen Stadtler mit einem fanatischen Haß gegen die 
französische Laienrepublik, die er für den Zusammenbruch seiner Laufbahn ver- 
antwortlich machte. Ins Reich zurückgekehrt, entwickelte Stadiler allmählich 
einen deutlichen Retterkomplex, der sich verstärkte, als er in russische Kriegs- 
gefangenschaft geriet. Von den Bolschewisten befreit, aber ein heftiger Bolsche- 
wistenfeind, bot Stadtler noch vor Hitler der deutschen Armee seine Dienste als 
Agitator an und wurde in dieser Eigenschaft verwandt. Diese Laufbahn fand 
durch den Ausbruch der deutschen Revolution im November 1918 ihr Ende. 

(15] Laut Stadtler wurde auf Vorschlag von Stinnes auf einer Konferenz der 
obengenannten Wirtschaftsführer in Berlin die Einsetzung eines Kuratoriums 
unter Stinnes’ Führung beschlossen, das 500 Millionen Mark fur diese politischen 
Zwecke aufbringen sollte. Auf einer anschließenden Zusammenkunft in Essen, 
an der der alte August Thyssen — Vater von Hitlers späterem Finanzier Fritz 
Thyssen —, Emil Kirdorf, Paul Reusch vom Hanielkonzern, Fritz Springorum 
und abermals Vögler teilnahmen, wurde ein westdeutscher Zweig der Stadtler- 
schen Organisation gegründet, der den größten Teil dieser finanziellen Ver- 
pflichtung auf sich nahm. 

{16] Aussage des Zeugen Jakob Wilhelm Reichert, Generalsekretars des friihe- 
ren Reichsverbands der Deutschen Industrie, Flick Trial S. 6287 ff. (Rücküber- 
setzung aus dem Englischen). 

[17] Das Wort Räte bedeutete ein Zugeständnis an den durch die russische 
Revolution beeinflußten Zeitgeist, offenbar in der Absicht, der Revolution den 
Wind aus den Segeln zu nehmen. 

{18] Die Einwirkung der dauernden sozialen Verschiebungen jener Zeit auf das 
Problem, die rechte Massenbasis für die Industrie zu finden, ist klar erkannt in 
den sogenannten „Führer-Briefen“, die kurz vor Hitlers Machtergreifung in in- 
dustriellen Kreisen zirkulierten und eine kluge Leistung nationalsozialistischer 
Propagandisten darstellen, da sie viel Wahres enthalten. (Maßgebend für die 
Haltung der einzelnen industriellen Konzerne gegenüber Hitler waren freilich, wie 
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im Text gezeigt werden wird, andere Fragen als die der Sozialpolitik.) Ein bei 
R. Sasuli in seinem Buch „I.-G. Farben“, New York 1947, wiedergegebener Artikel, 
der im September 1932 in den Führerbriefen erschien, spricht es klar aus, daß 
der seit 1918 von der Industrie benutzte Schleusenmechanismus gegen die soziale 
Flut, der im Zusammenspiel mit den Gewerkschaften gegen den Rest der Arbei- 
terschaft bestanden habe, nun wegen der steigenden Arbeitslosigkeit nicht mehr 
wirke, so daß „der einzige gangbare Weg, die Herrschaft des Bürgertums vor 
dem Abgrund zu retten“, darin bestehe, „die Spaltung der Arbeiterklasse und 
ihre Ankettung an den Staat durch andere und direktere Methoden“ zu be- 
wirken. (Rückübersetzt aus dem Englischen.) 


[18a] Über Stinnes und dep Séparatismus siehe oben Anm. 57; interessant ist in” 
diesem Zusammenhang, di€ Angabe Hitlers im Hitlerprozeß, Stinnes habe ihm im 
Herbst 1923 einen _VeTirauensmann (wohl Minoux) gesandt, um ihn (Hitler) im 
Sinne seiner tödefalistischen Rheinlandpläne und der Zusammenlegung der Koh- 
len- und Stählinteressen der Ruhr und Lothringens zu bearbeiter® er — Hitler 
habe deg abgelehnt. Offenbar hatte Stinnes mehrere Pfeile i nem Köcher und 
war bereit, überall mitzumachen, wo seine Herrenrolle rkannt wurde. 

[19] Ein Brief des vormaligen Reichskanzlers Dr. Heinrich Brüning, der im 
Flickprozeß vorgebracht wurde (Flick Trial S. 10950) sagt, Hitler wurde für seine 
profranzösische Haltung bezahlt. Konrad Heiden macht in seinem Buch ähnliche 
Andeutungen. 

[20] Siehe die vorhergehende Studie. Das Geld, das der langjährige General- 
direktor von Stinnes, Friedrich Minoux, dem General Ludendorff gab, kam 
höchstwahrscheinlich von Stinnes, mit dem er — trotz seiner am 10. Oktober er- 
folgten Loslösung aus dem Stinneskonzern — auf gutem Fuß blieb. Bei seinem 
Besuch in München Ende Oktober, wo er sich u. a. mit Ludendorff und Kahr traf, 
um von dort zur Vorbereitung des Seecktschen Direktoriums nach Berlin zu 
fahren, äußerte sich Minoux (nach Aussage Kahrs im Hitlerprozeß) besorgt über 
die Möglichkeit eines Hitlerschen Vorprellens. Gleichwohl haben anscheinend 
die industriellen Gelder — die hunderttausend Goldmark von Thyssen stellten in 
der Inflation eine gewaltige Summe dar — Hitler überhaupt erst zu einem Putsch 
befähigt. 

[21] Heiden, S. 250 und persönliche Information. Heiden, der frühere Vertreter 
der Frankfurter Zeitung in München, hat das historische Verdienst, Hitler früh- 
zeitig ernst genommen und Material über ihn gesammelt zu haben, das später 
nicht mehr zugänglich gewesen wäre. Die seither angesammelten Berge von Do- 
kumenten haben die Zuverlassigkeit Heidens erwiesen. 

[22] Heiden, S. 251. Der Historiker Alfred Vagts teilt dem Verfasser mit, daß 
Hitler in den frühen zwanziger Jahren auch erhebliche Beträge von zwei Vettern 
namens Pietsch erhalten habe, Münchener Chemie-Industriellen von erheblichem 
Wohlstand, die mit Dr. Vagts bekannt waren. Ihr Unternehmen ging später in 
den 1.-G. Farben auf. 
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[23] Entgegen früheren Annahmen ist heute erwiesen, daß Hitler, trotz starker 
Bemühungen, kein Geld von Henry Ford erhielt. Siehe hierüber das Buch des 
vormaligen Hitler-Agenten Kurt Ludecke (auch Lüdecke) „I knew Hitler“ (New 
York 1937). In den zwanziger Jahren, als Ford diesen Agenten empfing, war die 
Hitlerbewegung noch zu klein, um in Fords Augen Unterstützung zu verdienen; 
einige Zeit später schwor Ford, in einem aufsehenerregenden Prozeß durch von 
ihm angegriffene Juden in die Enge getrieben, zum Entsetzen der Nazis öffentlich 
seinen Antisemitismus ab. 


[24] Heiden S. 253 f.; siehe auch oben, Anmerkung 19. Nach Angabe eines Herrn 
Vogl, eines Freundes von Hitler in den Jahren 1919—1929, der vom Münchener 
Institut für Zeitgeschichte ausgefragt wurde, wurde Hitler durch Dietrich Eckart 
mit dessen langjährigem Freund Dr. Emil Gansser bekannt gemacht, der „über 
ungeheure Beziehungen verfügte, die es ihm ermöglichten, vom Ausland Geld 
für die Bewegung zu beschaffen“. 

[25] Nach Heiden (S. 74) war die ursprüngliche NSDAP — die Gründung eines 
gewissen Anton Drexler — geistig ein Kind der sogenannten Deutschen Vater- 
landspartei, jener von Admiral v. Tirpitz und anderen geleiteten großen Dach- 
organisation nationalistischer Gruppen, unter denen alldeutsche Verbände her- 
vorragten. Zu letzteren gehörte auch der „Freie Arbeiterausschuß für einen Guten 
Frieden“, dem Drexler angehörte und der dem Zweck diente, die Arbeiterschaft 
für die alldeutschen Ideen zu gewinnen. Hitlers Beitritt impfte diesem Grüppchen 
den Begriff des österreichischen Alldeutschtums ein, das an weitere Volksschich- 
ten appellierte und sich für Massenwerbung weit mehr eignete. 


[26] Die starke Bewunderung der Nazis für Stacker geht hervor aus der Stöcker- 
Biographie des später umgekommenen hochbegabten, aber fanatisch-demago- 
gischen Führers der Nazi-Historiker Walter Frank: Hofprediger Adolf Stöcker 
und die christlich-soziale Bewegung, 2. Aufl., Hamburg 1935. 


[27] Heiden, S. 249. Kirdorf verwaltete die politischen Fonds des Bergbaulichen 
Vereins und der Vereinigung Eisen Nord-West, den sogenannten Ruhrschatz. 
Einige Feststellungen über die Beziehungen zwischen Kirdorf und Hitler sind 
enthalten in dem als „vertraulich“ bezeichneten und privat gedruckten Buch 
von August Heinrichsbauer: Schwerindustrie und Politik, Essen-Kettwig, West- 
verlag 1948. Der Verfasser dieses Buches wirkte, wie im Text gezeigt werden 
wird, in den dreißiger Jahren als Mittelsmann zwischen Hitler und der Ruhr- 
industrie. Auch heute (1952) ist er wieder für die Ruhrkonzerne politisch tätig. 
Obschon sein Buch deutlich der Weißwaschung dient, enthüllt es manche wenig 
bekannte Tatsache. H.’s Darstellung (S. 52) bestätigt Heidens Behauptung, daß 
der Bergbau Hitler finanzierte, obschon er behauptet, daß der an Hitler durch 
Funk und Strasser gezahlte Gesamtbetrag für die Gesamtzeit von 1930 bis 1933 
nicht mehr als 500—600 000 RM betragen habe. Ferner habe Kirdorf in seiner 
ersten Besprechung mit Hitler, die H. — anscheinend irrtümlich — im Jahre 1927 
(statt 1928) stattfinden läßt, Hitler 100 000 RM gezahlt. 
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[28] Siehe Fritz Thyssen, I Paid Hitler, veröffentlicht von Emery Reves, N. Y. 
1942, S. 98, sowie Urteil der Spruchkammer im Entnazifizierungsverfahren gegen 
Thyssen, S. 7 Nr. 3. Das Studium der Verhandlungen vor der Spruchkammer 
zeigt, daß die vieldiskutierte Publikation von Reves im ganzen völligen Glauben 
verdient. Einzelne Ungereimtheiten, vor allem in den Zahlenangaben, erklären 
sich durch die außergewöhnliche Art des Zustandekommens. (Das Manuskript 
wurde während Thyssens Flucht aus dem Hitlerreich in Hast diktiert und konnte 
von ihm vor seiner Gefangennahme in dem von Hitler besiegten Frankreich nicht 
nochmals durchgesehen werden.) 

Um den Bau des Braunen Hauses zu ermöglichen, brachte Thyssen nach seiner 
Darstellung durch Garantie gegenüber seiner holländischen Bankverbindung 
(es scheint sich um das Haus Mannheimer zu handeln) den Betrag von 300 000 RM 
auf. Da die Nazi nicht zahlten, wurde er für einen großen Teil dieser Summe in 
Anspruch genommen. 

[29] Heiden, S. 249. 

[30] Zeugnis von Wilhelm Keppler, Flick Trial S. 5723. 

[31] Zeugnis von Wilhelm Reichert, Flick Trial S. 2287 ff. 

[32] Nach Fritz Thyssen wurde die Haltung der deutschen Unternehmer damals 
von ihren amerikanischen Kreditvermittlern, wie Clarence Dillon, unterstützt. 
Offenbar waren die amerikanischen Bankiers der Meinung, daß sich das einträg- 
liche Vermittlungsgeschäft der vergangenen Jahre nur fortsetzen lasse, wenn 
man Deutschland gänzlich von seinen Verpflichtungen befreie. Die Rücksicht auf 
ihre hiermit notleidend werdenden Klienten stand bei diesen Kreisen hintenan. 

[33] Heiden, S. 260. 

[34] Thyssen-Reves, S. 102 f. In seinem späteren Verhör durch die Alliierten 
am 4. Oktober 1945 und in einer Verlautbarung vom 1. März 1946 nahm Thyssen 
die s. Z. Reves genannten Zahlen, soweit sie seine eigenen Beiträge betrafen, zum 
Teil zurück und bezifferte die letzteren auf nur 500 —600 000 RM insgesamt, eine 
Ziffer, die weit unter seinen früheren Äußerungen liegt. Zweifellos hatte er zur 
Zeit seiner früheren Zusammenkünfte mit Reves keine Aktenunterlagen bei sich. 
auch war er natürlich bestrebt, seinen Anteil am Aufstieg Hitlers gegenüber den 
alliierten Untersuchungsbehörden nach Möglichkeit zu verkleinern. 

Leider wurden die finanziellen Akten der Partei und die Tagebücher ihres 
Schatzmeisters, des 1947 verstorbenen Franz Xaver Schwarz, nach dessen Aus- 
sage wenige Tage vor der Besetzung Münchens durch die Alliierten im Braunen 
Hause verbrannt, so daß sich eine selbst annähernde Schätzung der Beträge, die 
der NSDAP durch Hugenberg, Thyssen, den Bergbau, Arbeit Nord-West und aus 
anderen Mitteln — vor allem auch durch den holländischen Ölmagnaten Sir Henri 
Deterding — zuflossen, nicht möglich ist. Festzuhalten ist immerhin, daß auch die 
höchsten genannten Zahlen nicht annähernd an die laut Heiden zu Ende 1932 
zwölf Millionen Mark betragenden Schuldverpflichtungen der Partei heranreich- 
ten, so daß sich die ganze Frage der Finanzierung letzten Endes darum drehte, 

ob es den politischen Hintermannern und den Kreditgebern der Partei in deren 
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Eigeninteresse gelang, Hitler zur Macht zu bringen. Hitler selbst pflegte sich be- 
kanntlich im Scherz als den „größten Wirtschaftsführer“ zu bezeichnen. Heiden 
selber behauptet, daß die Ausgaben der Partei für Uniformen, Ausrüstung und 
Vorschüsse vor der Machtergreifung 70—90 Millionen RM betragen hätten, eine 
Angabe, die die Heidensche Schätzung ihrer Schulden als viel zu niedrig erschei- 
nen laßt und es klarmacht, wie unentbehrlich der Machtantritt Hitlers für die 
NSDAP war. Bis dahin lebte die Partei vom Vertrauen ihrer Anhänger und 
Lieferanten in seinen Enderfolg. 

[35] Thyssen-Reves, S. 100. Nach dem Urteil im Denazifizierungsverfahren 
gegen Thyssen betrug der gesamte von ihm an Göring gezahlte Betrag 150 000 RM. 

DÉI Heinrichsbauer, S. 39. 

[37] Otto Dietrich, Mit Hitler in die Macht (20. Auflage, München 1938, S. 46 f.) 

[38] Heinrichsbauer, S. 43. 

[39] Siehe oben, Anm. 28. Die Tatsache, daß diese Verhandlung 1931 stattfand, 
macht Thyssens Angabe, Kirdorf habe diesen Beitrag im Jahre 1928 von ihm er- 
beten, chronologisch ein wenig zweifelhaft. 

[40] Pönsgens Erinnerungen S. 4. Diese Quelle ist zitiert in einem „Preliminary 
Memorandum Brief“ (vorläufige Denkschrift für die Anklage) über die Verbin- 
dungen zwischen Nazis und Schwerindustrie, verfaßt von mehreren Mitgliedern 
der Anklagebehörde in Nürnberg, das dem Verfasser zugänglich gemacht wurde. 
Dasselbe Memorandum gibt einen Brief des Vertreters von Hitler bei den Ruhr- 
konzernen, des bereits mehrfach genannten August Heinrichsbauer, der an- 
scheinend in der Redaktion der von Reismann-Grone herausgegebenen Rheinisch- 
Westfälischen Zeitung saß, an Gustav Krupp v. Bohlen vom 3. September 1931 
wieder, in dem außer den vier im Text genannten Namen noch Tengelmann 
und Springorum als die Namen von Stahlerzeugern genannt werden, die zu dem 
Treffen in Berlin geladen seien. „Herr Hitler“, so heißt es in dem Memorandum, 
„ist sehr begierig. einen Kreis von Herren der rheinisch-westfalischen Industrie 
zum Zweck der Erörterung der gegenwärtigen Lage zu treffen. Es schien aus be- 
stimmten Gründen geraten, die Sitzung nicht an der Ruhr, sondern in Berlin ab- 
zuhalten.“ Dieser Brief, der hier aus dem Englischen zurückübersetzt ist, bittet 
Krupp, die Sache vertraulich zu behandeln, und ersucht ihn, bei der Konferenz 
mitzuwirken. 

Krupp jedoch gab vor dem 30. Januar 1933 seine Zurückhaltung gegenüber den 
Nazis nicht auf. Pönsgen scheint ähnlich gesinnt gewesen zu sein. Er gibt an, die 
beiden Sitzungen hätten ihn „völlig unbeeindruckt“ gelassen, und bezweifelt, ob 
sie Hitler irgendwelche Anhänger brachten. 

[41] „Frankfurter Zeitung“ vom 29. September 1931. 

[42] Heiden S. 277. Nach Schachts Erinnerungsbuch (1948) wurde er umgekehrt 
durch den Bankdirektor v. Stauss mit Göring und Hitler bekannt. Geschichtlich 
bedeutsam ist die Zunahme all dieser Beziehungen als solche; die Frage, wie sie 
‚sich im einzelnen anknüpften, ist mehr biographischen Charakters. 
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[43] Heidens Darstellung dieser Episode (S. 277) ist durch Funks eigene Aus- 
sage voll bestätigt worden. — Nazi Conspiracy and Aggression; A Collection of 
Documentary Evidence, prepared... for presentation before the International 
Military Tribunal at Nuremberg (Washington 1946) Supplement A, S. 1196 ff. Die 
im Text angegebenen Namen von Funks Mitarbeitern sind in dieser Aussage 


enthalten. 

[44] Heinrichsbauer S. 42. 

[45] Heiden S. 277. 

[46] Flick Trial, Beweisstück Nr. 679. Kepplers Version läßt vermuten, daß 
Hitlers eigene Versuche auf diesem Gebiet nicht besonders erfolgreich gewesen 
waren. 

[47] „Frankfurter Zeitung“ vom 8. Januar 1932. Reinhardt war von Funk bei 
Hitler eingeführt worden, desgleichen O. C. Fischer von der Deutschen Kredit- 
gesellschaft und mehrere andere (siehe Anmerkung 43). 

[48] „Frankfurter Zeitung“ vom 9. Januar 1932. Funks Angaben (siehe Anm. 43) 
bestätigen diese Tatsache. Durch Grauert erhielt die Partei 100 000 Reichsmark 
für ihre Zeitung in Essen und den gleichen Betrag für die Frühjahrswahlen von 
1932. Diese letzte Schenkung, die auf den Rat von Fritz Thyssen gemacht worden 
war, wurde von E. Pönsgen, dem Chef der Grauert-Organisation, scharf ange- 
griffen (Heinrichsbauer S. 56). Dadurch wurde Thyssen gezwungen, das Geld 
zurückzuzahlen. 

[49] „Frankfurter Zeitung“ vom 9. März und 22. Juni 1932. 

[50] Der von Thyssen in vielen Punkten in den für ihn selbst bezeichnenden 
Memoiren hervorgerufene Eindruck ist mir durch den Bericht eines früheren 
Mitgliedes des Reichsverbandes der Schwerindustrie bestätigt worden. 

{51] Die Rede wurde als Flugschrift unter dem Titel „Vortrag Adolf Hitlers vor 
westdeutschen Wirtschaftlern im Industrieklub Düsseldorf am 27. Januar 1932“ 
veröffentlicht. Der vollständige Text findet sich in englischer Übersetzung in 
Baynes, Hitlers Speeches (London und New York 1942), S. 777 ff. 

[52] Siehe das ganze Kapitel „Industriekapitane am Kreuzweg“ in Dietrichs 
Buch, S. 46 ff. 

[53] Thyssen S. 101. In seinen späteren Angaben stritt Thyssen entschieden ab, 
daß die versammelten Industriellen versucht hätten, Hitler zu finanzieren, ebenso 
sachkundige Zeugen bei seiner Entnazifizierungsverhandlung. Am wahrschein- 
lichsten ist es, daß die Beiträge, auf die sich Thyssen beim Diktieren des obigen 
Satzes an Reves bezog, privat von einzelnen Teilnehmern des Düsseldorfer Tref- 
fens geleistet wurden. 

[54] Pönsgens Memoiren (zitiert in Preliminary Memorandum Brief) S. 5. 

[55] Das berühmte Memorandum des Verbandes der deutschen Eisen- und 
Stahlindustriellen und des Verbandes deutscher Eisenbergwerke, das dem deut- 
schen Oberkommando im Dezember 1917 übergeben wurde und die Eingliederung 
des französisch-lothringischen Eisenerzbeckens in das Gebiet des Deutschen 
Reiches forderte (als Manuskript gedruckt), war von Vögler im Namen der 
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deutschen Eisenbergwerke gezeichnet. Siehe auch Hans W. Gatzke, „Germany's 
Drive to the West“ (Baltimore: The Johns Hopkins Press, 1950). 


[56] Siehe unten. 

[57] Flick Trial, S. 5051 und 6176. 

[58] Eine der am besten informierten Quellen für diese Politik und die dieser 
ganzen Zeit ist Otto Meißners Buch „Staatssekretär unter Ebert-Hindenburg- 
Hitler“ (Hamburg 1950). Siehe vor allem S. 230 ff. 

[59] Heiden S. 303. 

[60] Z. B. von Heiden S. 287 ff und von Meißner S. 222 ff. 

[61] Flick Trial S. 43 gibt viele wichtige Einzelheiten über Flicks frühere Kar- 
riere und eine gute Zusammenfassung der Gelsenkirchen-Transaktion, die ver- 
wickelter ist, als hier gezeigt werden kann. 

[62] Die Rhein-Elbe-Union, eine der beiden Grundlagen von Stinnes’ fabel- 
hafter Macht, umfaBte die drei vertikalen Trusts Deutsch-Luxemburg, Bochumer 
Verein und die Gelsenkirchen Bergwerks AG, das von Emil Kirdorf beriihmt 
gemachte Unternehmen. 

[63] „Frankfurter Zeitung“ vom 30. und 31. Juli und 3. August 1932. 

[64] „Frankfurter Zeitung“ vom 30. Juli 1932. Die „Frankfurter Zeitung“ fand 
ihren besonderen Stolz darin, immer wieder die Sonde in diese Angelegenheit zu 
stoßen. Das von ihr gebrachte Material ist sehr interessant, obwohl die Haupt- 
züge der Transaktion bis auf die jüngste Zeit unbekannt geblieben sind. 

165] Flicks Zeugnis, Flick Trial S. 3198 ff. Diese Version klingt weniger nationa- 
listisch als die, die er in seinem obenerwahnten Brief von 1932 gab. 

[66] Anfangs 1914 ließ die französische Rüstungsfirma Schneider-Creusot das 
französische Publikum glauben, die deutsche Firma Krupp beabsichtige, die Puti- 
low-Werke zu kaufen, die als hauptsächliche Waffenfabrik des zaristischen Ruß- 
land, des Alliierten Frankreichs, viele französische Industriegeheimnisse hatten 
teilen können und unter der Kontrolle von Schneider gewesen waren. Es wurde 
später nachgewiesen, daß diese Geschichte eine Erfindung war, in die Welt gesetzt, 
um den französischen Staat zu nötigen, Schneider zu stützen. Siehe Francois 
Delaisi, L’Affaire Poutiloff (Paris 1914) und George W. F. Hallgarten, Imperialis- 
mus vor 1914 (München 1951) 2, S. 356 £f. 

[67] Flicks Zeugnis, Flick Trial S. 3164 ff.; Konrad Kaletschs Zeugnis, S. 7502 ff.; 
Steinbrincks Zeugnis, S. 5082 ff. 

[68] Der Preliminary Memorandum Brief enthält die Abschrift des Vertrags 
zwischen der Flickgruppe und der Harrimangruppe, gezeichnet von Irving Rossi, 
15. Februar 1929. 

[69] „Frankfurter Zeitung“ vom 28. Juli 1932. Das im März geschlossene vor- 
laufige Abkommen wurde am 31. Mai bis 1. Juni durch ein endgültiges Abkom- 
men zwischen Flick und dem Reich ersetzt. Das doppelte Datum spiegelt die 
Tatsache wider, daß sowohl die abtretende Regierung Brüning, die den Handel 
begonnen und abgeschlossen hatte, wie auch das neu antretende Kabinett von 
Papen ihn billigten. Nach dem Zeugnis des Flickprozesses (S. 3630) bezahlte das 
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Reich durch die Hardy-Bank eine Barsumme von 25 Millionen Reichsmark und 
übernahm über 65 Millionen Reichsmark Schulden der Flickgruppe, von denen 
26,2 Millionen im Namen der Gelsenkirchen gemacht worden waren. Flick be- 
nutzte das erhaltene Geld sofort, um die Firma Rheinische Braunkohle zu erwer- 
ben, die von Gelsenkirchen kontrolliert wurde. So leitete er die Aufteilung der 
Gelsenkirchen ein, die später unter Hitler vollendet wurde und das Reich um die 
Früchte der Transaktion brachte, obwohl es infolge des internationalen Booms 
nicht besonders schlecht dabei fuhr. 

[70] „Frankfurter Zeitung“ vom 6. Juli und 23. Juli 1932. 

[71] Siehe oben. 

[72] „Frankfurter Zeitung“ vom 28. Juli 1932. 

[73] Flicks Aussage, Flick Trial S. 3171 ff.; Steinbrincks Aussage S. 3644 ff. 

[74] Flicks Aussage, Flick Trial S. 3609 ff. 

[75] Als er im November 1932 einen seiner Beiträge an den Papen-Wahlfonds 
spendete, schrieb Flick an Hugenberg: „Ich gebe Ihnen dieses Geld, damit bei den 
kommenden Wahlen das Bürgertum sich gegen die Nationalsozialisten konsoli- 
dieren und die nationalsozialistische Bewegung hindern kann, früher oder später 
eine radikale Wendung zu nehmen“ (Flick Trial S. 3171. Rückübersetzung aus 
dem Englischen). Daß der Großteil der Schwerindustrie mit Ausnahme der Ver- 
einigte-Stahl-Gruppe von Papen unterstützte, zeigt die Aussage von Ludwig 
Grauert, dem mit den Nazis verbundenen Vertreter der Unternehmerorganisation 
an der Ruhr, der sagt, daß er von seiner Organisation heftig kritisiert wurde, 
weil er für Wahlzwecke der Nazis 100 000 Reichsmark gespendet hatte, weil die 
von der Ruhrlade geführte Schwerindustrie entschieden hatte, daß an die NSDAP 
keine Fonds gegeben werden durften, sondern nur an das Kabinett von Papen. 
(Diese in einem Verhör über SS-Organisationen in Nürnberg am 1. Juli 1946 
abgegebene Aussage wird in Preliminary Memorandum Brief, S. 11, zitiert. 

[76] Steinbrincks Aussage, Flick Trial S. 5069; Flicks Aussage S. 3185. Das Datum 
der Göring-Flick-Unterhaltung in der Gelsenkirchen-Angelegenheit, das nach 
Steinbrinck „Mai oder Juni“ war, muß im Juni gewesen sein, denn in diesem 
Monat kam die Affäre zum Ausbruch. Die Tatsache, daß die Besprechungen 
mehrere Tage dauerten und daß nicht nur Göring (wie das öffentliche Zeugnis 
der Angeklagten zeigt), sondern auch Hitler die Abmachung billigten, wird in 
der einleitenden Darlegung der Anklage (Flick Trial, S. 52) auf Grund schriftlicher 
Eideserklärungen der Angeklagten erwähnt. 

{77] Eine gute Zusammenfassung der Beziehungen zwischen Flick und Göring 
ist in einer Instruktion der Anklage über Reklamationen der Verteidigung wegen 
Nötigung vom 29. November 1947 enthalten, die mir zugänglich war. 

[78] Flicks Aussage, Flick Trial S. 3200 ff. 

[79] Flicks rechte Hand, Otto Steinbrinck, stellte in seiner Aussage (Flick Trial 
S. 5078) diese Tatsache ausdrücklich fest. Er wies darauf hin, daß er um diese 
Zeit in enger Verbindung mit Keppler und Kranefuß war, die Hitler in Wirt- 
schaftsfragen berieten, und fuhr fort: „1932, Ende 1932 und Anfang 1933 standen 
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wir vor ein paar sehr wichtigen Transaktionen: dem Verkauf der Majorität der 
Rheinischen Braunkohle AG und dem Austausch für Harpener-Aktien, der Kon- 
zentration der Vereinigten Stahlwerke und der restlichen Lösung und Auflösung 
des gesamten Vereinigten Stahls. Alle diese Transaktionen schienen nur dann 
möglich, wenn wir sicherstellen konnten, daß auf der Seite der wirtschaftspoliti- 
schen Vertretung der Partei, d. h. von Keppler, der zugleich der Wirtschafts- 
berater des Führers war, keine Schwierigkeiten entstanden" (Ruckubersetzung 
aus dem Englischen). 

Daß diese Zusammenarbeit die Fortdauer der bestehenden Differenzen zwischen 
den Nazianhängern unter den Geschäftsleuten und dem Hauptteil der Partei 
nicht ausschloß, zeigen die internen Diskussionen in dem unlängst gegründeten 
Freundeskreis, die gleichzeitig stattfanden (Kepplers schriftliche Eideserklärung, 
Beweisstück 697 des Flick-Trial-Protokolls; siehe außerdem Flick Trial S. 4426 ff. 
(Aussage des Bankiers Curt von Schröder) und S. 5076 ff. (Steinbrincks Aussage) 
sowie die Verhöre Schröders, die in dem Preliminary Memorandum Brief wieder- 
gegeben sind). Die versammelten Geschäftsleute machten sich hochmütig über die 
„halbverdauten“ sozialistischen Ideen der Durchschnittsnazis lustig, verteidigten 
die Geschäftsmoral der deutschen Monopole und außerten Protest gegen die Art 
kontrollierter Wirtschaft, wie Hitler und seine Gefolgsleute sie später versuchten. 
Ihre Haltung setzte Himmler später instand, den Kreis von Hitler abzubringen 
und unter seine persönliche Kontrolle zu stellen. 

[80] Thyssen S. 110. 

[81] Eine der besten Quellen über die Politik des Generals Schleicher ist auch 
heute noch das Buch von Kurt Caro und Walter Oehme „Schleichers Aufstieg“ 
(Berlin 1932). Siehe auch Hans R. Berndorf, „General zwischen Ost und West“ 
(Hamburg 1951). 

[82] Nach Zeitungsberichten und Tagebüchern dieser Zeit war die seit der 
Reichstagsauflösung vom September 1932 von den Gewerkschaften geführte 
deutsche Sozialdemokratie offen auf eine Remilitarisierung vorbereitet, indem 
sie Einrichtungen wie das Reichsamt für Jugendertüchtigung unterstützte, und 
war für Schleichers Angebote gerüstet. ? 

[83] Steinbrincks Aussage, Flick Trial S. 5056. 

[84] Auszug aus einem Brief von Salm-Horstmar an Krupp vom 12. Oktober 
1932, wiedergegeben in Preliminary Memorandum Brief, S. 31. Der Verfasser 
des Briefs, ein früherer Vorsitzender des Flottenvereins der kaiserlichen Zeit 
ist durch einen jetzt ziemlich berühmten Brief bekannt, der zum erstenmal im 
Anhang zu der glänzenden Studie des verstorbenen Eckart Kehr, ,,Schlachtflotten- 
bau und Parteipolitik“ (Berlin 1930) veröffentlicht worden ist. In diesem Brief 
forderte Salm die Kaiserliche Regierung auf, den Bau der kaiserlichen Flotte zu 
beschleunigen, eine Politik, die einen heilsamen Einfluß auf die Börse haben 
werde, die als unter einer Flaute leidend geschildert wird. (Es handelt sich um 
den Börsensturz von 1901.) 
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[85] Gustav Krupp antwortete in einem an der gleichen Stelle zitierten Brief 
vom 12. Oktober: „Es ist aus einer Reihe von Gründen tatsächlich unmöglich 
für mich, den Aufruf zu unterzeichnen.“ (Rückübersetzung aus dem Englischen.) 

[86] Der in Schröders Archiv gefundene Entwurf des Rundschreibens an Hin- 
denburg lag dem Internationalen Militargerichtshof in Nürnberg in den Ver- 
handlungen gegen Göring und andere vor und trug die Bezeichnung Beilage 
Nr. 837. 

[87] Brief Voglers an Schroder vom 21. November 1932, zitiert in Preliminary 
Memorandum Brief S. 30. Springorum, obwohl zum selben Konzern gehörig wie 
Reusch, scheint gegenüber Hitler positiver eingestellt gewesen zu sein als dieser. 

[88] Brief Kepplers an Schröder vom 13. November 1932, ebenda. 

[89] Schacht an Hitler vom 12. November 1932, Beweisstück Nr. 773 des Inter- 
nationalen Militärgerichtshofes. 

[20] Einen sehr guten Bericht über die verzweifelte Situation der Partei in 
diesen Wochen, die in Goebbels’ Tagebüchern und anderen Quellen enthüllt 
wurde, gibt Heider. S. 305. Freilich konnte Heiden, als er sein Buch schrieb, die 
darin enthaltenen wirtschaftlichen Probleme nicht in der gleichen Weise erken- 
nen, wie das heute uns auf Grund der Dokumente möglich ist. 

{91] Military Tribunal, case nr. 10, The United States against Alfred Krupp et 
al. (Nürnberg 1947), S. 690, Aussage Curt von Schröders. Von Schröder war ein 
Hauptzeuge bei einer Reihe von Kriegsverbrecherprozessen. Nach Papens An- 
gaben in seinem Erinnerungsbuch (S. 253) wurde ihm der Vorschlag zum Treffen 
mit Hitler von Schröder am 16. Dezember 1932 im Herrenklub gemacht. 

[92] Die obige Darlegung verbindet die Darstellung Heidens (S. 314), daß die 
Bewegung zur finanziellen Rettung der Nazis von Vögler und Springorum ge- 
führt war und auf die Bezahlung der Wahlschulden zielte, mit der Darstellung. 
die von Schröder in einer schriftlichen eidesstattlichen Erklärung im FlickprozeB 
(Beweisstück Nr. 680) gab, daß der Freundeskreis der SS eine Million Reichsmark 
gab. Siehe ferner den Bericht über das Kölner Treffen in „Nazi Conspiracy and 
Aggression“ 2, S. 922 ff. Von Papens eigene Version der Konferenz mit Hitler 
liegt in einem Verhör durch einen Verhörbeamten der Vereinigten Staaten vor, 
ebenda S. 1353 ff. 

[93] Thyssen S. 109 gibt an, daß man ihn, da radikale Nazis wie Rudolf Heß ihn 
mit Mißtrauen sahen, über das Kölner Treffen nicht informierte. Er fügte hinzu, 
daß Göring, der ihm vielleicht das Ergebnis mitgeteilt haben würde, nicht ein- 
geweiht war. 

[94] Thyssen S. 35 ff. 

[95] Wirtschaftlich wurde die Gelsenkirchen-Affäre unter Hitler gemäß den 
Erwartungen der Schwerindustrie geregelt, indem ganz einfach die Gelsenkirchen- 
Gesellschaft aufgelöst wurde, die das Reich so teuer gekauft hatte. Das befreite 
den Stahlverein von der Reichskontrolle. Einzelheiten über diese komplizierte 
Transaktion, der ziemlich „weitschweiflge Verhandlungen zwischen den fras- 
lichen Gesellschaften, amerikanischen Gläubigern und deutschen Ministerien“ 
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vorangingen, finden sich in der „Frankfurter Zeitung“ vom 27. und 28. Oktober 
1933. 

[96] Siehe Funks Darstellung in „Nazi Conspiracy and Aggression“, Suppl. A, 
S. 1194 ff. Von den oben aufgeführten Männern war Gustav Knepper in den Auf- 
sichtsräten der Vereinigten Stahl, der Gelsenkirchen und verschiedener Flick- 
unternehmen; Ernst Buskühl war Direktor der Mannesmann-Röhrenfabriken; 
die drei Tengelmanns bildeten das Direktorium der Gelsenkirchen; während Otto 
Kellermann die Nordstern Versicherungsgesellschaft vertrat, hielten Gattineau 
und von Schnitzler die Verbindung zwischen den Nazis und den IG-Farben auf- 
recht. Von den anderen, die Funk genannt hat, ist bereits die Rede gewesen, Von 
Funk stammt auch die im Schlußabsatz dieser Studie enthaltene Angabe über die 
Stellung des Wintershall-Konzerns. 

[97] Die Namen der nicht Hitler zugeneigten Industriellen sind in der Dar- 
stellung Funks angegeben, die in Anm. 96 zitiert ist. Siemens wird von Heiden S. 
312 genannt. Einer der größten Feinde Hitlers unter den Stahlproduzenten war 
der Katholik Otto Wolff, der einen jüdischen Geschäftspartner hatte, Othmar 
Strauß. (Manche Bemerkungen über Wolff sind in Flicks Aussage in Flick Trial 
S. 5050 ff. enthalten.) Allerdings gab Otto Wolff (nach Funk) Hitler Geld, an- 
scheinend als Rückversicherung. Die nicht-hitlerische Gruppe war verbunden 
mit dem Großteil der chemischen Industrie, die sich eines Monopols auf den 
Weltmärkten erfreute und, krisenfester als die Stahlleute, abwarten konnte. — 
R. R. Sasuly, LG (New York 1947), S. 66; Heiden S. 312). 

[98] Thyssen S. 106 ff. 

[99] Thyssen S. 106 ff. 

[100] Von Papens Verhör, „Nazi Conspiracy and Aggression“ Supplement B, 
S. 1459 ff. 

[101] Preliminary Memorandum Brief S. 36 ff. zitiert mehrere Quellen für den 
von den Industriellen gegebenen Betrag. Nach einer Darstellung Funks vom 
28. Juni 1945, die sich darunter befindet, belief sich der Gesamtbetrag der Spen- 
den auf 7 Millionen Reichsmark. Die im Text angegebene Zahl von 3 Millionen 
stammt von Schacht. 

[102] Sasuly, S. 106. Nach den im Prozeß gegen die I.G. Farben vorgebrachten 
Aussagen (document books Schmitz I und II) wurde Boschs Verzweiflung über 
die Tatsache, daß Hitler seine Erfindungen für Kriegszwecke benutzte, für ihn 
selbst zur Besessenheit, die ihn dazu brachte, daß er trank, und ihn gesellschaftlich 
isolierte. 
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Ein Standardwerk zur europäischen Geschichte 


GEORG W. F. HALLGARTEN 


IMPERIALISMUS VOR 1914 


Die soziologischen Grundlagen der Außenpolitik europäischer 
Großmächte vor dem ersten Weltkrieg 


Zwei Bände 
XX, 561 und VII, 507 Seiten gr. 8°. In Ganzleinen zusammen DM 65,— 


„Wer nur irgendeine Phase der europäischen Diplomatie während 
der vierzig Jahre vor Ausbruch des ersten Weltkrieges erforscht, 
wird hier neue Ideen und neues Material finden zu jeder Frage, die 
ihn interessiert. Es ist die wichtigste Veröffentlichung über diesen 
Zeitraum, unentbehrlich für den, der sich mit der neueren euro- 
päischen Geschichte befaßt. Jedes wichtige Problem aus der Zeit 
zwischen 1870 und 1914 wird einer sorgfältigen Betrachtung unter- 
zogen. Man kann sogar sagen, daß kein Werk existiert, das besser 
hilft, auch die Probleme unserer Gegenwart zu verstehen.“ 

Prof. Harry R. Rudin in „Journal of Central 
European Affairs, University of Colorado“ 


„Hallgartens Darstellung der großen inneren Notwendigkeiten der 
Gesamtentwicklung ist nicht auf die Annahme von Zwangslaufig- 
keiten materieller Natur gegründet; er ist bemüht, auch hinter und 
in den Entwicklungen ihr Wesentliches zu sehen, den Menschen, seine 
Fähigkeit zur Erkenntnis und Abwägung der ihn bestimmenden 
Mächte. Damit erhält auch die Politik und ihre Darstellung ein um- 
fassender gegründetes Recht zugewiesen als bisher: sie erscheint bei 
Hallgarten in ihrer vollen Bedeutung einer auf der Grundlage des 
gesamten eigenen und fremden Daseins beruhenden Entscheidung.“ 
Prof. Hellmuth Rößler in der „Vierteljahres- 
schrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte“ 


VERLAG C.H. BECK MÜNCHEN 
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Diese Arbeit des bekannten Histori- 
kers beschaftigt sich mit einer Seite 
der Geschichte der Jahre 1918 bis 1933, 
liber die bisher nur sehr wenig bekannt 
ist. Die durch Kriegs- und Nachkriegs- 
einwirkungen erfolgte Vernichtung 
und Verschleppung von Quellen- 
material machte die Untersuchung 
gerade dieser Fragen zu einem 
schwierigen Unterfangen. In jahre- 
langer Arbeit gelang es Professor 
Haligarten aber, aus dem Dunkel der 
deutschen und internationalen Archive 
Material hervorzuholen, mit dem die 
Rolle beleuchtet wurde, die bestimmte 
Kreise der deutschen Industrie bei 
der Vorbereitung der nationalsoziali- 
stischen Machtergreifung gespielt 
haben. Damit wird die seit 1945 plan- 
mäßig verbreitete Legende zerstört, 
es sei nur die „Straße“ gewesen, die 
Hitler an die Macht getragen habe. 
Wer um geschichtliche Wahrheit be- 


miiht ist, kann an diesem Buch nicht 
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Europäische Verlagsanstalt 
Frankfurt am Main 


vorbeigehen. 


